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hier: Durchführungsverordnungen des Rates bzw. der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft zu den Verordnungen vom 4. April 
1962 zur Gemeinsamen Agrarpolitik 


In Ausführung der vom Rat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft am 14. Januar 1962 beschlossenen und am 4. April 
1962 verabschiedeten Verordnungen zur Gemeinsamen Agrar- 
politik hat die Kommission die 

Verordnungen Nr. 65 bis Nr. 112 

erlassen, deren Wortlaut ich als Anlage zu Ihrer Unterrichtung 
gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 beifüge. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Strauß 


Drude; Bonner UniveKsitäts-Budidrudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goetbestraße 54, Tel. 6 35 51 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Kommission 


Verordnung Nr, 65 der Kommission 
über bestimmte, auf die Ausfuhren von Getreide, Grob- und 
Feingrieß von Hartweizen sowie der in Artikel 1 Buchstabe d 
der Verordnung Nr. 19 genannten Erzeugnisse nach dritten 
Ländern anwendbare Übergangsbestimmungen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf dein Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtscbaftsigemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- ! 
Organisation für Getreide, insbesonderie auf Arti- i 
kel 29, ' 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: ! 

Im internationalein Handel mit Getreide, Grob- < 
und Feingrieß von Hartweizen und mit den in | 
Artikel 1 Buchstabe d) der Verordnung Nr. 19 des | 
Rats genannten Erzeugnissen gilt die Gepflogen- j 
heit, die Handelsgeischäfte hinsichtlich einiger dieser [ 
Erzeugnisse für ziemlich ferne Termine abzuschlie- | 
ßen; die Auf recht erhalt umg der Ströme bei der Aus- | 
fuhr dieser Erzeugnisse nach Drittländern erfordert 
demnach, daß die Mitgliedstaaten vor dem 30. Juli 
1962 in der Lage sind: I 

— Ausfuhrgenehmigungen für die vor dem 1. No- 

vember 1962 zu tätigenden Ausfuhren von | 
Getreide, vor dem 1. Januar 1963 von Malz oder j 
vor dem 1. Dezember 1962 von anderen Erzeug- j 
nissen auszustellen, | 

— gleichzeitig die Höhe des Erstattungsbetrags fest- 

zulegen oder zu gestatten, daß eine bestimmte | 
Getreidemenge, die bei der Herstellung von | 
Grob- oder Feingrieß von Hartweizen oder der j 
betreffenden Veredelungserzeugnisse verwendet j 
wird, mit Rücksicht auf ^die Ausfuhr dieser i 
Erzeugnisse oihne Erhdbung eines Abschöpfungs- j 
betraigs eingeführt werden kann. i 

Bei den nach dem 30. Juli 1962 getätigten Aus- i 
fuhren von Getreide, Grob- und Feingrieß sowie | 
von Veredelungserzeugnissen nach dritten Ländern 
werden die Bedingungen, unter denen Erstattungen 
bei ider Ausfuhr gewährt werden, nach Artikel 20 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 19 des Rats fest- 
gesetzt. 


Für die Ausfuhren von Getreide, Grob- und Fein- 
grieß von Hartweizen und der vorstehend genann- 
ten Veredelungserzeugnisse nach dem 30. Juli, für 
weil che die Ausfuhrgenehmigungen jedoch vor die- 
sem Zeitpunkt ausgestellt worden sind, müssen 
Übergangsmaßnahmen vorgesehen werden. 

Die entsprechenden Ausnahmen sind auf die Men- 
gen zu begrenzen, die den von iden Mitgliedstaaten 
in bestimmten Bezugszeiträumen ausgeführten Men- 
gen entsprechen — ■ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bis zum 29. Juli 1962 einschließlich können die 
Mitgliedstaaten Ausfuhrgenehmigungen für Aus- 
fuhren von Getreide, Grob- und Feingrieß, von 
Hartweizen oder von in Artikel 1 Buchstabe d) 
der Verordnung Nr. 19 des Rats genannten Erzeug- 
nissen erteilen; diese Ausfuhren müssen vorgenom- 
men werden: 

— für Getreide vor dem 1. November 1962, 

— für Malz, auch geröstet, vor dem 1. Januar 1963, 

— für alle anderen obengenannten Erzeugnisse vor 
dem 1. Dezember 1962, 

und sie können für diese Ausfuhren die Höhe des 
Erstattungsbetrags festsetzen oder gestatten, daß 
eine bestimmte Getreidemenge, die bei der Herstel- 
lung von Grob- und Feingrieß von Hartweizen oder 
der betreffenden Veredelungserzeughisse verwen- 
det wird, mit Rücksicht auf die Ausfuhr von Grob- 
und Feingrieß, von Hartweizen oder der vorstehend 
genannten Ve rede lungserzeugn iss e ohne Erhebung 
eines Abschöpfungsbetrags eingeführt wird. Im 
übrigen gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die Ausfuhren müssen nach dritten Ländern 
gehen; 

b) die abschöpfungsfreien Getreideeinfuhren müs- 
sen vor dem 1. Dezember 1962 durchgeführt wer- 
den; 
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c) das Volumen der nach dem 30. Juni 1962 zu 
tätigenden Ausifiuhren darf 

— hei jelder Getreideart die Au sfuihrm engen in 
einem beliebigen Zeitabschnitt von drei auf- 
emanderfolgenden Monaten in den Kalender- 
jahren 1960 und 1961, 

— böi jedem der vorstehend genannten anderen 
Erzeugnisse die Ausfuhrmengen in einem be- 
lielbigen Zeitabsdinitt von vier auifeinanider- 
folgexiiden Monaten im Kalenderja)hr 1961 

nicht überschreiten. 

Artikel 2 

Die Mitglieds taaten teilen der Kommissiion fol- 
gende Angaben mit: 

a) Die in dem in Antikel 1 Buchstabe c) bezeich- 
neten Bezugsz ei träum auisgeführten Mengen; 


b) für jedes Erzeugnis 'das Volumen der AuiSifuhren, 
für die der Erstattungsbetrag festgesetzt und 
eine Genehmigung für die abschöpfungsfreie Ein- 
fuhr von Getreide erteilt worden ist; 

c) für jedes Erzeugnis die Höhe des Erstattungs- 
betrags je Tonne oder die Getreidemenge, deren 
albschöpfungslfreie Einfuhr gestattet worden ist. 

Die unter b) und c) dieses Artikels genannten 
Angaben sind lam 1. und 15. eines jeden Monats zu 
machen. 


A ir t i ik e 1 3 

Diese Verordnung tritt lam 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 15. Januar 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
1 bindiich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 9. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. HalLstein 
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Verordnung Nr. 66 der Kommission 
zur Änderung des Zeitpunkts bestimmter Übergangsmaßnah- 
men für Getreide 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die ischrittweise Errichtaing • einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 29, 

nach Stell'ungnajhme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In ;der Verordnung Nr. 49 des Rats zur Änderung 
des Zeitpunkts für den Beginn der Anwendung 
bestimmter Akte betreffend die gemeinsame Agrar- 
politik ist der Zeitpunkt der Anwendung der Ab- 
schöpfungsregelung für Getreide auf den 30. Juli 
verlegt worden — 

HAT FOLGEDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) In Artikel 1 der Verordnung Nr. 29 der Kom- 
mjisSion über bestimmte Übergangsbestimmungen 
für Weizenmehlausfuhren tritt an die Stelle 


— des 30. Juni 1962 der 29. Juli 1962, 

— des 1. November 1962 der 1. Dezember 1962, 

— des 1. Juli 1962 der 30. Juli 1962. 

(2) In Artikel 3 der genannten Verordnung tritt an 
die Stelle des 15. November 1962 der 15. Dezem- 
ber 1962. 


Artikel 2 

In Artikel 1 der Richtlinie der Kommission vom 
21. Mai 1962 über bestimmte übergaingsbestimmun- 
gen für Getreideeinfuhren tritt ider 30. Juili 1962 an 
die Stelle des 1. Juli 1962. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedsiaat. 


Brüssel, am 11. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 67 der Kommission 
zur Festlegung der Kriterien für die Änderung der Abschöp- 
fungssätze auf Getreide, Mehl, Grob- und Feingrieß 


DIE KOMMISSION DER .EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMBINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro> 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Mjarktorganisation ifür Getreide, besonders auf Arti- 
kel 15 Absatz 2, 

gestützt auf die Stellunignahme des Verw-altungs- 
ausschusses für Getreide, 


in der Erwägung, daß die Ab sch öpfungsbe träge 
auf Getreide und Mehl (bei Schwankungen sowohl 
des Schwellenpreises wie der Preise frei Grenze im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten oider der cif- 
Preise im Handel mit dritten Ländern geändert wer- 
den müssen, tso daß es zweckmäßig ist, gewisse Min- 
destgrenzen vorzuselhan, unterhalb deren etwaige 
Sdiwankungen nicht berücksichtigt werden dürfen, 
damit keine übermäßige Ko«mplizierung des Ver- 
fahrens zur iFestsetzung der Abschöpfungen ein- 
tritt — 


I 

1 


! 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: ; 

i 

Artikel 1 


Der Abschöpf ungs'betrag je Tonne eines der ein- 
zelnen in Artikel 1 Buchstaben a, b und c der Ver- 


ordnung Nr. 19 des Rats über die schrittweise Errich- 
tung einer gemeinsamen Marktorganisation für Ge- 
treide genannten Erzeugnisse bei deren Einfuihr aus 
Mitgliedsländern oder dritten Ländern wird geän- 
dert, sobald sich die Beredinungsfaktoren gegenüber 
den früheren Abschöpfungssätzen so stark verscho- 
ben haben, daß sich hieraus eine Erhöhung oder 
Senkung um einen Mindestbetrag ergibt, den jeder 
Mitgliedstaat für jedes der obengenann^ten Erzeug- 
nisse zwitscdien der oiberen Grenze von 0,75 RE und 
der unteren Grenze von 0,45 RE festsetzt. 

Der Abschöpfungssatz bleibt dagegen unverän- 
dert, wenn die Veräniderung ider Berechnungsfakto- 
ren eine Erhöhung oder Senkung gegenüber dem 
vorher geltenden Satz für ein bestimmtes Erzeug- 
nis ergeben würde, welches diesen Mindestbetrag 
nicht erreicht. 

Dieser Betrag ist bei Einfuhren aus Mitgiiedslän- 
dern oder aus dritten Ländern gleich; er wird für 
jedes Erzeugnis für idie gesamte Dauer des Han- 
delsjahres festgesetzt und nach Festsetzung an die 
Kommission mitgeteilt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 11. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 68 der Kommission 
über die Kriterien für die Bestimmungen der cif-Preise für 
Getreide, Mehl, Grob- und Feingrieß 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt lau'f den Vertrag zur Gründung der EurO’ I 
päischen Wirtschaf, tsgemeinschaft, . 

gestützt auf -die Verordnung Nr. 19 des Rats über ! 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen | 
Markt Organisation für Getreide, insbesondere auf j 
Artikel 10 Absatz 3 und 11, Absatz 2, i 

nach Stellungnahmje des Verwaitungsausschusses 
für Getreide, 

gestützt -auf die Schreiben der Regierungen des 
Königreichs der Niederlainde vom 4. Juni 1962, der 
Italienischen Republik vom 6. Juni 1962, der Bun- 
desrepublik Deutschland vom 27. Jun'i 1962, der 
Französischen Repulblik vom 3. Juli 1962, des Kö- 
nigreichs Belgien vom 16. Juli 1962 und des Groß- 
herz ogtum-s Luxemburg vom 16. Juli 1962, in denen j 
diese Regierungen der Kommission den Grenzüber- ’ 
gangsort zur Bestimmung des Festpreises bezeich- 
net haben, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der cif-Preis, welcher für die Berechnung des ' 
Abschöpfungsbetrags maßgebend ist, ist unter Zu- j 
grunldelegung der günstilgsten Einkauf smöglichkei- | 
ten auf dem Weltmarkt zu ermitteln. 

Bei der Bestimmung der cif-Preise hat die Kom- 
mission alle ihr bekannten Angebote auf dem Welt- 
markt und alle Notierungen an den für den inter- ' 
nationalen Handel w^ichtigen Börsenplätzen — von 
gewissen Ausnähmen abgesehen — - zu berücksich- 
tigen. 

Der cif-Preis ist für einen von jedem Mitglied- 
staat bestimmten Grenzülbergangsort zu berechnen. 
In den Fällen, in denen dieser nicht mit dem See- 
hafen zusammenfällt, der die Zone mit dem größten 
Zu schußb eidarf bedient, ist es notwendig, zu dem in 
diesem Seehafen gültigen cif-Preis die erforder- 
lichen Umschlags- und Frachtko-sten hinzuzurechnen. 

Sind für Grob- und Feingrieß aus Weichweizen 
weder Angebotspreise bekannt noch repräsentative 
Börsennotierungen vorhanden, so , sollte der cif-Preis 
für Grob- und Feingrieß aus Weichvreizen auf Grund 
der internationalen Kurse für Weizenmehl nach 
einer Methode, analog derjeniigen, die für die Fest- 
setzung des Schwellenpreises in der Verordnung 
Nr. 37 des Rats vorgesehen ist, das heißt unter Be- 
rück sicht igunig des Unterschieds zwischen dem Mehl- 
preis und dem Preis von Grob- und Feingrieß aus 
Weichweizen, bestimmt werden. 


Sind für Grob- und Eeingrieß aus Hartweizen 
weder Angebotspreise bekannt noch repräsentative 
Börsennotierungen vorhanden, so sollte der cif- 
Preis für Grob- und Feingrieß aus Hartweizen auf 
Grund der internationalen Kurse für Hartweizen 
nach einer Methode, analog derjenigen, die für die 
Festsetzung des Schwdllenpreises in der Verord- 
nung Nr. 37 des Rats vorgesehen ist, das heißt unter 
Berücksichtigung der erforderlichen Rohstoffmenge, 
der Verarbeitungskosten und des Werts der Zwi- 
schen- und Nachprodukte, bestimmt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Abgesehen von den in Artikel 10 Absatz (4) 
der Verordnung Nr. 19 des Rats vorgesehenen Fäl- 
len, berücksichtigt die Kommission bei der Bestim- 
mung der cif-Preise für die in Artikel 1 Absatz a), 
b) und c) der Verordnung Nr. 19 des Rats genann- 
ten Erzeugnisse alle Ange‘bote auf dem Weltmarkt, 
von denen sie über die Mitgliedstaaten oder durch 
eigene Informationen Kenntnis erhält, sowie die 
Notierungen an den für den internationalen Ge- 
treidehandel Wichtigen Börsenplätzen. Sie bestimmt 
die cif-Preise unter Zugrundelegung der nach ihren 
Informationen günstigsten Einkaufsmöglichkeiten, 
jedoch unter Ausschluß der nicht den nächsten Ter- 
min betreffenden Terminangebote und Terminnotie- 
rungen. Die Preise für die in Artikel 1 Absatz c) 
der Verordnung Nr. 19 des Rats genannten Erzeug- 
nisse gelten brutto für netto. 

(2) Bei der Festsetzung der cif-Preise kann die 
Kommission Angebote unberücksichtigt lassen, wenn 

— es sich um Getreide handelt, das nicht der „fair 
average quality" entspricht, 

— für den im Angebot genannten Preis nur eine 
geringe, für den Markt nicht repräsentative 
Menge gekauft werden kann. 

Die Kommission schließt Angebote aus, die den 
tatsächlichen Einkaufsmöglichkeiten auf dem Welt- 
markt nicht entsprechen. 


Artikel 2 

(1) Die Kommission berechnet die cif-Preise für 
die Grenzübergangsorte, die von den Mitgliedstaa- 
ten der Kommission benannt und in der Anlage zu 
dieser Verordnung aufgeführt sind. 
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(2) Den cif-Preis Emmerich berechnet die Kommis- 
sion -aus dem nach Artikel 1 ermittelten cif-Preis 
Rotterdam und den Umschlagkosten lose/lose von 
Seeschiff iauif Binnenschiff sowie 80 v. H. der B in- 
nenschiff sf rächt von Rotterdam .bis Duisburg. 

(3) Den cif-Pre'is Sterpenich berechnet die Kom- 
mission aus dem nach Artikel 1 ermittelten cif- 
Preis Antwerpen und den Umschlagkosten lose/lose 
von Seeschiff auf Waggon sowie die Bahnfracht 
Antwerpen-Sterpenich (20it-Satz) . 


Artikel 3 

Die für die Ermittlung des cif-Preises, der der 
günstigsten Einkaufsmöglichkeit entspricht, notwen- 
digen Berichtigungen zum Ausgleich von Qualitäts- 
unterschieden gegenüber der für den Schwellenpreis 
maßgebenden Standardqualität nimmt die Kommis- 
sion gemäß den Bestimmungen der Verordnung 
Nr. 61 der Kommission über die Eestsetzung von 
Standardqualitäten für Getreide sowie von Aus- 
gleichskoeffizienten zwischen diesen Standardqua- 
litäten und den für die Richtpreise maßgebenden 
nationalen Standardqualitäten vor. 

Artikel 4 

Wenn für Grob- und Feingrieß aus Weichweizen 
weder repräsentative Angebotspreise bekannt sind 


noch repräsentative Börsennotierungen bestehen, 
kann die Kommission für diese Erzeugnisse den 
cif-Preis bestimmen, indem sie den cif-Preis für 
Weizenmehl um 8 v. H. erhöht. 


Artikel 5 

Wenn für Grob- und Feingrieß aus Hartweizen 
weder repräsentative Angebotspreise bekannt sind 
noch repräsentative Börsennotierungen bestehen, 
kann die Kommission für diese Erzeugnisse den cif- 
Preis bestimmen, den sie berechnet unter Berück- 
sichtigung: 

— der zur Herstellung von 1000 kg Grob- und Fein- 
grieß erforderlichen Menge an Hartweizen, 

— des für Hartweizen festgesetzten cif-Preises, 

— der Verarbeitungskosten, 

— des durchschnittlichen Wertes der bei der Ver- 
arbeitung anfallenden Zwischen- und Nachpro- 
dukte. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 11. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 


ANLAGE 


Die Grenzübergangsorte, die die Mitgliedstaaten 
der Kommission für die Bestimmung der cif-Preise 
mitgeteilt haben, sind folgende; 


1. Königreich Belgien 

2. Deutschland (IBR) 

3. Republik Frankreich 


4. Republik Italien 


5. Großherzogtum 
Luxemburg 

6. Königreich der 
Niederlande 


Antwerpen 

Emmerich 

Dünkirchen für Mais 
und Sorghum-Hirse 

Marseille für die 
anderen Getreiidearten 

Neapel für 
Weichweizen 

Genua für Hartweizen 

Ravenna für die 
anderen Getreidearten 

Sterpenich 

Rotterdam 
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Drucksache IV/616 


Verordnung Nr. 69 der Kommission 
über die Festsetzung der Pauschbeträge für Getreide, Mehl, 

Grob- und Feingrieß 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz (1) und Artikel 11 Absatz (1), 

gestützt auf die Stellungnahme des Verwaltungs- 
auss^husses für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Unter Berücksichtigung der auf den Märkten der 
Mitgliedstaaten verfügbaren Mengen an Getreide 
sowie der Artikel 3 und 5 der Verordnung Nr. 48 
des Rats über die Kriterien für die Festsetzung der 
Pauschbeträge für bestimmte Arten von Getreide, 
Mehl, Grob- und Feingrieß erscheint ein einheit- 
licher Pauschbetrag von einer Rechnungseinheit je 
Tonne Getreide geeignet, zu Beginn der Anwen- 
dung der Abschöpfungsregelung die in Artikel 2 
und 4 der vorerwähnten Verordnung genannten 
Ziele zu erreichen. 

Es besteht kein Anlaß, für Hartweizen einen 
unterschiedlichen Betrag festzusetzen. 

Unter Berücksichtigung der in den Mitgliedstaa- 
ten verfügbaren Mengen an Mehl von Weizen, 
Spelz, Mengkorn und Roggen sowie an Grob- und 
Feingrieß von Weizen ist es nicht zweckmäßig, 
einen höheren Pauschbetrag festzusetzen als den 
Betrag, der sich aus der Verringerung des in dem 


Schwellenpreis für diese Erzeugnisse einbegriffenen 
Betrages zum Schutze der Verarbeitungsindustrie 
um zwei Fünfzehntel ergibt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Ab 30. Juli 1962 und unbeschadet der Anwendung 
von Artikel 9 Absatz (2) der Verordnung Nr. 19 des 
Rats wird der Pauschbetrag, um den der inner- 
gemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag ‘ verringert 
wird, in jedem Mitgliedstaat bis zum Ende des 
Wirtschaftsjahres 1962/1963 festgesetzt auf: 

— 1 Rechnungseinheit je Tonne für die in Artikel 1 
Buchstabe a) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
genannten Erzeugnisse; 

— 1 Rechnungseinheit je Tonne für das in Artikel 1 
Buchstabe b) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
genannte Erzeugnis; 

— 2,5 Rechnungseinheiten je Tonne für die in Arti- 
kel 1 Buchstabe c) der Verordnung Nr. 19 des 
Rats genannten Erzeugnisse. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 17. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 


11 



Drucksache IV/616 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Verordnung Nr, 70 der Kommission 
über die Festsetzung der Ausgleichskoeffizienten zwischen den 
auf dem Weltmarkt angebotenen Getreidequalitäten und der 
für den Schwellenpreis maßgebenden Standardqualität 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über ! 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen i 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf j 
Artikel 10 und 12, i 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: ' 

Der cif-Preis, der von jedem Mitgliedstaat für 
einen bestimmten Grenzübergangsort im Hinblick 
auf die Abschöpfungen gegenüber dritten Ländern 
zu berechnen ist, muß für jedes Erzeugnis unter 
Zugrundelegung der Weltmarktpreise bestimmt ^ 
werden. 

Die Schwellenpreise müssen von den Mitglied- j 
Staaten für die einheitlichen Standardqualitäten ^ 
festgesetzt werden, die in der Verordnung Nr. 61 ! 
der Kommission zur Bestimmung der Standardqua- 
litäten für Getreide sowie der Ausgleichskoeffizien- 
ten zwischen diesen Standardqualitäten und den für 
die einzelstaatlichen Richtpreise maßgebenden Stan- 
dardqualitäten festgelegt werden. 

Bei der Festsetzung der cif-Preise muß die Kom- 
mission bei den einzelnen Getreidearten die Unter- 
schiede zwischen der für den Schwellenpreis 
maßgebenden Standardqualität und den auf dem 
Weltmarkt angebotenen Qualitäten berücksichtigen 
und zu diesem Zweck die Weltmarktpreise an Hand 
von Ausgleichskoeffizienten berichtigen. 

Es empfiehlt sich, bei der Festsetzung der Aus- 
gleichskoeffizienten von den Eigenschaften und 
den Preisen der verschiedenen Getreidequalitäten | 
auf dem Weltmarkt auszugehen. ; 

Wenn die Wertunterschiede zwischen den ver- i 
schiedenen angebotenen Getreidequalitäten nicht j 
mit den Wertunterschieden übereinstimmen, die bei , 
der . Festsetzung der Ausgleichskoeffizienten zu- ' 
gründe gelegt wurden, oder wenn Getreidequalitä- 
ten auf dem Weltmarkt angeboten werden, die in i 
dieser Verordnung nicht erwähnt sind, muß die | 
Kommission die Möglichkeit haben, während einer 
bestimmten Zeit bis zur Ingangsetzung des Verfah- : 
rens nach Artikel 26 der Verordnung Nr. 19 des | 


I Rats abweichende oder neue Ausgleichskoeffizenten 
I anzuwenden - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Zur Bestimmung des cif-Preises für Getreide wer- 
den die in Artikel 10 Ziffer 3 der Verordnung Nr. 19 
des Rats vorgesehenen Berichtigungen auf der 
Grundlage der im Anhang zu dieser Verordnung 
aufgeführten Ausgleichskoeffizienten vorgenommen. 


Artikel 2 

(1) Die Kommission kann ausnahmsweise Aus- 
gleichskoeffizienten anwenden, die von den im An- 
hang zu dieser Verordnung aufgeführten Koeffi- 
zienten abweichen, wenn die Wertunterschiede 
zwischen den einzelnen angebotenen Getreidequali- 
täten nicht mit den Wertunterschieden übereinstim- 
men, die bei der Festsetzung dieser Ausgleichs- 
koeffizienten zugrunde gelegt worden sind. In 
diesem Fall wird der cif-Preis mit Hilfe von Aus- 
gleichskoeffizienten festgelegt, die der Bewertung 
der verschiedenen in diesem Zeitpunkt angebotenen 
Getreidequalitäten in der Gemeinschaft entsprechen. 

(2) Werden auf dem Weltmarkt Getreidequali- 
täten angeboten, die nicht im Anhang zu dieser 
Verordnung aufgeführt sind, kann die Kommission 
von den in diesem Anhang aufgeführten Koeffi- 
zienten abgeleitete Ausgleichskoeffizienten anwen- 
den; hierbei hat sie die Preisunterschiede zwischen 
den betreffenden Getreidequalitäten und den im 
Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten Ge- 
treidequalitäten sowie die Eigenschaften dieser ver- 
schiedenen Getreidearten zu berücksichtigen. 

(3) Die Bestimmungen von Absatz (1) und (2) kön- 
nen für ein und denselben Ausgleichskoeffizienten 
nur während 21 Tagen angewandt werden. Inner- 
halb dieser Frist muß der Anhang zu dieser Ver- 
ordnung einer Revision nach dem Verfahren des 
Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 des Rats unter- 
zogen werden. 


12 



Deutscher Bundestag — 4; Wahlperiode Dnicksadie IV/6i6 


Artikel 3 

Diese Verordnung' tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlidi und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 17. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 


ANHANG 




Ausgleichskoeffizient 
in Rechnungseinheiten 
je 1000 kg 

Ursprungsland 

Bezeichnung der Qualität 

von dem 
Preis der 
Getreide- 
qualität 
abzuziehen 

4 

1 ZU dem 

Preis der 
Getreide- 
1 Qualität 
j hinzuzu- 
rechnen . 

1 


USA 


Kanada 


WEICHWEIZEN 

Soft Red Winter Garlicky 

II + III 

Soft Red Winter I + II 
Western White II 
Soft White II 
Hard Red Winter I -h II 
(ohne garantierten Protein- 
gehalt) 

Dark Hard Winter 1 + II 
(ohne garantierten Protein- 
gehalt) 

Northern Spring I + II 

Red Spring I + II 

Dark Northern Spring I -|- II 

III 

Hard Red Winter I -h II 
(14 V. H. Proteingehalt 
garantiert) 

Dark Hard Winter I + II 
(14 V. H. Proteingehalt 
garantiert) 

Canada V 
Manitoba I 

II 

III 

IV 

Bahia Bianca 
Buenos Aires 
Down River 
Necocrea 
Rosa Fee 


2,50 

3,75 

3,75 

3,75 


9,00 


9,00 

10.50 

10.50 
12,00 
10,50 


12,00 


12,00 

6,00 

12.50 

12,00 

10.50 
9,00 


9,00 


Argentinien 
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Ausgleichskoeffizient 
in Rechnungseinheiten 



je 1000 kg 

Ursprungsland 

Bezeichnung der Qualität 

von dem 
Preis der 
Getreide- 
qualität 
abzuziehen 

zu dem 
Preis der 
Getreide- 
cfualität 
hinzuzu- 
rechnen 


(noch WEICHWEIZEN) 



Australien 

Faq 

5,75 



Western 

6,75 



Semi Hard II 

9,00 


Sdiwedea 


1,25 


Bulgarien 


2,25 


Sowjetunion 

Type 431 

9,00 



HARTWEIZEN 



Kanada 

Canada Western Amber 
Durum 

IV extra 

0 

0 


IV 


1,25 


III 

o,:^5 



I + II 

3,25 ‘ 


USA 

Hard Amber Durum II 

i 0 

1.25 

Argentinien 

Candeal Taganrog 

0 

0 

Marokko 


0 

0 

' i 

Tunesien 

ROGGEN 

0 

0 

USA 1 

USA II 

0 

0 


Plump 

0 

0 

Kanada 

Western 

0 

0 

Argentinien 

Plata 

0 

0 

Dänemark 


0 

0 

Sowjetunion 


0 

0 

Schweden 

GERSTE 

0 

0 

USA 

Federal II 

0 

0 


Federal III 


1,25 


Federal IV + V 


2,50 


Western I + II 

0 

0 


USA II Two Row 

1,25 


Kanada 

Western II Two Row I + II 
Feed I + II 

1,25 

1,25 


Feed III 


2 

Argentinien ^ 

Plata 61/63-64/65 kg/hl 

0 

0 


Plata 65/66-66/67 kg/hl 

0,75. 



Plata 67/68-68/69 kg/hl 

1,25 


Australien 

Chevalier V 

0 

0 


Chevalier III + V 

1,25 



Beecher Barley 

0,75 



Queensland Two Row 

1,25 ' 
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Ausgleichskoeffizient 
in Rechnungiseinheiten 



je 1000 kg 



von dem 
Preis der 
Getreide- 
qualität 
abzuziehen 

zu dem 

Ursprungsland 

Bezeichnung der Qualität 

Preis der 
Getreide- 
qualität 
hinzuzu- 
redinen 


(noch GERSTE) ! 



Nordafrika 

Altuma 


2 

Türkei 

Weißgerste 


1,25 

Irak 



2 

Syrien 

62/63 - 63/64 kg/hl 


2 

Norwegen 


0 

0 

Schweden 


0 

0 

Dänemark 


0 

0 

Sowjetunion 

Baltikum 

0 

0 


1 Schwarzmeer 

0,75 



HAFER 



USA 

Heavy White Oast I + II 

38-40 Ibs 

0 

0 

Kanada 

Western Cats I, II, III extra 

0 

0 

Argentinien 

Plata 

0 

0 

Australien 

Victorian Feed Oats 

0 

0 


Western Oats I + II 

0 

0 

Dänemark 


0 

0 

Großbritannien 


0 

0 

Sowjetunion 


0 

0 

Schweden 

MAIS 

0 

0 

USA 

Yellow Corn I — III 

0 

0 


Yellow Corn IV 


0,50 


Yellow Corn V 


1,25 


White Corn I — III 

0 

0 


White Corn IV 


0,50 


White Corn V 


1,25 

Argentinien 

Plata 

1,25 


Uruguay 


0 

0 

Paraguay 



1,25 

Brasilien 



1,25 

Mexiko 



1,25 

Südafrika 

Yellow Flint 

1,25 


Angola 

Yellow Round 

0 

0 

Kenia 

Yellow 

0 

0 

Marokko 


0 

0 


15 



Drucksache lV/616 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 




Ausgleichskocffizient 
in Rechnungseinheiten 
je 1000 kg 

Ursprungsland 

Bezeichnung der Qualität 

von dem 
Preis der 
Getreide- 
qualität 
abzuziehen 

zu dem 
Preis der 
Getreide- 
qualität 
hinzuzu- 
redinen 


(noch MAIS) 



Burma 


0 

0 

Indien 


0 

0 

Indonesien 


0 

0 

Bulgarien 


0 

0 

Jugoslawien 


0 

0 

Rumänien 


0 

0 

Sowjetunion 


0 

0 


SORGHUM-HIRSE (Mohrenhirse) 


USA 

Yellow Mile Corn II 

0 

0 

Argentinien 

Granifere 

0 

0 


HIRSE 



Argentinien 


0 

0 

Australien 

BUCHWEIZEN 

0 

0 

Südafrika 


0 

0 

USA 


0 

0 

Kanada 


0 

0 

Polen 


0 

0 
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Verordnung Nr. 71 der Kommission 
über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen 
Abschöpfungsbeträge für Eier in der Schale von Hausgeflügel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Eier, insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz (5) Buchstabe a) erster Satz und Buch- 
stabe b), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten setzt sich der 
innergemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag für Eier 
in der Schale wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen im 
einführenden Mitgliedstaat und im ausführenden 
Mitgliedstaat auf die Futterkosten entspricht; 

b) aus einem festen Teilbetrag in Höhe der Aus- 
wirkung des im Jahre 1962 gegenüber den anderen 
Mitgliedstaaten geltenden Zollsatzes auf den Durch- 
schnitt der im Jahre 1961 für Eier in der Schale fest- 
gestellten Preise frei Grenze; ist jedoch der vor- 
stehend genannte Zollsatz unter Berücksichtigung 
der etwaigen Saisonzölle niedriger als 5 v. H., so 
kann der feste Teilbetrag auf 5 v. H. des Durch- 
schnitts der vorstehend genannten Preise erhöht 
werden. 

Der Berechnung des unter a) genannten Teil- 
betrags sind zugrunde zu legen: 

— die für die Erzeugung von einem Kilogramm 
Eier in der Schale erforderliche Futtergetreide- 
menge, die sich ergibt aus den Verordnungen des 
Rats Nr. 36 über die Festsetzung der Futtergetreide- 
menge, die zur Erzeugung von einem Kilogramm 
zum Verhauch bestimmter Hühnereier in der Schale 
erforderlich ist; Nr. 38 über die Festsetzung der für 
die Erzeugung von einem Kilogramm Enteneier, 
Puteneier, Gänseeier und Perlhühnereier in der 
Schale, die zum Verbrauch bestimmt sind, erforder- 
lichen Futtergetreidemenge; Nr. 42 über die Fest- 
setzung der für die Erzeugung von einem Kilo- 
gramm Bruteier von Hausgeflügel erforderlichen 
Futtergetreidemenge ; 

— • die für die einzelnen Mitgliedstaaten repräsen- 
tative Zusammensetzung dieser Futtergetreide- 
menge und 

— die Großhandelsverkaufspreise für Futter- 
getreide in den einzelnen Mitgliedstaaten; die Fest- 


stellung dieser Großhandelsverkaufspreise erfolgt 
für den Zeitraum vom 1. Juli 1961 bis 28. Februar 
1962 für alle Futtergetreidearten, die in der für die 
einzelnen Mitgliedstaaten repräsentativen Futter- 
zusammensetzung enthalten sind. 

Für die Berechnung des unter b) genannten Teil- 
betrags ist es angebracht, von einem für alle Mit- 
gliedstaaten einheitlichen frei-Grenze-Preis aus- 
zugehen. 

Frankreich hat nach Artikel 3 Absatz (5) Buch- 
stabe b) der Verordnung Nr. 21 des Rats bei der 
Kommission beantragt, es zur Verwendung von In- 
dizes zu ermächtigen, um den jahreszeitlichen Preis- 
unterschieden Rechnung zu tragen. 

Die Indizes müssen die normalen Preisrelationen 
und die in den einzelnen Jahreszeiten festgestellten 
Schwankungen der produzierten Durchschnittsmenge 
berücksichtigen, und zwar derart, daß das gewogene 
Mittel der auf diese Weise im Laufe eines Jahres 
festgesetzten Teilbeträge nicht den unter b) ge- 
nannten Teilbetrag überschreiten. 

Es ist daher gerechtfertigt, die Republik Frank- 
reich zur Erhebung innergemeinschaftlicher Ab- 
schöpfungsbeträge zu ermächtigen, deren fester 
Teilbetrag sich aus der Multiplikation des unter b) 
genannten Teilbetrags von 0,0761 Rechnungseinhei- 
ten mit Indizes in Höhe von 0,12 (vom 1. Februar 
bis 31. Mai), 2,00 (vom 1. Juni bis 30. September) 
und 2,85 (vom 1. Oktober bis 31. Januar) ergibt. 

Der Veredelungskoeffizient für Bruteier ist nur 
bis zum 31. Dezember 1962 festgesetzt worden; da- 
her können die Abschöpfungen für Bruteier nur bis 
zu diesem Zeitpunkt festgesetzt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 

Die in Artikel 3 der Verordnung Nr. 21 des Rats 
vorgesehenen innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbeträge betragen, je Kilogramm Eier in der 
Schale von Hausgeflügel (Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs ex 04.05 A) für Einfuhren 


nach Belgien 


aus 


Deutschland (BR) 

0,0272 

Frankreich 

0,0564 

Italien 

0,0852 

Luxemburg 

0,0272 

den Niederlanden 

0,0650 


Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 
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nach Deutschland (BR) 


Artikel 2 


aus 

Belgien 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

den Niederlanden 


nach Frankreich 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Italien 
Luxemburg 
den Niederlanden 


nach Italien 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Frankreich 
Luxemburg 
den Niederlanden 


nach Luxemburg 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 

Frankreich 

Italien 

den Niederlanden 


0,0904 Rechnungseinheiten i 
0,1224 Rechnungseinheiten 
0,1539 Rechnungseinheiten i 
0,0580 Rechnungseinheiten | 
0,1317 Rechnungseinheiten 


0,0761 Rechnungseinheiten 
0,0761 Rechnungseinheiten | 
0,1093 Rechnungseinheiten | 
0,0761 Rechnungseinheiten [ 
0,0859 Rechnungseinheiten j 


0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 


0,0606 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0936 Rechnungseinheiten 
0,1262 Rechnungseinheiten 
0,1033 Rechnungseinheiten 


Frankreich wird ermächtigt, an Stelle der in Ar- 
tikel 1 festgesetzten Abschöpfungsbeträge folgende 
Abschöpfungsbeträge zu erheben: 


vom 30. Juli 1962 bis 30, September 1962: 
für Einfuhren 


aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Italien 
Luxemburg 
den Niederlanden 


0,1523 Rechnungseinheiten 
0,1523 Rechnungseinheiten 
0,1855 Rechnungseinheiten 
0,1523 Rechnungseinheiten 
0,1621 Rechnungseinheiten 


vom 1. Oktober 1962 bis 31. Januar 1963: 
für Einfuhren 


aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Italien 
Luxemburg 
den Niederlanden 


0,2170 Rechnungseinheiten 
0,2170 Rechnungseinheiten 
0,2502 Rechnungseinheiten 
0,21/70 Rechnungseinheiten 
0,2268 Rechnungseinheiten 


vom 1. Februar 1963 bis 28. Februar 1963: 
für Einfuhren 


aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Italien 
Luxemburg 
den Niederlanden 


0,0091 Rechnungseinheiten 
0,0091 Rechnungseinheiten 
0,0423 Rechnungseinheiten 
0,0091 Rechnungseinheiten 
0,0189 Rechnungseinheiten 


nach den Niederlanden 
aus 

0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 
0,0465 Rechnungseinheiten 
0,0272 Rechnungseinheiten 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt für Bruteier von Hausgeflügel bis zum 
31. Dezember 1962 und für die übrigen Eier in der 
Schale von Hausgeflügel bis zum 28. Februar 1963 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Belgien 

Deutschland (BR) 
Frankreich 
Italien 
Luxemburg 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 72 der Kommission 
über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegenüber 
dritten Ländern für Eier in der Schale von Hausgeflügel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT -- 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Eier, insbesondere auf Arti- 
kel 4 Absatz (3), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten setzt sich der 
Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern für 
Eier in der Schale wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen im 
einführenden Mitgliedstaat und den Futtergetreide- 
preisen auf dem Weltmarkt auf die Futterkosten 
entspricht, 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe des gegenüber 
den Mitgliedstaaten nach Artikel 3 Absatz (1) Buch- 
stabe b) und Absatz (5) Buchstabe b) der Verord- 
nung Nr. 21 des Rats festgesetzten Betrags, 

c) aus einem Teilbetrag, der 2 v. H. des durch- 
schnittlichen Angebotspreises entspricht, zu dem 
während des Jahres 1961 die Einfuhren aus dritten 
Ländern in die Gemeinschaft erfolgten; liegt der 
durchschnittliche Angebotspreis unter dem Ein- 
schleusungspreis, der nach Artikel 6 der Verord- 
nung Nr. 21 des Rats für das erste Vierteljahr der 
Anwendung der Abschöpfungsregelung festgesetzt 
worden ist, so ist dieser Einschleusungspreis zu- 
grunde zu legen. 

Der Berechnung des unter a) genannten Teil- 
betrags sind zugrunde zu legen: 

— die für die Erzeugung von einem Kilogramm Eier 
in der Schale erforderliche Futtergetreidemenge, 
die sich ergibt aus den Verordnungen des Rats 
Nr. 36 über die Festsetzung der Futtergetreide- 
menge, die zur Erzeugung von einem Kilogramm 
zum Verbrauch bestimmter Hühnereier in der 
Schale erforderlich ist; Nr. 38 über die Fest- 
setzung der für die Erzeugung von einem Kilo- 
gramm Enteneier, Puteneier, Gänseeier und Perl- 
hühnereier in der Schale, die zum Verbrauch 
bestimmt sind, erforderliche Futtergetreidemenge 
und Nr. 42 über die Festsetzung der für die Er- 


zeugung von einem Kilogramm Bruteier von 
Hausgeflügel erforderliche Futtergetreidemenge, 

— die für die einzelnen Mitgliedstaaten und die 
dritten Länder repräsentative Zusammensetzung 
dieser Futtergetreidemenge und 

— die Großhandelsverkaufspreise für Fultergetreide 
in den einzelnen Mitgliedstaaten sowie die Welt- 
marktpreise für Futtergetreide und ihre Ent- 
wicklung während der letzten sechs Monate. 

Der unter b) genannte Teilbetrag entspricht dem 
der Verordnung Nr. 71 der Kommission über die 
Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbeträge für Eier in der Schale von Haus- 
geflügel zugrunde liegenden festen Teilbetrag. 

Da der durchschnittliche Angebotspreis, zu dem 
während des Jahres 1961 Einfuhren aus dritten Län- 
dern in die Gemeinschaft erfolgten, unter dem durch 
die Verordnung Nr. 34 des Rats festgesetzten Ein- 
schleusungspreis für zum Verbrauch bestimmte 
Hühnereier in der Schale liegt, ist für die Berech- 
nung des unter c) genannten Teilbetrags dieser Ein- 
schleusungspreis zugrunde zu legen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die in Artikel 4 der Verordnung Nr. 21 des 
Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge gegenüber 
dritten Ländern betragen je Kilogramm Eier in der 
Schale von Hausgeflügel (Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs ex 04.05 A) für Einfuhren aus 
dritten Ländern 


nach Belgien 

nach Deutschland (BR) 

nach Frankreich 

nach Italien 

nach Luxemburg 

nach den Niederlanden 


0,1192 Rechnungseinheiten 
0,1901 Rechnungseinheiten 
0,1468 Rechnungseinheiten 
0,0662 Rechnungseinheiten 
0,1632 Rechnungseinheiten 
0,0793 Rechnungseinheiten. 


(2) Falls Frankreich von der in Artikel 2 der Ver- 
ordnung Nr. 71 der Kommission über die Fest- 
setzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungs- 
beträge für Eier in der Schale von Hausgeflügel er- 
teilten Ermächtigung Gebrauch macht, beträgt der in 
Absatz (1) vorgesehene Abschöpfungsbetrag für Ein- 
fuhren aus dritten Ländern nach Frankreich 0,2230 
Rechnungseinheiten. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 73 der Kommission 
über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge für Eier ohne 
Schale und Eigelb, von Hausgeflügel, genießbar, frisch haltbar 
gemacht, getrocknet oder gezuckert 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Eier, insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz (5) Buchstabe a Satz 1 und Artikel 4 
Absatz (3), und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Abschöpfungsbeträge für Eier ohne Schale 
und Eigelb, von Hausgeflügel, genießbar, frisch, 
haltbar gemacht, getrocknet oder gezuckert (Ei- 
produkte) sind für die einzelnen Mitgliedstaaten 
wie folgt festzusetzen: 

a) für aus ganzen Eiern hergestellte Erzeugnisse 
muß dieser Betrag gleich dem Abschöpfungs- 
betrag für die Eiermenge sein, die zur Her- 
stellung eines Kilogramms dieser Erzeugnisse 
verwendet wird, 

b) für Erzeugnisse, die unter Trennung der Bestand- 
teile des Eies hergestellt werden, ist dieser Be- 
trag auf der Grundlage der unter Buchstabe a) 
genannten Abschöpfung unter Berücksichtigung 
des im Jahre 1961 festgestellten durchschnitt- 
lichen Verhältnisses zwischen den Handelswerten 
dieser Bestandteile festzusetzen. 

Bei der Berechnung der Abschöpfungsbeträge für 
Eiprodukte muß daher von den Abschöpfungsbeträ- 
gen ausgegangen werden, die in den Verordnungen 
der Kommission über die Festsetzung der inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge und über 
die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegen- 
über dritten Ländern für Eier in der Schale von 
Hausgeflügel festgesetzt sind. 

Die Hauptbestandteile des Eies stehen, von einer 
gewissen natürlichen Schwankungsbreite abgesehen, 
in einem konstanten Verhältnis zueinander; auf 
diese Weise kann die Menge Schaleneier ermittelt 
werden, die zur Erzeugung von flüssigen oder ge- 
frorenen Eiprodukten notwendig ist, wobei es sich 
empfiehlt, bei Eigelb das Verhältnis des Handels- 
wertes zum Eiweiß zu berücksichtigen. 

Ferner ist es angezeigt, für die Ermittlung der 
Abschöpfungsbeträge für getrocknete Eiprodukte zu 
berücksichtigen, daß Vollei und Eigelb eine be- 
stimmte Menge Trockensubstanz aufweisen. 


Da für alle Schaleneier der verschiedenen Haus- 
geflügelarten für die einzelnen Mitgliedstaaten je- 
weils die gleiche Abschöpfung festgesetzt worden 
ist, empfiehlt es sich, auch für die Eiprodukte nach 
dieser Methode zu verfahren; es erscheint außerdem 
angebracht, für flüssiges oder gefrorenes Vollei und 
Eigelb einheitliche Umrechnungskoeffizienten zu be- 
stimmen. 

Der Verwaltungsausschuß für Geflügelfleisch und 
Eier hat nicht innerhalb der von seinem Präsidenten 
gesetzten Frist Stellung genommen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die in Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 21 
des Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für 
Eier ohne Schale und Eigelb von Hausgeflügel 
(Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 04.05 B I) 
werden je Kilogramm in der Weise festgesetzt, daß 
die Abschöpfungsbeträge für Eier in der Schale von 
Hausgeflügel, die nach Artikel 3 Absatz (5) Buch- 
stabe a Satz 1 und Artikel 4 Absatz (3) der Verord- 
nung Nr. 21 des Rats festgesetzt worden sind, bei 
der Einfuhr von 

a) Eiern ohne Schale, genießbar, frisch, haltbar ge- 
macht oder gezuckert 

mit einem Umrechnungskoeffizienten von 1,14, 

b) Eiern ohne Schale, genießbar, getrocknet, auch 
gezuckert 

mit einem Umrechnungskoeffizienten von 4,31, 

c) Eigelb, genießbar, frisch, haltbar gemacht oder 
gezuckert 

mit einem Umrechnungskoeffizienten von 2,18, 

d) Eigelb, genießbar, getrocknet, auch gezuckert 
mit einem Umrechnungskoeffizienten von 4,26 

multipliziert werden. 

(2) Eier ohne Schale oder Eigelb, die nicht so in 
den Verkehr gebracht werden, wie dies in Absatz (1) 
Buchstabe a) bis d) beschrieben ist, werden 

a) wenn es sich um Eier ohne Schale handelt, wie 
Eier ohne Schale der in Absatz (1) Buchstabe b) 
beschriebenen Art behandelt, 

b) wenn es sich um Eigelb handelt, wie Eigelb der 
in Absatz (1) Buchstabe d) beschriebenen Art be- 
handelt. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 31. Dezember 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 74 der Kommission 
über die Festsetzung des Einschleusungspreises für Eier ohne 
Schale und Eigelb, von Hausgeflügel, genießbar, frisch, haltbar 
gemacht, getrocknet oder gezuckert 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Eier, insbesondere auf Arti- 
kel 6 Absatz (4), erster Fall, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Vermeidung von Störungen durch Angebote 
aus dritten Ländern zu ungewöhnlichen Preisen ist 
ein für die Gemeinschaft einheitlicher Einschleu- 
sungspreis für die verschiedenen Eiprodukte fest- 
zusetzen; dabei ist der Einschleusungspreis für Eier 
in der Schale nach dem gleichen Verfahren zu be- 
rücksichtigen, das gemäß Artikel 3 Absatz (4) der 
Verordnung Nr. 21 des Rats für die Festsetzung der 
Abschöpfung für Eiprodukte anzuwenden ist. 

Es ist daher von den Umrechnungskoeffizienten 
auszugehen, die sich aus der Verordnung Nr. 73 
der Kommission über die Festsetzung der Abschöp- 
fungsbeträge für Eier ohne Schale und Eigelb, von 
Hausgeflügel, genießbar, frisch, haltbar gemacht, 
getrocknet oder gezuckert, ergeben; es empfiehlt 
sich ferner, die Aufschlagkosten, die Kosten für die 
Trennung von Dotter und Eiweiß, die Pasteurisie- 
rungskosten, die Kosten für das Einfrieren und die 
allgemeinen Kosten zu berücksichtigen, zu denen 
insbesondere die Kosten für Transport und Ver- 
packung, Amortisation und Zinsen und die Kosten 
für das Trocknen der Eimasse enthalten sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Der in Artikel 6 der Verordnung Nr. 21 des 
Rats vorgesehene Einschleusungspreis für Eier ohne 
Schale und Eigelb von Hausgeflügel (Nummer des 
Gemeinsamen Zolltarifs ex 04.05 B I) wird je 
Kilogramm wie folgt festgesetzt: 

a) für Eier ohne Schale, genießbar, frisch, haltbar 
gemacht oder gezuckert 0,7720 Rechnungsein- 
heiten, 

b) für Eier ohne Schale, genießbar, getrocknet, auch 
gezuckert 2,7187 Rechnungseinheiten, 

c) für Eigelb, genießbar, frisdi, haltbar gemacht 
oder gezuckert 1,4885 Rechnungseinheiten, 

d) für Eigelb, genießbar, getrocknet, auch gezuckert 
2,9344 Rechnungseinheiten. 

(2) Eier ohne Schale oder Eigelb, die nicht so in 
den Verkehr gebracht werden, wie dies in Absatz (1) 
Buchstabe ä) bis d) beschrieben ist, werden 

a) wenn es sich um Eier ohne Schale handelt, wie 
Eier ohne Schale der in Absatz (1) Buchstabe b) 
beschriebenen Art behandelt, 

b) wenn es sich um Eigelb handelt, wie Eigelb der 
in Absatz (1) Buchstabe d) beschriebenen Art be- 
handelt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 75 der Kommission 
über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen 
Abschöpfungsbeträge für geschlachtetes Hausgeflügel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 3 Absatz (6) erster Satz, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten setzt sich der 
innergemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag für ge- 
schlachtetes Hausgeflügel grundsätzlich wie folgt 
zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen 
im einführenden Mitgliedstaat und im ausfüh- 
renden Mitgliedstaat auf die Futterkosten ent- 
spricht; 

b) aus einem festen Teilbetrag in Höhe der Aus- 
wirkung des im Jahre 1962 gegenüber den an- 
deren Mitgliedstaaten geltenden Zollsatzes auf 
den Durchschnitt der im Jahre 1961 für geschlach- 
tetes Geflügel festgestellten Preise frei Grenze; 
ist jedoch der vorstehend genannte Zollsatz nied- 
riger als 6 V. H., so kann der feste Teilbetrag 
auf 6 V. H. des Durchschnitts der vorstehend ge- 
nannten Preise erhöht werden. 

Der Berechnung des unter a) genannten Teil- 
betrags sind zugrunde zu legen: 

— die für die Erzeugung von einem Kilogramm 
geschlachtetem Geflügel erforderliche Futter- 
getreidemenge, die sich ergibt aus den Verord- 
nungen des Rats 

Nr. 33 über die Festsetzung der Futtergetreide- 
menge, die zur Erzeugung von einem Kilo- 
gramm geschlachtete Jungmasthühner erfor- 
derlich ist, und 

Nr. 41 über die Festsetzung der Futtergetreide- 
menge, die zur Erzeugung von einem Kilo- 
gramm geschlachtete Enten, Puten, Gänse, 
Perlhühner und Legehühner erforderlich ist, 

— die für die einzelnen Mitgliedstaaten repräsen- 
tative Zusammensetzung dieser Futtergetreide- 
menge und 


— die Großhandelsverkaufspreise für Futtergetreide 
in den einzelnen Mitgliedstaaten; die Fest- 
stellung dieser Großhandelsverkaufspreise er- 
folgt für den Zeitraum vom 1. Juli 1961 bis 
28. Februar 1962 für alle Futtei getreidearten, 
die in der für die einzelnen Mitgliedstaaten 
repräsentativen Futterzusammensetzung enthal- 
ten sind. 

Für die Berechnung des unter b) genannten Teil- 
betrags ist es angebracht, jeweils für die einzelnen 
Geflügelarten und für die einzelnen Zubereitungs- 
arten einen für alle Mitgliedstaaten einheitlichen 
Frei-Grenze-Preis anzunehmen. 

Für Einfuhren von geschlachteten Hühnern und 
Puten nach Frankreich ist durch Verordnung des 
Rats nach Artikel 3 Absatz (2) der Verordnung 
Nr, 22 des Rats eine Sonderregelung geschaffen 
worden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die in Artikel 3 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungsbeträge betragen, je Kilogramm ge- 
schlachtetes Hausgeflügel (Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs ex 02.02), für Einfuhren 

a) von Hühnern 

1. wenn das Tier gerupft, ausgenommen und mit 
Kopf und Ständern in den Verkehr gebracht 
wird 


nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0521 
Frankreich 0,0657 

Italien 0,0928 

Luxemburg 0,0372 

den Niederlanden 0,0623 

nach Deutschland (BR) 
aus 


Belgien 0,1083 

Frankreich 0,1219 

Italien 0,1490 

Luxemburg 0,0801 


den Niederlanden 0,1334 


Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 


Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 
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nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,0868 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0868 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1139 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0868 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0983 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0372 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0372 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0372 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0372 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0372 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0654 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0521 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0940 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1210 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0905 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0372 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0521 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0521 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0677 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0372 Rechnungseinheiten 

2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Ständer, aber mit Herz, Leber 
und Muskelmagen (eßbare Eingeweide) in 
den Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0617 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0779 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1100 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0441 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0739 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 0,1285 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0, 1 446 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1767 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0950 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1582 Rechnungseinheiten 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,1029 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1029 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1350 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1029 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1165 Rechnungseinheiten 


nach Italien 
aus 

Belgien 0,0441 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0441 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0441 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0441 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0441 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0776 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0617 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1114 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1435 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1073 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0441 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0617 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0617 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0802 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0441 Rechnungseinheiten 


3. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Ständer sowie ohne eßbare 
Eingeweide in den Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0666 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0840 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1187 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0476 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0797 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 0,1385 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,1559 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1906 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1024 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1706 Rechnungseinheiten 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,1110 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1110 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1456 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1110 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1257 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0476 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0476 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0476 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0476 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0476 Rechnungseinheiten 
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nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0837 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0666 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1202 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1548 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1158 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0476 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0666 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0666 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0866 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0476 Rechnungseinheiten 


b) von Enten 

1. wenn das Tier gerupft und ausgeblutet, ge- 
schlossen, mit Kopf und Paddeln in den Ver- 
kehr gebracht wird 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0473 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0654 Rechnungsoinheiten 

Italien 0,1013 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0338 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0671 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 0,1164 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,1345 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1704 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0790 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1497 Rechnungseinheiten 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,0788 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0788 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1147 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0788 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0940 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0338 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0338 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0338 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0338 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0338 Rechnungseinheiten | 

nach Luxemburg i 

aus 

Belgien 0,0712 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0473 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1028 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1387 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1045 Rechnungseinheiten 


nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0338 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0473 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,0473 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0680 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0338 Rechnungseinheiten 


2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Paddeln, aber mit oder ohne 
Herz, Leber und Muskelmagen (eßbare Ein- 
geweide) in den Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0615 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0850 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1317 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0440 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0872 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 0,1514 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,1749 Rechnungseinheiten 

Italien 0,2216 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1027 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0671 Rechnungseinheiten 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,1026 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1026 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1493 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1026 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1223 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0440 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0440 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0440 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0440 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0440 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0927 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0615 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1337 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1804 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1359 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0440 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0615 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0615 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0884 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0440 Rechnungseinheiten 
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c) von Puten 


nach Deutschland (BR) 


nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0641 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0865 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1310 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0458 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0870 Rechnungseinheiten 


.aus 


Belgien 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

den Niederlanden 


0,1457 Rechnungseinheiten 
0,1678 Rechnungseinheiten 
0,2118 Rechnungseinheiten 
0,0999 Rechnungseinheiten 
0,1864 Rechnungseinheiten 


nach Frankreich 


nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 0,1511 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,1735 Rechnungseinheiten 

Italien 0,2180 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1924 Rechnungseinheiten 
Luxemburg 0,1047 Rechnungseinheiten 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,1068 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1068 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1513 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1068 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1256 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0458 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0458 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0458 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0458 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0458 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0922 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0641 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1329 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1774 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1334 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0458 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0641 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0641 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0898 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0458 Rechnungseinheiten 

d) von Gänsen 

1. wenn das Tier gerupft und ausgeblutet, ge- 
schlossen, mit Kopf und Paddeln in den Ver- 
kehr gebracht wird 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0605 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0826 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1265 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0432 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0839 Rechnungseinheiten 


aus 

Belgien 0,1008 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1008 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1447 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1008 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1194 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0432 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0432 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0432 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0432 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0432 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0890 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0605 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1284 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1723 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1297 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0432 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0605 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0605 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0858 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0432 Rechnungseinheiten 


2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Paddeln, mit oder ohne Herz 
und Muskelmagen in den Verkehr gebracht 
wird 


nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0491 
Frankreich 0,0733 

Italien 0,1213 

Luxemburg 0,0351 

den Niederlanden 0,0796 

nach Deutschland (BR) 
aus 


Belgien 0,1381 

Frankreich 0,1623 

Italien 0,2104 

Luxemburg 0,0880 


deU'Niederlanden 0,1826 


Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 


Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 

Rechnungseinheiten 
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nach Frankreich nach Italien 

aus aus 

Belgien 0,0819 Rechnungseinheiten Belgien 0,1041 Rechnungseinheiten 


Deutschland (BR) 0,0819 Rechnungseinheiten 
Italien 0,1300 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0819 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1022 Rechnungseinheiten 

nach Italien 
aus 

Belgien 0,0351 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0351 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0351 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0351 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0351 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 0,0852 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0491 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1234 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1715 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1297 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,0351 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,0491 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,0491 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0768 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0351 Rechnungseinheiten 

e) von Perlhühnern 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,1457 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1786 Rechnungseinheiten 

Italien 0,2438 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1041 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1646 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 0,2864 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,3192 Rechnungseinheiten 

Italien 0,3845 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,2183 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,3468 Rechnungseinheiten 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 0,2429 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2429 Rechnungseinheiten 
Italien 0,3082 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,2429 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,2705 Rechnungseinheiten | 


Deutschland (BR) 0,1041 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1041 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1041 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1041 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus 

Belgien 0,1722 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1457 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,2466 Rechnungseinheiten 

Italien 0,3119 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,2326 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 0,1041 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1457 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1457 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1833 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1041 Rechnungseinheiten. 

(2) Geschlachtetes Hausgeflügel, dessen Zuberei- 
tungsart keiner der in Absatz (1) bezeichneten Zu- 
bereitungsarten entspricht, ist bei der Anwendung 
dieser Verordnung wie Hausgeflügel derjenigen 
Zubereitungsart zu behandeln, der es am ähnlich- 
sten ist. 

Geschlachtetes Hausgeflügel, dessen Zuberei- 
tungsart zwei oder drei der in Absatz (1) bezeich- 
neten Zubereitungsarten ähnlich ist, wird jedoch 
wie geschlachtetes Hausgeflügel derjenigen ähn- 
lichen Zubereitungsart behandelt, für die die höch- 
sten Abschöpfungsbeträge festgesetzt sind. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe a für die 
Einfuhren von geschlachteten Hühnern aus Belgien 
und aus den Niederlanden nach Frankreich sowie 
die in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe c für die 
Einfuhren von geschlachteten Puten aus allen Mit- 
gliedstaaten nach Frankreich vorgesehenen inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge werden 
durch diejenigen Abschöpfungsbeträge ersetzt, die 
in den Verordnungen des Rats über die Festsetzung 
der für geschlachtete Hühner und Puten in dem Fall 
gemäß Artikel 3 Absatz (2) der Verordnung Nr. 22 
des Rats geltenden innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungsbeträge bestimmt worden sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


28 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksadle IV/616 


Verordnung Nr. 76 der Kommission 
über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegenüber 
dritten Ländern für geschlachtetes Hausgeflügel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 4 Absatz (3), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten setzt sich der 
Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern für 
geschlachtetes Hausgeflügel wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen 
im einführenden Mitgliedstaat und den Futter- 
getreidepreisen auf dem Weltmarkt auf die 
Futterkosten entspricht, 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe des gegenüber 
den Mitgliedstaaten nach Artikel 3 Absatz (1) 
Buchstabe b) der Verordnung Nr. 22 des Rats 
festgesetzten Betrags; findet Artikel 3 Absatz (2) 
der genannten Verordnung Anwendung, so ent- 
spricht jedoch dieser Teilbetrag dem festen Teil- 
betrag, der nach diesem Absatz gegenüber dem 
Mitgliedstaat mit dem niedrigsten Durchschnitts- 
preis für geschlachtetes Geflügel festgesetzt ist, 

c) aus einem Teilbetrag, der 2 v. H. des durch- 
schnittlichen Angebotspreises entspricht, zu dem 
während des Jahres 1961 die Einfuhren aus drit- 
ten Ländern in die Gemeinschaft erfolgten; liegt 
der durchschnittliche Angebotspreis unter dem 
Einschleusungspreis, der nach Artikel 6 der Ver- 
ordnung Nr. 22 des Rats für das erste Viertel- 
jahr der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
festgesetzt worden ist, so ist dieser Einschleu- 
sungspreis zugrunde zu legen. 

Der Berechnung des unter a) genannten Teilbe- 
trags sind zugrunde zu legen: 

— die für die Erzeugung von einem Kilogramm 
geschlachtetem Geflügel erforderliche Futter- 
getreidemenge, die sich ergibt aus den Verord- 
nungen des Rats 

Nr. 33 über die Festsetzung der Futtergetreide- 
menge, die zur Erzeugung von einem Kilogramm 
geschlachtete Jungmasthühner erforderlich ist und 


Nr. 41 über die Festsetzung der Futtergetreide- 
menge, die zur Erzeugung von einem Kilogramm 
geschlachteten Enten, Puten, Gänse, Perlhühner und 
Legehühner erforderlich ist, 

— die für die einzelnen Mitgliedstaaten und die 
dritten Ländern repräsentative Zusammenset- 
zung dieser Futtergetreidemenge und 

— die Großhandelsverkaufspreise für Futter- 
getreide in den einzelnen Mitgliedstaaten sowie 
die Weltmarktpreise für Futtergetreide und ihre 
Entwicklung während der letzten sechs Monate. 

Der unter b) genannte Teilbetrag entspricht dem 
der Verordnung Nr. 75 der Kommission über die 
Festsetzung der kinergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbeträge für geschlachtetes Hausgeflügel zu- 
grunde liegenden festen Teilbetrag; bei den für Ein- 
fuhren von geschlachteten Hühnern und Puten nach 
Frankreich zu berechnenden Abschöpfungsbeträge 
muß der zu b) genannte Teilbetrag jedoch dem 
festen Teilbetrag entsprechen, der den Abschöp- 
fungsbeträgen zugrunde liegt, die in den Verord- 
nungen des Rats nach Artikel 3 Absatz (2) der Ver- 
ordnung Nr. 22 für die Einfuhren dieser Erzeugnisse 
aus Belgien nach Frankreich festgesetzt worden 
sind. 

Da der durchschnittliche Angebotspreis, zu dem 
während des Jahres 1961 Einfuhren aus dritten 
Ländern in die Gemeinschaft erfolgten, unter dem 
durch die Verordnungen Nr. 35 und 40 des Rats 
festgesetzten Einschleusungspreis liegt, ist für die 
Berechnung des unter c) genannten Teilbetrags die- 
ser Einschleusungspreis zugrunde zu legen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die in Artikel 4 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge gegenüber 
dritten Ländern betragen, je Kilogramm geschlach- 
tetes Hausgeflügel (Nummer des Gemeinsamen 
Zolltarifs ex 02.02), für Einfuhren aus dritten Län- 
dern 

a) von Hühnern 

1. wenn das Tier gerupft, ausgenommen und 
mit Kopf und Ständern in den Verkehr ge- 
bracht wird 

nach ^ 
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Belgien 0,1236 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,1798 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1907 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0680 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1518 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0985 Rechnungseinheiten 

2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und Ständer, aber mit Herz, Leber und 
Muskelmagen (eßbare Eingeweide) in den 
Verkehr gebracht wird 

nach 

Belgien 0,1465 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2133 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,2261 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0807 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1800 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1168 Rechnungseinheiten 

3. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und Ständer sowie ohne eßbare Ein- 
geweide in den Verkehr gebracht wird 

nach 

Belgien 0,1581 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2300 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,2436 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0871 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1943 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1260 Rechnungseinheiten 

b) von Enten 

1. wenn das Tier gerupft und ausgeblutet, ge- 
schlossen, mit Kopf und Paddeln in den Ver- 
kehr gebracht wird 

nach 

Belgien 0,1375 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2066 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1509 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0700 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,1749 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1042 Rechnungseinheiten 

2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und Paddeln, aber mit oder ohne Herz, 
Leber und Muskelmagen (eßbare Eingeweide) 
in den Verkehr gebracht wird 

nach 

Belgien 0,1787 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2687 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1963 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0911 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,2274 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1355 Rechnungseinheiten 


von Puten 
nach 

Belgien 0,1794 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) ’ 0,2664 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,6026 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0942 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,2258 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1381 Rechnungseinheiten 

von Gänsen 

1. wenn das Tier gerupft und ausgeblutet, ge- 
schlossen, mit Kopf und Paddeln in den Ver- 
kehr gebracht wird 

nach 

Belgien 0,1776 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2628 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1957 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0942 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,2234 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1369 Rechnungseinheiten 

2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und Paddeln, mit oder ohne Herz und 
Muskelmagen in den Verkehr gebracht wird 

nach 

Belgien 0,1731 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,2621 Rechnungseinheiten 
Frankreich 0,1817 Rechnungseinheiten 

Italien 0,0869 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,2232 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1286 Rechnungseinheiten 

e) von Perlhühnern 
nach 

Belgien 0,3238 Rechnungseinheiten 

Deutschland (BR) 0,4645 Rechnungseinheiten 
Frankreidi 0,3882 Rechnungseinheiten 

Italien 0,1841 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,3919 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,2634 Rechnungseinheiten. 

(2) Geschlachtetes Hausgeflügel, dessen Zuberei- 
tungsart keiner der in Absatz (1) bezeichneten Zu- 
bereitungsart entspricht, ist bei der Anwendung 
dieser Verordnung wie Hausgeflügel derjenigen 
Zubereitungsart zu behandeln, der es am ähnlich- 
sten ist. 

Geschlachtetes Hausgeflügel, dessen Zuberei- 
tungsart zwei oder drei der in Absatz (1) bezeich- 
neten Zubereitungsarten ähnlich ist, wird jedoch 
wie geschlachtetes Hausgeflügel derjenigen ähn- 
lichen Zubereitungsart behandelt, für die die 
höchsten Abschöpfungsbeträge festgesetzt sind. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 77 der Kommission 
über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge für lebendes 
Hausgeflügel mit einem Gewicht über 185 Gramm und Teile 
von geschlachtetem Hausgeflügel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAET — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und Artikel 4 
Absatz (3), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Abschöpfungsbeträge für lebendes Hausge- 
flügel mit einem Gewicht von über 185 Gramm und 
Teile von geschlachtetem Hausgeflügel, Geflügel- 
lebern, Geflügelfett sowie Fleisch und Schlachtabfall 
von Geflügel, anders zubereitet oder haltbar ge- 
macht, sind für die einzelnen Mitgliedstaaten aus- 
gehend von dem Abschöpfungsbetrag für geschlach- 
tetes Geflügel und unter Berücksichtigung des 
Gewichtsverhältnisses zwischen diesen Erzeugnis- 
sen und geschlachtetem Geflügel sowie gegebe- 
nenfalls des durchschnittlichen Verhältnisses zwi- 
schen ihren Handelswerten festzusetzen. 

Die Abschöpfungen für die genannten Erzeugnisse 
müssen so festgesetzt werden, daß ein reibungslo- 
ses Funktionieren der Abschöpfungsregelung ge- 
währleistet ist; deshalb empfiehlt es sich, die 
Abschöpfungen für mehrere Erzeugnisse, soweit dies 
möglich ist, zu vereinheitlichen. 

Es ist angebracht, die Abschöpfungsbeträge für 
lebendes Hausgeflügel unter Berücksichtigung eines 
einheitlichen Ausschlachtungskoeffizienten zu be- 
rechnen. Es empfiehlt sich ferner, auch für Teile 
von geschlachtetem Hausgeflügel, ausgenommen ge- 
nießbarer Schlachtabfall und Lebern, frisch, gekühlt 
oder gefroren, einen einheitlichen Umrechnungsfak- 
tor anzusetzen, der unter Berücksichtigung des Ge- 
wichts und der Handelswerte der einzelnen Teile 
zu ermitteln ist. 

Die Umrechnungsfaktoren für Geflügellebern sind 
ebenfalls unter Berücksichtigung der Gewichts- und 
der Handelswerte zu ermitteln, wobei insbesondere 
der Handelswert der Lebern von Stopfgänsen ins 
Gewicht fällt. 

Da der wertmäßige Umsatz an Geflügelfett im 
Vergleich zum Gesamtumsatz von Geflügel weiter 
unter 1 v. H. liegt, erscheint eine Differenzierung 


zwischen ausgepreßtem oder ausgeschmolzenem und 
anders zubereitetem Gefiügelfett nicht erforderlich; 
auch für diese Erzeugnisse empfiehlt es sich des- 
halb, von einem einheitlichen Umrechnungsfaktor 
auszugehen, der unter Berücksichtigung des Ge- 
wichts- und des Handelswertes zu ermitteln ist. 

Die Abschöpfungen für Konserven und Fertig- 
gerichte sind unter Berücksichtigung des Fleischan- 
teils zu berechnen. Um Schwierigkeiten bei der Ein- 
fuhr zu vermeiden, empfiehlt es sich, jeweils für 
Teile von geschlachtetem Hausgeflügel für genieß- 
baren Schlachtabfall, für Geflügellebern, für Geflü- 
gelfett sowie für Geflügel enthaltende Konserven 
und Fertiggerichte eine für alle Geflügelarten 
einheitliche Abschöpfung festzusetzen; es ist jedoch 
angezeigt, Lebern von Gänsen und Puten von dieser 
Regelung auszunehmen. 

Bei der Festsetzung der Abschöpfungen für Ge- 
flügellebern und Fleisch und Schlachtabfall von Ge- 
flügel, anders zubereitet oder haltbar gemacht, ist 
die Konsolidierung der Zölle für diese Erzeugnisse 
im GATT zu berücksichtigen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 22 
des Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für 
lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht von über 
185 Gramm (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs 
01.05) werden je Kilogramm in der Weise festge- 
setzt, daß 

a) bei der Einfuhr von Hühnern 

die Abschöpfungsbeträge je Kilogramm ge- 

schlachtete Hühner, gerupft und ausgenommen, 
ohne Kopf und ohne Ständer, mit Herz, Leber 
und Muskelmagen, 

b) bei der Einfuhr von Enten 

die Abschöpfungsbeträge je Kilogramm ge- 

schlachtete Enten, gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Paddeln, mit oder ohne Herz, 
Leber und Muskelmagen, 

c) bei der Einfuhr von Puten 

die Abschöpfungsbeträge je Kilogramm ge- 

schlachtete Puten, 
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cl) bei der Einfuhr von Gänsen 

die Abschöpfungsbeträge je Kilogramm ge- 
schlachtete Gänse, gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Paddeln, mit oder ohne Herz 
und Muskelmagen, 

e) bei der Einfuhr von Perlhühnern 

die Abschöpfungsbeträge je Kilogramm ge- 
schlachtete Perlhühner, 

die nach Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und Unter- 
absatz 2 und Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung 
Nr. 22 des Rats festgesetzt worden sind, mit einem 
Umrechnungskoeffizienten von 0,7 multipliziert 
worden. 

Artikel 2 

Die Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 22 
des Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für 
Teile von geschlachtetem Hausgeflügel, ausgenom- 
men genießbarer Schlachtabfall und Lebern, frisch, 
gekühlt oder gefroren (Nummer des Gemeinsamen 
Zolltarifs ex 02,02) werden je Kilogramm in der 
Weise festgesetzt, daß das arithmetische Mittel der 
Abschöpfungsbeträge, die für 

— ein Kilogramm geschlachtete Hühner, gerupft 
und ausgenommen, ohne Kopf und ohne Ständer, 
mit Herz, Leber und Muskelmagen, 

— ein Kilogramm geschlachtete Puten 

nach Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und Unterabsatz 2 
und Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung Nr. 22 
des Rats festgesetzt worden sind, mit einem Um- 
rechnungskoeffizienten von 1,25 multipliziert wird. 


Artikel 3 

Die in Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für ge- 
nießbaren Schlachtabfall, frisch, gekühlt oder gefro- 
ren (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 02.02) 
werden je Kilogramm in der Weise festgesetzt, daß 
das arithmetische Mittel der Abschöpfungsbeträge, 
die für 

— ein Kilogramm geschlachtete Hühner, gerupft 
und ausgenommen, ohne Kopf und ohne Ständer, 
mit Herz, Leber und Muskelmagen, 

“ ein Kilogramm geschlachtete Puten 

nach Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und Unterabsatz 2 
und Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung Nr. 22 
des Rats festgesetzt worden sind, mit einem Um- 
rechnungskoeffizienten von 0,46 multipliziert wird. 


Artikel 4 

Die in Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für Geflü- 
gellebern, frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen oder 
in Salzlake (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs 


02.03), werden je? Kilogramm in der Weise festge- 
setzt, daß 

a) bei der Einfuhr von Hühner-, Puten- und Perl- 
hühnerlebern die Abschöpfungsbeträge je Kilo- 
gramm geschlachtete Hühner, gerupft und aus- 
genommen, ohne Kopf und ohne Ständer, mit 
Herz, Leber und Muskelmagen, die nach Arti- 
kel 3 Absatz (6) Satz 1 und Unterabsatz 2 und 
Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung Nr. 22 des 
Rats festgesetzt worden sind, mit einem Umrech- 
nungskoeffizienten von 1,25 multipliziert wer- 
den, 

b) bei der Einfuhr von Gänse- und Entenlebern die 
Abschöpfungsbeträge je Kilogramm geschlach- 
tete Gänse, gerupft, ausgenommen, ohne Kopf 
und ohne Paddeln, mit oder ohne Herz und Ma- 
gen, die nach Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und 
Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung Nr. 22 des 
Rats festgesetzt worden sind, mit einem Umrech- 
nungskoeffizienten von 4,94 multipliziert wer- 
den. 

Artikel 5 

Die in Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für Geflü- 
gelfett, ausgepreßt oder ausgeschmolzen (Nummer 
des Gemeinsamen Zolltarifs 15.01 B) und Geflügel- 
fett, weder ausgepreßt noch ausgeschmolzen, frisch, 
gekühlt, gefroren, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert (Nummer des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs ex 02.05) werden je Kilogramm in der Weise 
festgesetzt, daß das arithmetische Mittel der Ab- 
schöpfungsbeträge, die für 

— ein Kilogramm geschlachtete Hühner, gerupft 
und ausgenommen, ohne Kopf und ohne Stän- 
der, mit Herz, Leber und Muskelmagen, 

— ein Kilogramm geschlachtete Puten 

nach Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und Unter abs atz 2 
und Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung Nr. 22 des 
Rats festgesetzt worden sind, mit einem Umrech- 
nungskoeffizienten von 1,24 multipliziert wird. 


Artikel 6 

Die in Artikel 3 und 4 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen Abschöpfungsbeträge für Fleisch 
und Schl acht abf all, anders zubereitet oder haltbar 
gemacht, von Geflügel (Nummer des Gemeinsamen 
Zolltarifs ex 16.02 B I) werden je Kilogramm in der 
Weise festgesetzt, daß das arithmetische Mittel der 
Abschöpfungbeträge, die für 

— ein Kilogramm geschlachtete Hühner, gerupft 
und ausgenommen, ohne Kopf und ohne Ständer 
und Herz, Leber und Muskelmagen, 

— ein Kilogramm geschlachtete Puten 

nach Artikel 3 Absatz (6) Satz 1 und Unterabsatz 2 
und Artikel 4 Absatz (3) der Verordnung des Rats 
Nr. 22 festgesetzt worden sind, zu multiplizieren 
sind: 
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a) bei der Einfuhr von Konserven, die Geflügel mit 
Knochen enthalten, mit einem Umrechnungskoef- 
fizienten von 0,92; 

b) bei der Einfuhr von Konserven, die Geflügel 
ohne Knochen enthalten, mit einem Umrech- 
nungskoeffizienten von 2,3; 

c) bei der Einfuhr von Fertiggerichten mit einem 
Umrechnungskoeffizienten von 1,98. 

Artikel 7 

Die gemäß Artikel 4 und 6 berechneten Abschöp- 
fungsbeträge dürfen keine höheren Auswirkungen 
als diejenigen der Zollsätze haben, die sich bei der 
Angleichung der nationalen Zölle — gemäß Arti- 
kel 23 des Vertrages — an die im Rahmen des 
GATT konsolidierten Zollsätze ergeben würden. 

Artikel 8 

Andere in Artikel 1 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 22 des Rats genannte Erzeugnisse außer leben- 


dem und geschlachtetem Geflügel, deren Zuberei- 
tungsart keiner der in Artikel 2 bis 6 bezeichneten 
Zubereitungsarten entspricht, sind bei der Anwen- 
dung dieser Verordnung wie Erzeugnisse derjeni- 
gen Zubereitungsart zu behandeln, der sie am ähn- 
lichsten sind. 

Andere in Artikel 1 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 22 »des Rats genannte Erzeugnisse außer leben- 
dem und geschlachtetem Geflügel, deren Zuberei- 
tungsart zwei oder mehrere der in den Artikeln 2 
bis 6 bezeichneten Zubereitungsarten ähnlich ist, 
werden jedoch wie Erzeugnisse derjenigen ähn- 
lichen Zubereitungsart behandelt, für die die höch- 
sten Abschöpfungsbeträge festgesetzt sind. 


Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1062 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 31. Dezember . 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 78 der Kommission 
über die Festsetzung des Einschleusungspreises für lebendes 
Hausgeflügel mit einem Gewicht über 185 Gramm und Teile 
von geschlachtetem Hausgeflügel 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz (4), erster Fall, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Vermeidung von Störungen durch Angebote 
aus dritten Ländern zu ungewöhnlichen Preisen ist 
ein für die Gemeinschaft einheitlicher Einschleu- 
sungspreis für lebendes Hausgeflügel mit einem 
Gewicht von über 185 Gramm, Teile von geschlach- 
tetem Hausgeflügel, Geflügelfett, Geflügelleber so- 
wie Fleisch und Schlachtabfall von Geflügel, anders 
zübereitet oder haltbar gemacht, festzusetzen ; dabei 
ist der Einschleusungspreis für geschlachtetes Haus- 
geflügel nach dem gleichen Verfahren zu berück- 
sichtigen, das gemäß Artikel 3 Absatz (5) der Ver- 
ordnung Nr, 22 des Rats für die Festsetzung der Ab- 
schöpfungen für diese Erzeugnisse anzuwenden ist. 

Es ist daher von den Umrechnungskoeffizienten 
auszugehen, die sich aus der Verordnung Nr. 77 der 
Kommission über die Festsetzung der Abschöpfungs- 
beträge für lebendes Hausgeflügel mit einem Ge- 
wicht von über 185 Gramm und Teile von geschlach- 
tetem Hausgeflügel ergeben. 

Es empfiehlt sich ferner, bei der Berechnung des 
Einschleusungspreises für lebendes' Hausgeflügel 
die Kosten für Fracht und die Handelsspanne zu be- 
rücksichtigen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der in Artikel 6 der Verordnung Nr. 22 des Rats 
vorgesehene Einschleusungspreis für lebendes 
Hausgeflügel mit einem Gewicht über 185 Gramm 
(Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 01.05) 
wird je Kilogramm wie folgt festgesetzt: 


a) für Hühner auf 

b) für Enten auf 

c) für Puten auf 

d) für Gänse auf 

e) für Perlhühner auf 


0,475 Rechnungseinheiten 
0,5025 Rechnungseinheiten 
0,5875 Rechnungseinheiten 
0,6325 Rechnungseinheiten 
0,93 Rechnungseinheiten 


Artikel 2 

Der in Artikel 6 der Verordnung Nr. 22 des Rats 
vorgesehene Einschleusungspreis für Teile von ge- 
schlachtetem Hausgeflügel, ausgenommen genieß- 
barer Schlachtabfall und Lebern, frisch, gekühlt oder 
gefroren (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 
02.02) wird je Kilogramm auf 

a) für Teile von Hühnern, Enten, Puten und Gänsen 
auf 0,936 Rechnungseinheiten, 

b) für Teile von Perlhühnern auf 1,735 Rechnungs- 
einheiten 

festgesetzt. 


Artikel 3 

Der in Artikel 6 der Verordnung Nr. 22 des Rats 
vorgesehene Einschleusungspreis für genießbaren 
Schl acht abf all von Hausgeflügel, frisch, gekühlt 
oder gefroren (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs 
ex 02.02), für Geflügellebern, frisch, gekühlt, gefro- 
ren, gesalzen oder in Salzlake (Nummer des Ge- 
meinsamen Zolltarifs 02.03), für Geflügelfett, ausge- 
preßt oder ausgeschmolzen (Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs 15.01 B) und für Geflügelfett, we- 
der ausgepreßt noch ausgeschmolzen, frisch, ge- 
kühlt, gefroren, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert (Nummer des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs ex 02.05) sowie für Fleisch und Schladitabfall, 
anders zubereitet oder haltbar gemacht, von Geflü- 
gel (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 16.02 
B I) wird je Kilogramm wie folgt festgesetzt: 


a) für Schlacht abf all 
(ex 02.02) 

b) für Lebern (02.03) 

1. von Hühnern, 
Puten und 
Perlhühnern 

2. von Gänsen 
und Enten 


0,3444 Rechnungseinheiten 

0,9188 Rechnungseinheiten 
7,2000 Rechnungseinheiten 
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c) für Fett (15.01 B 

und ex 02.05) 

d) für Konserven 
mit Knochen 
(ex 16.02 BI) 

e) für Konserven 
ohne Knochen 
(ex 16.02 B I) 

f) für Fertiggerichte 
(ex 16.02 B I) 


0,9285 Rechnungseinheiten 


Zubereitungsarten entspricht, sind bei Anwendung 
dieser Verordnung wie Erzeugnisse derjenigen Zu- 
bereitungsart zu behandeln, der sie am ähnlichsten 
sind. 


0,8985 Rechnungseinheiten 


2,2463 Rechnungseinheiten 


1,9468 Rechnungseinheiten 


Andere in Artikel 1 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 22 des Rats genannte Erzeugnisse außer leben- 
dem und geschlachtetem Geflügel, deren Zuberei- 
tungsart zwei oder mehreren der in dem Artikel 2 
und 3 bezeichneten Zubereitungsarten ähnlich ist, 
werden jedoch wie Erzeugnisse derjenigen ähn- 
lichen Zubereitungsart behandelt, für die der höch- 
ste Einschleusungspreis festgesetzt ist. 


Artikel 4 

Andere in Artikel 1 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 22 des Rats genannte Erzeugnisse außer leben- 
dem und geschlachtetem Geflügel, deren Zuberei- 
tungsart keiner der in Artikel 2 und 3 bezeichneten 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 79 der Kommission 
über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen 
Abschöpfungsbeträge für lebendes Hausgeflügel mit einem 
Gewicht von höchstens 185 Gramm 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISflHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 3 Absatz (6) erster Satz, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 46 des Rats über 
das Verfahren zur Festsetzung der innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträge und der Abschöp- 
fungsbeträge gegenüber dritten Ländern für leben- 
des Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 
185 Gramm, insbesondere auf Artikel 1, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund von Artikel 1 Absatz (1) der Verord- 
nung Nr. 46 des Rats ist der innergemeinschaftliche 
Abschöpfungsbetrag für lebendes Hausgeflügel mit 
einem Gewicht von höchstens 185 Gramm — ab- 
weichend von Artikel 3 Absatz (5) der Verordnung 
Nr. 22 des Rats — nach den Bestimmungen festzu- 
setzen, die gemäß Artikel 3 Absatz (1) der Verord- 
nung Nr. 22 des Rats für geschlachtetes Geflügel 
gelten. 

. Gleichzeitig ist in Artikel 1 Absatz (2) der Ver- 
ordnung Nr. 46 des Rats die für die Erzeugung von 
lebendem Hausgeflügel mit einem Gewicht von 
höchstens 185 Gramm erforderliche Futtergetreide- 
menge bestimmt worden. 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten setzt sich 
der innergemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag für 
lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht von höch- 
stens 185 Gramm daher wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
Unterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen 
im einführenden Mitgliedstaat und im ausführen- 
den Mitgliedstaat auf die Futterkosten entspricht; 

b) aus einem festen Teilbetrag in Höhe der Aus- 
wirkung des im Jahre 1962 gegenüber den ande- 
ren Mitgliedstaaten geltenden Zollsatzes auf den 
Durchschnitt der im Jahre 1961 für lebendes 
Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 
185 Gramm festgestellten Preise frei Grenze; ist 


jedoch der vorstehend genannte Zollsatz nied- 
riger als 6 V. H., so kann der feste Teilbetrag 
auf 6 V. H. des Durchschnitts der vorstehend ge- 
nannten Preise erhöht werden. 

Der Berechnung des unter a) genannten Teil- 
betrags sind zugrunde zu legen 

— die für die Erzeugung von lebendem Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm erforderliche Futtergetreidemenge, die 
sich aus der Verordnung Nr. 46 des Rats ergibt, 

— die für die einzelnen Mitgliedstaaten repräsen- 
tative Zusammensetzung dieser Futtergetreide- 
menge und 

— die Großhandelsverkaufspreise für Futtergetreide 
in den einzelnen Mitgliedstaaten; die Feststellung 
dieser Großhandelsverkaufspreise erfolgt für den 
Zeitraum vom 1. Juli 1961 bis 28. Februar 1962 
für alle Futtergetreidearten, die in der für die 
einzelnen Mitgliedstaaten repräsentativen Futter- 
zusammensetzung enthalten sind. 

Für die Berechnung des unter b) genannten Teil- 
betrags ist es angebracht, einen für lebendes Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 Gramm 
einheitlichen Frei-Grenze-Preis anzunehmen. 

Da der Rat die für die Erzeugung von lebendem 
Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm erforderliche Futtergetreidemenge für alle 
Hausgeflügelarten einheitlich festgesetzt hat, kann 
auch bei der Bestimmung des innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsbetrags nicht zwischen den ein- 
zelnen Hausgeflügelarten unterschieden werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Die in Artikel 3 der Verordnung Nr. 22 des 
Rats vorgesehenen innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungsbeträge betragen, je Stück lebendes Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm, für Einfuhren 

nach Belgien 
aus 

Deutschland (BR) 0,0165 Rechnungseinheiten 

Frankreich 0,0196 Rechnungseinheiten 
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Italien 

Luxemburg 

den Niederlanden 

nach Deutschland (BR) 
aus 

Belgien 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

den Niederlanden 

nach Frankreich 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Italien 
Luxemburg 
den Niederlanden 

nach Italien 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Frankreich 


0,0227 Rechnungseinheiten 
0,0165 Rechnungseinheiten 
0,0205 Rechnungseinheiten 


0,0244 Rechnungseinheiten 
0,0275 Rechnungseinheiten 
0,0306 Rechnungseinheiten 
0,0213 Rechnungseinheiten 
0,0285 Rechnungseinheiten 


0,0424 Rechnungseinheiten 
0,0424 Rechnungseinheiten 
0,0455 Rechnungseinheiten 
0,0424 Rechnungseinheiten 
0,0433 Rechnungseinheiten 


0,0193 Rechnungseinheiten 
0,0193 Rechnungseinheiten 
0,0193 Rechnungseinheiten 


Luxemburg 
den Niederlanden 

nach Luxemburg 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 

Frankreich 

Italien 

den Niederlanden 

nach den Niederlanden 
aus 

Belgien 

Deutschland (BR) 
Frankreich 
Italien 
Luxemburg 


0,0193 Rechnungseinheiten 
0,0193 Rechnungseinheiten 


0,0197 Rechnungseinheiten 
0,0165 Rechnungseinheiten 
0,0228 Rechnungseinheiten 
0,0259 Rechnungseinheiten 
0,0237 Rechnungseinheiten 


0,0165 Rechnungseinheiten 
0,0165 Rechnungseinheiten 
0,0165 Rechnungseinheiten 
0,0187 Rechnungseinheiten 
0,0165 Rechnungseinheiten 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 31. Dezember 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 80 der Kommission 
über die Festsetzung der Abschöpfungsbeträge gegenüber 
dritten Ländern für lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht 
von höchstens 185 Gramm 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- j 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — I 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 4 Absatz (3), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 46 des Rats über 
das Verfahren zur Festsetzung der innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträge und der Abschöp- 
fungsbeträge gegenüber dritten Ländern für leben- 
des Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 
185 Gramm, insbesondere auf Artikel 1, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund von Artikel 1 Absatz (1) der Verord- 
nung Nr. 46 des Rats ist der Abschöpfungsbetrag 
gegenüber dritten Ländern für lebendes Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm — abweichend von Artikel 4 Absatz (2) der 
Verordnung Nr. 22 des Rats — nach den Bestim- 
mungen festzusetzen, die nach Artikel 4 Absatz (1) 
der Verordnung Nr. 22 des Rats für geschlachtetes 
Geflügel gelten. 

Gleichzeitig ist in Artikel 1 Absatz (2) der Ver- 
ordnung Nr. 46 des Rats die für die Erzeugung von 
lebendem Hausgeflügel mit einem Gewicht von 
höchstens 185 Gramm erforderliche Futtergetreide- 
menge bestimmt worden. 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten setzt sich der 
Abschöpfungsbetrag gegenüber dritten Ländern für 
lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht von höch- 
stens 185 Gramm daher wie folgt zusammen: 

a) aus einem Teilbetrag, der der Auswirkung des 
LFnterschieds zwischen den Futtergetreidepreisen 
im einführenden Mitgliedstaat und den Futter- 
getreidepreisen auf dem Weltmarkt auf die 
Futterkosten entspricht, 

b) aus einem Teilbetrag in Höhe des gegenüber den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 3 Absatz (1) Buch- 
stabe b) der Verordnung Nr. 22 des Rats fest- 
gesetzten Betrags, 


I c) aus einem Teilbetrag, der 2 v. H. des durch- 
' schnittlichen Angebotspreises entspricht, zu dem 
während des Jahres 1961 die Einfuhren aus 
dritten Ländern in die Gemeinschaft erfolgten. 

Der Berechnung des unter a) genannten Teil- 
betrags sind zugrunde zu legen 

-- die für die Erzeugung von lebendem Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm erforderliche Futtergetreidemenge, die 
sich aus der Verordnung Nr. 46 des Rats ergibt, 

— die für die einzelnen Mitgliedstaaten und die 
dritten Länder repräsentative Zusammensetzung 
dieser Futtergetreidemenge und 

— die Großhandelsverkaufspreise für Futtergetreide 
in den einzelnen Mitgliedstaaten sowie die Welt- 
marktpreise für Futtergetreide und ihre Entwick- 
lung während der letzten sechs Monate. 

Der unter b) genannte Teilbetrag entspricht dem 
der Verordnung Nr. 79 der Kommission über die 
Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbeträge für lebendes Hausgeflügel mit einem 
Gewicht von höchstens 185 Gramm zugrunde liegen- 
den festen Teilbetrag. 

Für die Berechnung des unter c) genannten Teil- 
betrags wurde ein für alle Mitgliedstaaten jeweils 
einheitlicher Frei-Grenze-Preis für Einfuhren aus 
dritten Ländern angenommen. 

Da der Rat die für die Erzeugung von lebendem 
Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm erforderliche Futtergetreidemenge für alle 
Hausgeflügelarten einheitlich festgesetzt hat, kann 
auch bei der Bestimmung der Abschöpfungsbeträge 
gegenüber dritten Ländern nicht zwischen den ein- 
zelnen Hausgeflügelarten unterschieden werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 4 der Verordnung Nr. 22 des Rats 
vorgesehenen AbsdiÖpfungsbeträge gegenüber drit- 
ten Ländern betragen je Stück lebendes Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm für Einfuhren aus dritten Ländern 
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nach 

Belgien 

Deutschland (BR) 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

den Niederlanden 


0,0308 Rechnungseinheiten 
0,0387 Rechnungseinheiten 
0,0535 Rechnungseinheiten 
0,0274 Rechnungseinheiten 
0,0339 Rechnungseinheiten 
0,0267 Rechnungseinheiten 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30.. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 81 der Kommission 
über die Festsetzung des Einschleusungspreises gegenüber 
dritten Ländern für lebende Schweine außer lebenden 

Schlachtsauen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 7 Absatz (4), erster Fall, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Einschleusungspreis gegenüber dritten Län- 
dern für lebende Schweine ist unter Berücksichti- 
gung des Einschleusungspreises für geschlachtete 
Schweine festzusetzen. Dieser ist durch die Verord- 
nung Nr. 47 des Rats bestimmt worden. Das zwi- 
schen lebenden und geschlachteten Schweinen be- 
stehende Preisverhältnis von 76,9 : 100 soll in der 
Weise berücksichtigt werden, daß der Einschleu- 
sungspreis gegenüber dritten Ländern für geschlach- 


tete Schweine mit einem Umrechnungskoeffizienten 
von 0,769 multipliziert wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Vorbehaltlich des Artikels 1 der Verordnung 
Nr. 82 der Kommission über die Festsetzung des 
Einschleusungspreises gegenüber dritten Ländern 
für lebende Schlachtsauen wird der in Artikel 7 der 
Verordnung Nr. 20 des Rats vorgesehene Einschleu- 
sungspreis gegenüber dritten Ländern für lebende 
Schweine (Nummer ex 01.03 A II des Gemeinsamen 
Zolltarifs) für je 100 kg Lebendgewicht auf 41,750 
Rechnungseinheiten festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommisison 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 82 der Kommission 
über die Festsetzung des Einschleusungspreises gegenüber 
dritten Ländern für lebende Schlachtsauen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 7 Absatz (4), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat (durch die Verordnung Nr. 53 ver- 
schiedene Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten 
Ländern für lebende Schweine und für lebende 
Schlachtsauen festgesetzt, wobei davon ausgegan- 
gen wurde, daß lebende Schlachtsauen zu lebenden 
Schweinen in einem Preisverhältnis von 88:. 100 
stehen. 

Entsprechend dieser Regelung sollen unter Berück- 
sichtigung des gleichen Preisverhältnisses auch ver- 
schiedene Einschleusungspreise gegenüber dritten 
Ländern für lebende Schweine und für lebende 
Schlachtsauen festgesetzt werden. 

Der Einschleusungspreis gegenüber dritten Län- 
dern für lebende Schlachtsauen beträgt daher 
88 V. H. des durch die Verordnung Nr. 81 der Kom- 


mission festgesetzten Einschleusungspreises gegen- 
über dritten Ländern für lebende Schweine. 

Der Verwaltungsausschuß für Schweinefleisch hat 
nicht innerhalb der von seinem Präsidenten be- 
stimmten Frist Stellung genommen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der in Artikel 7 der Verordnung Nr. 20 des Rats 
vorgesehene Einschleusungspreis gegenüber dritten 
Ländern wird für lebende Schlachtsauen (Nummer 
ex 01.03 All des Gemeinsamen Zolltarifs) je 100 kg 
Lebendgewicht auf 36,740 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

Dieser Artikel findet Anwendung auf Schweine 
mit einem Mindestgewicht von 160 kg, die minde- 
stens einmal geferkelt haben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommisison 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 83 der Kommission 
über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen 
Einschleusungspreise für geschlachtete Schweine 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 8, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für den Handel zwischen den Mitgliedstaaten ist 
für jeden Mitgliedstaat ein innergemeinschaftlicher 
Einschleusungspreis für geschlachtete Schweine in 
der Weise zu berechnen, daß dem Einschleusungs- 
preis gegenüber dritten Ländern die diesen Ländern 
gegenüber angewandten Abschöpfungsbeträge hin- 
zugerechnet werden, von denen der in Artikel 5 
Absatz (1) Buchstabe c) der Verordnung Nr. 20 des 
Rats genannte Betrag abzuziehen ist. 

Der Einschleusungspreis gegenüber dritten Län- 
dern für geschlachtete Schweine ist durch die Ver- 
ordnung Nr. 47 des Rats festgesetzt worden. Die 
diesen Ländern gegenüber angewandten Abschöp- 
fungsbeträge ergeben sich aus der Verordnung 
Nr. 51 des Rats. Der in Artikel 5 Absatz (1) Buch- 
stabe c) der Verordnung Nr. 20 des Rats genannte 
Betrag entspricht dem dritten Teilbetrag, der den 


durch die Verordnung Nr. 51 des Rats festgesetzten 
Abschöpfungsbeträgen zugrunde liegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 8 der Verordnung Nr. 20 des Rats 
vorgesehenen innergemeinschaftlichen Einschleu- 
sungspreise für geschlachtete Schweine (Nummer 
ex 02.01 A III a des Gemeinsamen Zolltarifs) wer- 
den je 100 kg geschlachteter Schweine in folgender 
Höhe festgesetzt: 

Für Einfuhren aus den übrigen Mitgliedstaaten 

nach Belgien 65,9008 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 81,5663 Rechnungseinheiten 
nach Frankreich 68,7128 Rechnungseinheiten 

nach Italien 73,2413 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 88,2373 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 59,2868 Rechnungseinheiten 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 84 der Kommisison 
über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen 
Einschleusungspreise für lebende Schweine außer lebenden 

Schlachtsauen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 8, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die innergemeinschaftlichen Einschleusungspreise 
für lebende Schweine sind unter Berücksichtigung 
der innergemeinschaftlichen Einschleusungspreise 
für geschlachtete Schweine festzusetzen. Diese sind 
durch die Verordnung Nr. 83 der Kommission be- 
stimmt worden 

Das zwischen lebenden und geschlachteten Schwei- 
nen bestehende Preisverhältnis von 76,9 : 100 soll 
in der Weise berücksichtigt werden, daß die inner- 
gemeinschaftlichen Einschleusungspreise für ge- 
schlachtete Schweine mit einem Umrechnungskoef- 
fizienten von 0,769 multipliziert werden — - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich des Artikels 1 der Verordnung 
Nr. 85 der Kommission über die Festsetzung der 
innergemeinschaftlichen Einschleusungspreise für 
lebende Schlachtsauen werden die in Artikel 8 der 
Verordnung Nr. 20 des Rats vorgesehenen inner- 
gemeinschaftlichen Einschleusungspreise für lebende 
Schweine (Nummer ex 01.03 A II des Gemeinsamen 
Zolltarifs) je 100 kg Lebendgewicht in folgender 
Höhe festgesetzt: 

Für Einfuhren aus den übrigen Mitgliedstaaten 

nach Belgien 50,6777 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 62,7245 Rechnungseinheiten 
nach Frankreich 52,8401 Rechnungseinheiten 

nach Italien 56,3226 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 67,8545 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 45,5915 Rechnungseinheiten 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 85 der Kommission 
über die Festsetzung der innergemeinschaftlichen 
Einschleusungspreise für lebende Schlachtsauen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 8, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch die Verordnungen Nr. 52 und 
53 verschiedene Abschöpfungsbeträge für lebende 
Schweine und für lebende Schlachtsauen festgesetzt, 
wobei davon ausgegangen worden ist, daß lebende 
Schlachtsauen zu lebenden Schweinen in einem 
Preisverhältnis von 88 : 100 stehen. Entsprechend 
dieser Regelung sind durch die Verordnungen 
Nr. 81 und 82 der Kommission auch verschiedene 
Einschleusungspreise gegenüber dritten Ländern 
für lebende Schweine und für lebende Schlacht- 
sauen bestimmt worden. 

Es empfiehlt sich daher, unter Berücksichtigung 
des gleichen Preisverhältnisses auch verschiedene 
innergemeinschaftliche Einschleusungspreise für die 
genannten Erzeugnisse festzusetzen. 

Die innergemeinschaftlichen Einschleusungspreise 
für lebende Schlachtsauen betragen daher 88 v. H. 
des durch die Verordnung Nr. 84 der Kommission 


festgesetzten innergemeinschaftlichen Einschleu- 
sungspreise für lebende Schweine - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 8 der Verordnung Nr. 20 des Rats 
vorgesehenen innergemeinschaftlichen Einschleu- 
sungspreise werden für lebende Schlachtsauen 
(Nummer ex 01.03 A II des Gemeinsamen Zolltarifs) 
je 100 kg Lebendgewicht in folgender Höhe fest- 
gesetzt: 

Für Einfuhren aus den übrigen Mitgliedstaaten 

nach Belgien 44,5964 Rechnungseinheiten 

nach Deutschland (BR) 55,1976 Rechnungseinheiten 
nach Frankreich 46,4993 Rechnungseinheiten 

nach Italien 49,5639 Re chnungseinh eiten 

nach Luxemburg 59,7120 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 40,1205 Rechnungseinheiten 

Dieser Artikel findet Anwendung auf Schweine 
mit einem Mindestgewicht von 160 kg, die minde- 
stens einmal geferkelt haben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 30. September 1962 in Kraft 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 23. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 86 der Kommission 
über Bestimmungen zur Vermeidung 
von Verkehrs Verlagerungen im Handel mit Getreide 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 15 Absatz (4), 

gestützt auf den Beschluß der Kommission vom 
17. Juli 1962 zur Einführung von besonderen Me- 
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen für 
die Anwendung der innergemeinschaftlichen Ab- 
schöpfungen, die in den Verordnungen des Rats 
zur schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation auf bestimmten Agrarsektoren 
vorgesehen sind, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide 

und in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Anwendung der Abschöpfungsregelung führt 
zur Aufhebung aller mengenmäßigen Beschränkun- 
gen und der sonstigen Schutzmaßnahmen, die früher 
von den Mitgliedstaaten verwendet wurden; ange- 
sichts der geographischen Lage der einzelnen Mit- 
gliedstaaten kann die, Anwendung dieser Abschöp- 
fungsregelung durch Verkehrsverlagerungen insbe- 
sondere infolge des Pauschbetrages auf die inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfungen gestört werden. 

Um solche Verkehrsverlagerungen im Handel mit 
Getreide zu vermeiden, muß jedes Getreide, das 
nicht im ausführenden Mitgliedstaat geerntet wurde, 
der Abschöpfung gegenüber dritten Ländern unter- 
worfen werden, und es muß erlaubt werden, daß 
die gegenüber dritten Ländern gewährte Erstattung 
auch beim Handel mit diesen Getreidearten zwi- 
schen Mitgliedstaaten erfolgt. 

Zu diesem Zweck muß der Ursprung des Getrei- 
des ermittelt werden, für das die Anwendung der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungen beantragt 
wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bei der Einfuhr von Erzeugnissen, die in Arti- 
kel 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung Nr. 19 


des Rats bezeichnet werden, aus einem Mitglied- 
staat werden die innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungen lediglich auf dasjenige Getreide angewandt, 
das im ausführenden Mitgliedstaat geerntet worden 
ist. Die Abschöpfung gegenüber dritten Ländern 
wird bei der Einfuhr dieser Erzeugnisse aus einem 
Mitgliedstaat erhoben, wenn diese nicht im ausfüh- 
renden Mitgliedstaat geerntet worden sind. 

Bei der Ausfuhr dieser Erzeugnisse nach einem 
Mitgliedstaat kann für diese Erzeugnisse, wenn 
sie nicht im ausführenden Mitgliedstaat geerntet 
worden sind, eine Erstattung gewährt werden, die 
der nach Artikel 2 der Verordnung Nr, 90 der Kom- 
mission über Erstattungen bei der Ausfuhr von Ge- 
treide für Ausfuhren nach dritten Ländern gewähr- 
ten Erstattung entspricht. 


Artikel 2 

Der Nachweis, daß das in einen Mitgliedstaat 
eingeführte Erzeugnis im ausführenden Mitglied- 
staat geerntet worden ist, wird durch Vorlage der 
Warenverkehrsbescheinigung nach Formblatt DD 4 
bei den zuständigen Behörden des einführenden 
Mitgliedstaats erbracht, die durch folgende Anga- 
ben ergänzt wufdc: 

a) eine Erklärung des Exporteurs, daß das be- 
treffende Getreide im ausführenden Mitgliedstaat 
geerntet worden ist; diese Erklärung wird an der 
hierfür vorgesehenen Stelle in Teil A der Waren- 
verkehrsbescheinigung nach Formblatt DD 4 ein- 
getragen; 

b) einen Sichtvermerk der zuständigen Behörde 
des ausführenden Mitgliedstaats, mit dem auf Grund 
einer Nachprüfung die Richtigkeit der Erklärung 
des Exporteurs bestätigt wird; dieser Sichtvermerk 
wird in den hierfür vorgesehenen Teil B der Wa- 
renverkehrsbescheinigung nach Formblatt DD 4 ein- 
getragen. 


Artikel 3 

Wenn die Erteilung des Sichtvermerks durch die 
für die Bescheinigung des Ursprungs der Waren 
zuständige Behörde und die Ausstellung der Wa- 
renverkehrsbescheinigung nach Formblatt DD 4 
durch die Zollbehörden nicht gleichzeitig erfolgen, 
sind zweckdienliche Maßnahmen zu treffen, um jede 
Gefahr einer Ersetzung der Waren zu verhindern. 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kratl. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
Staat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 87 der Kommission 
über den Erlaß von Durchführungsbestimmungen 
zu den Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen 
für Getreide und Getreideerzeugnisse 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 16 Absatz (3), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 54 des Rats über 
die Kriterien für die Festlegung der Prämiensätze 
bei Getreideeinfuhren aus dritten Ländern, insbe- 
sondere auf Artikel 7, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Hinblick auf die Gepflogenheiten im interna- 
tionalen Handel mit Getreide und Getreideerzeug- 
nissen ist es angebracht, für die Ausnutzung der 
Lizenz und für die Verpflichtung zur Ein- oder Aus- 
fuhr einen gewissen Spielraum gegenüber der in 
der Lizenz angegebenen Menge anzuerkennen. 

Aus den gleichen Gründen empfiehlt es sich, als 
Gültigkeitsdauer der Ausfuhrlizenzen für Getreide 
den gleichen Zeitraum zu bestimmen, der in Arti- 
kel 16 Absatz (2) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
für die Einfuhrlizenzen festgesetzt worden ist. 

Dagegen erscheint es angebracht, als Gültig- 
keitsdauer für die Ein- und Ausfuhrlizenzen für 
Getreideerzeugnisse, insbesondere für Malz, einen 
längeren Zeitraum vorzusehen. 

Für die ordnungsgemäße Anwendung der Ab- 
schöpfungsregelung ist es erforderlich, daß die Ein- 
fuhr- und Ausfuhrlizenzen bestimmte Mindestanga- 
ben enthalten. 

Um einen Überblick über die tatsächlich zu er- 
wartenden Ausfuhren zu erhalten, ist es erforder- 
lich, die Erteilung von Ein- und Ausfuhrlizenzen 
für alle in Artikel 1 der Verordnung Nr. 19 des 
Rats genannten Erzeugnisse von der Stellung einer 
Kaution abhängig zu machen, die ganz oder teil- 
weise verfällt, wenn die Verpflichtung zur Einfuhr 
oder Ausfuhr nicht erfüllt worden ist. 

Es ist jedoch angemessen, für Ausnahmefälle eine 
Sonderregelung zu treffen. 


Diese Ausnahmefälle rechtfertigen auch, die in 
Artikel 7 Buchstaben a) und b) der Verordnung 
Nr. 54 des Rats vorgesehene Regelung nicht anzu- 
wenden • — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz berechtigt 
und verpflichtet dazu, die angegebene Menge der 
bezeichneten Ware während der Gültigkeitsdauer 
aus dem gegebenenfalls genannten Herkunftsland 
einzuführen oder in das gegebenenfalls genannte 
Bestimmungsland auszuführen. 

(2) überschreitet die zur Einfuhr oder Ausfuhr 
angemeldete Menge die in der Lizenz angegebene 
Menge um höchstens 5 v. H., so kann die angemel- 
dete Menge als Einfuhr oder Ausfuhr auf Grund 
der betreffenden Lizenz angesehen werden. 

(3) Unterschreitet die zur Einfuhr oder Ausfuhr 
angemeldete Menge die in der Lizenz angegebene 
Menge um höchstens 5 v. H., so gilt die Verpflich- 
tung zur Einfuhr oder Ausfuhr als erfüllt. 

Artikel 2 

I 

Die Einfuhrlizenz für die in Artikel 1 Buch- 
staben c) und d) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
genannten Erzeugnisse ist vom Tage ihrer Ertei- 
lung an bis zum Ablauf des vierten Monats gültig, 
der auf den Monat folgt, in dem die Lizenz erteilt 
worden ist. 

Artikel 3 

Die Ausfuhrlizenz für die in Artikel 1 Buch- 
staben a) und b) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
genannten Erzeugnisse ist vom Tage ihrer Ertei- 
lung an bis zum Ablauf des dritten Monats gültig, 
der auf den Monat folgt, in dem die Lizenz erteilt 
worden ist. 

Die Ausfuhrlizenz für die in Artikel 1 Buch- 
staben c) und d) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
genannten Erzeugnisse, mit Ausnahme von Malz, 
ist vom Tage ihrer Erteilung an bis zum Ablauf 
des vierten Monats gültig, der auf den Monat folgt, 
in dem die Lizenz erteilt worden ist. 
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Die Ausfuhrlizenz für Malz (Nummer 11.07 des 
Gemeinsamen Zolltarifs) ist vom Tage ihrer Ertei- 
lung an bis zum Ablauf des elften Monats gültig, 
der auf den Monat folgt, in dem die Lizenz erteilt 
worden ist. 

Artikel 4 

Bis zur Einführung gemeinschaftlicher Formblätter 
für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen können die Mit- 
gliedstaaten nationale Vordrucke verwenden, die 

— unbeschadet vorhandener Vorschriften in ande- 
ren Verordnungen, Richtlinien oder Entscheidungen 

— die in Artikel 5 und 6 genannten Mindestanga- 
ben enthalten. 

Artikel 5 

(1) Die Einfuhrlizenz muß enthalten: 

a) die Bezeichnung der Ware unter Angabe der 
Tarifposition für die Anwendung der Abschöp- 
fung und der Nummer des Warenverzeichnisses 
der nationalen Außenhandelsstatistik; 

b) die Angabe der Menge der Ware in metrischen 
Tonnen; 

c) die Angabe des letzten Tages der Gültigkeits- 
dauer. 

(2) Die Lizenz für Einfuhren aus anderen Mit- 
gliedstaaten muß das Herkunftsland der Ware an- 
geben. 

(3) Im Fall der Festsetzung des Abschöpfungs- 
betrags im voraus muß die Einfuhrlizenz außerdem 
Angaben enthalten über 

a) den'vorgesehenen Monat der Einfuhr; 

b) den Abschöpfungsbetrag zuzüglich der Prämie. 

Artikel 6 

(1) Die Ausfuhrlizenz muß enthalten: 

a) die Bezeichnung der Ware unter Angabe der 
Tarifposition für die Anwendung der Abschöp- 
fung und der Nummer des Warenverzeichnisses 
der nationalen Außenhandelsstatistik; 

b) die Angabe der Menge der Ware in metrischen 
Tonnen; 

c) die Angabe des letzten Tages der Gültigkeits- 
dauer. 

(2) Die Lizenz für Ausfuhren in andere Mitglied- 
staaten muß außerdem das Bestimmungsland und — 
falls verschiedene Erstattungsarten zulässig sind — 
die Art der Erstattung angeben. 

(3) Im Fall der Festsetzung des Erstattungsbe- 
trags im voraus muß die Ausfuhrlizenz ferner die 
am Tage der Vorlage des Antrags auf Erteilung der 
Ausfuhrlizenz für die verschiedenen Monate der 
Gültigkeitsdauer anzuwendenden Erstattungsbe- 
träge angeben. 


Artikel 7 

Die Erteilung von Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen 
für die in Artikel 1 der Verordnung Nr. 19 des 
Rats genannten Erzeugnisse ist von der Stellung 
einer Kaution abhängig. Vorbehaltlich des Artikels 
8 verfällt diese Kaution ganz oder teilweise, wenn 
die Verpflichtung zur Einfuhr oder Ausfuhr nicht 
erfüllt worden ist. 

Bis zu ihrer Harmonisierung nach dem Verfahren 
des Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 des Rats 
werden die Einzelheiten für die Stellung und den 
Verfall sowie die Höhe der Kaution von den Mit- 
gliedstaaten festgesetzt und der Kommission und 
den übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich mitge- 
teilt. 

Artikel 8 

(1) Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Kaution 
ganz oder teilweise verfällt, werden die Umstände 
in Betracht gezogen, die eine Ausnahme rechtferti- 
gen. 

(2) a) Insbesondere rechtfertigen folgende Um- 
stände eine Ausnahme im Sinne des Absatzes 1: 

— Streik, 

— Krieg und Unruhe, 

— Ausfuhrverbote durch die Regierung, 

— Schiffsuntergang, 

— Havarie, 

— Maschinenschaden, 

— Eisgang, 

— Behinderung der Schiffahrt durch hoheitliche 
Maßnahmen. 

Die genannten Gründe rechtfertigen eine Aus- 
nahme jedoch nur dann, wenn bei der Beantra- 
gung der Einfuhrlizenz das Verschiffungsland an- 
gegeben worden ist. 

b) Nicht als Grund im Sinne des Absatzes 1 ist 
die Anwendung der « extension clause » anzusehen. 

(3) Erkennen die Mitgliedstaaten beim Vorliegen 
anderer als der in Absatz 2 Buchstabe a) genannten 
Gründe eine Ausnahme im Sinne des Absatzes 1 
an, so teilen sie diese Gründe unverzüglich der 
Kommission mit. 


Artikel 9 

Die Bestimmungen des Artikels 7 der Verord- 
nung Nr. 54 des Rats sind nicht anwendbar, wenn 
die Einfuhr in dem bei der Antragstellung ange- 
gebenen Monat aus Gründen nicht geführt worden 
ist, die nach Artikel 8 Absatz (2) und (3) der vor- 
liegenden Verordnung eine Ausnahme rechtferti- 
gen. 
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Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 88 der Kommission 
über die Festsetzung von Ausgleidiskoeffizienten 
für bestimmte Arten von Mehl zwischen den Mehlqualitäten 
des Weltmarkts und der für den Schwellenpreis maßgebenden 

Qualität 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 10 und 12, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der cif-Preis ist für jedes Erzeugnis unter Zu- 
grundelegung der Weltmarktpreise zu bestimmen. 

Die Schwellenpreise für bestimmte Mehlqualitä- 
ten sind von den Mitgliedstaaten gemäß der in der 
Verordnung Nr. 37 des Rats über die Kriterien für 
die Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte 
Mehlarten, Grobgrieß und Feingrieß festgelegten 
Grundsätze festzusetzen. 

Bei der Bestimmung der cif-Preise muß die Kom- 
mission für jede Mehlart die Unterschiede zwischen 
der für den Schwellenpreis maßgebenden Qualität 
und auf den vom Weltmarkt angebotenen Quali- 
täten berücksichtigen und zu diesem Zweck die auf 
dem Weltmarkt festgestellten Preise auf Grund von 
Ausgleichskoeffizienten berichtigen. Es ist zweck- 
mäßig, bei der Bestimmung der Ausgleichskoeffi- 
zienten von dem Feuchtigkeitsgehalt, dem Asche- 
gehalt und dem Backwert der auf dem Weltmarkt 
angebotenen Mehlqualitäten auszugehen. 

Werden auf dem Weltmarkt in dieser Verord- 
nung nicht berücksichtigte Mehlqualitäten angebo- 
ten, so muß die Kommission in der Lage sein, wäh- 
rend eines bestimmten Zeitraums zur Durchführung 
des in Artikel 26 der Verordnung Nr. 19 des Rats 
vorgesehenen Verfahrens neue Ausgleichskoeffi- 
zienten anzuwenden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bei der Bestimmung des cif-Preises der nachste- 
hend aufgeführten Erzeugnisse wird die in Arti- 
kel 10 Absatz (3) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
vorgesehene Beriditigung wie folgt vorgenom- 
men; 

— bei Mehl von Weizen, Spelz und Mengkorn auf 
Grund der in Anlage I dieser Verordnung auf- 
geführten Ausgleichskoeffizienten. Die unter A 
und B dieser Anlage aufgeführten Ausgleichs- 
koeffizienten werden hierbei gleichzeitig ange- 
wandt, 

— bei Mehl von Roggen auf Grund der in der An- 
lage II dieser Verordnung aufgeführten Aus- 
gleichskoeffizienten. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission kann andere als die in An- 
lage I und II aufgeführten Ausgleichskoeffizienten 
anwenden, wenn auf dem Weltmarkt Mehlqualitä- 
ten angeboten werden, die in der Anlage dieser 
Verordnung nicht aufgeführt sind. Dabei sind die 
Merkmale der betreffenden Mehlqualitäten im Ver- 
hältnis zu den in den Anlagen zu dieser Verord- 
nung aufgeführten Mehlqualitäten zu berücksichti- 
gen, ebenso auch die Ausgleichskoeffizienten 
für das verarbeitete Grundgetreide, die in der Ver- 
ordnung Nr. 70 der Kommission über die Fest- 
setzung von Ausgleichskoeffizienten zwischen den 
Getreidequalitäten des Weltmarkts und der für den 
Schwellenpreis maßgebenden Qualität vorgesehen 
sind. 

(2) Absatz 1 kann jedoch nur 21 Tage lang für 
denselben Ausgleichskoeffizienten angewandt wer- 
den. Während dieser Frist muß die betreffende 
Anlage dieser Verordnung gemäß dem Verfahren 
nach Artikel 26 der Verordnung Nr. 19 des Rats 
einer Revision unterzogen werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen Teilen verbindlich und gilt un- 
mittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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ANLAGE I 


Ausgleichskoeffizienten für Mehl von Weizen, Spelz und Mengkom 

A 


Mehl mit einem 
Asdiegehalt in der 
Trockensubstanz 
von , . . 

Milligramm je kg 
Mehl 

Ausgleichskoeffizient in Rechnungseinheiten je 

1000 kg Mehl 

Bei 15,5 V. H. Feuchtigkeit 

1 

' Bei weniger als 15,5 v. H. 

Feuchtigkeit 

Vom Preis der 
Mehlqualität 
wird 

abgerechnet 

Dem Preis der 
Mehlqualität 
wird 

zugerechnet 

Vom Preis der 
Mehlqualität 
wird 

abgerechnet 

Dem Preis der 
Mehlqualität 
wird 

zugerechnet 

bis 425 

9,00 


11,70 


426— 475 

5,25 


7,95 


476— 525 

2,25 


4,95 


526— 575 

0 

0 

2,70 


576— 625 


1,20 

1,50 


626— 675 


2,40 

0,30 


676— 725 


3,60 


0,90 

726— 775 


4,80 


2,10 

776— 825 


6,00 


3,30 

826— 875 


7,50 


4,80 

876— 925 


9,00 


6,30 

926— 975 


10,50 


7,80 

976—1025 


12,00 


9,30 

1026—1075 


j 13,50 

1 

10,80 

1076—1125 


15,00 


12,30 

1550—1650 


24,00 


21,30 


B 


Mehl, hergestellt aus bestimmten Weizenqualitäten , 

1 

Ausgleich skoeffizient 
in Rechnungseinheiten 
je 1000 kg Mehl 

Ursprungsland 

Qualitätsbezeichnung 

Vom Preis der 
Mehlqualität 
wird 

abgerechnet 

Dem Preis der 
Mehlqualität 
wird 

zugerechnet 

USA und 

andere 

dritte 

Länder 

Soft Red Winter und andere 
Weizen, die in ihrem Back- 
wert dem der europäischen 
Weizenqualitäten ent- 
sprechen 


0 

0 

USA 

Hard Red Winter | 

Dark Hard Winter | 

Northern Spring, Red Spring, 1 
Dark Northern Spring 1 


7,50 

10,00 


Kanada 

Manitoba 


12,50 


UdSSR 



7,50 
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ANLAGE II 


Ausgleichskoeffizienten für Mehl von Roggen 


Mehl mit einem 
Asdiegehalt in der 
Trockensubstanz 
von . . . 

Milligramm je kg 
Mehl 

Ausgleichskoeffizient in Redinungseinheiten je lOOO kg Mehl 

Bei 15,5 v.H. Feuditigkeit 

Bei weniger als 15,5 v.H. 
Feuditigkeit 

Vom Preis der 
Mehlqualität 
wird 

abgerechnet 

Dem Preis der 
Mehlqualität 
w'ird 

zugeredinet 

Vom Preis der 
Mehlqualität 
wird 

abgerechnet 

Dem Preis der 
Mehlqualität 
wird 

zugeredinet 

bis 550 

11,70 


14,80 


551— 700 

9,40 


12,50 


701— 850 

0 


3,10 


851—1050 


4,20 


1,10 

1051—1250 


8,50 


5,40 

1251—1600 


11,70 


8,60 

über 1600 


15,70 


12,60 
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Verordnung Nr. 89 der Kommission 
über die Kriterien für die Bestimmung der Frei-Grenze-Preise 
für Getreide, Mehl, Grob- und Feingrieß 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 3 und 12, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Preis des aus dem ausführenden Mitglied- 
staat stammenden Erzeugnisses frei Grenze des ein- 
führenden Mitgliedstaats (Frei-Grenze-Preis) muß 
von der Kommission auf der Grundlage der Preise 
bestimmt werden, die auf den für die Ausfuhr nach 
dem betreffenden einführenden Mitgliedstaat reprä- 
sentativsten Märkten des ausführenden Mitglied- 
staats gelten und entsprechend etwaigen Qualitäts- 
unterschieden gegenüber der für den Schwellen- 
preis maßgebenden Standardqualität berichtigt sind; 
damit die Kommission diesen Preis bestimmen kann, 
müssen bestimmte Kriterien festgelegt werden. 

Um Marktstörungen im einführenden Mitglied- 
staat zu vermeiden, ist es erforderlich, den Frei- 
Grenze-Preis auf der Grundlage der für den ein- 
führenden Mitgliedstaat günstigsten Preise zu be- 
stimmen, die auf den für die Ausfuhr nach diesem 
Staat repräsentativsten Märkten gelten. 

Es empfiehlt sich, den Begriff der repräsentativ- 
sten Märkte so zu bestimmen, daß Preise nur auf 
solchen Märkten festgestellt zu werden brauchen, 
die im Hinblick auf ihre Lage — daß heißt beim 
Vergleich der Transportkosten mit den eventuellen 
Preisunterschieden — die Möglichkeit bieten dürf- 
ten, den günstigsten Preis festzustellen. 

Die günstigsten Preise müssen mit Rücksicht auf 
die Marktpreise sowie die Transport- und Vermark- 
tungskosten definiert werden. 

Im Hinblick auf das Ziel, den Frei-Grenze-Preis 
auf der Grundlage des günstigsten Preises zu be- 
stimmen, ist es erforderlich, als Transportkosten nur 
diejenigen Kosten anzuerkennen, die sich bei Ver- 
wendung der billigsten Transportart und des gün- 
stigsten Transportwegs ergeben. 

Um eventuelle Qualitätsunterschiede gegenüber 
der für den Schwellenpreis maßgebenden Standard- 
qualität auszugleichen, müssen die Marktpreise 
durch Ausgleichskoeffizienten berichtigt werden. Bis 


I zur Festsetzung einheitlicher Ausgleichskoeffizien- 
ten müssen zur Berichtigung der Marktpreise gegen- 
über der für den Richtpreis maßgebenden Standard- 
qualität die in den Mitgliedstaaten geltenden Zu- 
und Abschläge angewandt werden; zur Berichtigung 
der Preise, die auf diese Weise gegenüber der für 
den Schwellenpreis maßgebenden Standardqualität 
berechnet wurden, müssen die Ausgleichskoeffizien- 
ten angewandt werden, die festgesetzt worden sind, 
um die Unterschiede zwischen der für den Richtpreis 
maßgebenden Standardqualität und der für den 
Schwellenpreis maßgebenden Standardqualität zu 
berichtigen; in den anderen Fällen, insbesondere 
zur Berichtigung der Preise, die auf den Märkten 
der Mitgliedstaaten für das aus Drittländern einge- 
führte Getreide gelten, müssen neben diesem letz- 
teren Ausgleichskoeffizienten diejenigen Aus- 
gleichskoeffizienten verwendet werden, die bei der 
Festsetzung des cif-Preises Anwendung finden. 

Um der Kommission die Bestimmung der Frei- 
Grenze-Preise zu ermöglichen, ist es erforderlich, daß 
die ausführenden Mitgliedstaaten der Kommission 
die Berechtigungsunterlagen und die auf dieser 
Grundlage ermittelten Frei-Grenze-Preise mitteilen. 

Es empfiehlt sich, die Frei-Grenze-Preise regel- 
mäßig am Ende jeder Woche zu bestimmen. Um 
Änderungen in den Berechnungsunterlagen Rech- 
nung zu tragen, muß jedoch die Kommision jeder- 
zeit in der Lage sein, neue Frei-Grenze-Preise fest- 
zusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für jedes der in Artikel 1 Buchstaben a), b) und c) 
der Verordnung Nr. 19 genannten Erzeugnisse be- 
stimmt die Kommission auf der Grundlage der in 
den folgenden Artikeln festgesetzten Kriterien den 
Preis des aus dem ausführenden Mitgliedstaat stam- 
menden Erzeugnisses frei Grenze des einführenden 
Mitgliedstaats (im folgenden Frei-Grenze-Preis ge- 
nannt) für jeden Mitgliedstaat, dessen Frei-Grenze- 
Preis niedriger ist als der Schwellenpreis des ein- 
führenden Mitgliedstaats, und für jeden Mitglied- 
staat, der Artikel 19 Absatz (2) Buchstaben b) und c) 
der Verordnung Nr. 19 des Rats in Anspruch nimmt 
oder auf den Artikel 1 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 97 der Kommission über die Auswirkung der 
Gewährung einer Erstattung bei der Erzeugung auf 
die Regelung für Stärke und Kleber Anwendung 
findet. 
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Artikel 2 

Der Frei-Grenze-Preis ist auf der Grundlage des 
für den einführenden Mitgliedstaat günstigsten 
Preises, der auf den für die Ausfuhr in diesen Mit- 
gliedstaat repräsentativsten Märkten gilt, . sowie 
unter Berücksichtigung der Transportkosten zu be- 
stimmen. 


Artikel 3 

Als repräsentativste Märkte sind für jedes Er- 
zeugnis diejenigen Märkte der ausführenden Mit- 
gliedstaaten anzusehen, von denen das Erzeugnis 
zum günstigsten Preis in den einführenden Mit- 
gliedstaat ausgeführt werden kann. 


Artikel 4 

(1) Der günstigste Preis ist derjenige Preis, der 
unter Berücksichtigung der nach Artikel 6 berichtig- 
ten Preise auf den repräsentativsten Märkten und 
der in diesen Preisen noch nicht enthaltenen etwai- 
gen Transport- und Vermarktungskosten am nie- 
drigsten ist. 

(2) Der günstigste Preis wird ohne Berücksichti- 
gung der bei der Ausfuhr erstatteten Steuern und 
Abgaben festgestellt. 


A r t i k e 1 5 i 

Hierbei sind die niedrigsten Transportkosten bis i 
zum Handelsplatz der Zone mit dem größten Zu- | 
schußbedarf des einführenden Mitgliedstaats zu- ^ 
gründe zu legen. 

In den Fällen, in denen der Handelsplatz der Zone 
mit dem größten Zuschußbedarf mit einem in der 
Anlage zu der Verordnung Nr. 68 der Kommission | 
über die Kriterien für die Bestimmung der cif-Preise ‘ 
für Getreide, Mehl-, Grob- und Feingrieß genannten | 
Grenzübergangsort nicht übereinstimmt, sind von 
den niedrigsten Transportkosten bis zum Handels- 
platz der Zone mit dem größten Zuschußbedarf des 
einführenden Mitgliedstaats die Kosten des Trans- 
ports vom Grenzübergangsort zum Handelsplatz der 
Zone mit dem größten Zuschußbedarf abzuziehen. 


Artikel 6 

(1) Unterschiede zwischen der Qualität, für die der 
günstigste Preis festgestellt worden ist, und der 
für den Schwellenpreis maßgebenden Standard- 
qualität werden auf folgende Weise berichtigt: 

a) Bei Getreidearten, für die im ausführenden Mit- 
gliedstaat ein Richtpreis festgesetzt ist, werden 
die Unterschiede zwischen der Qualität, für die 


der günstigste Preis festgestellt worden ist, und 
der für den Richtpreis des ausführenden Mit- 
gliedstaats maßgebenden Standardqualität mit- 
tels der im ausführenden Mitgliedstaat für die 
Anwendung der Rieht- und Interventionspreise 
geltenden Zu- und Abschlagskoeffizienten be- 
richtigt. 

Unterschiede zwischen der für den Richtpreis im 
ausführenden Mitgliedstaat maßgebenden Stan- 
dardqualität und der für den Schwellenpreis 
maßgebenden Standardqualität werden durch 
Anwendung der Ausgleichskoeffizienten berich- 
tigt, die in Artikel 11 der Verordnung Nr. 61 der 
Kommission über die Festsetzung von Standard- 
qualitäten für Getreide sowie von Ausgleichs- 
koeffizienten zwischen diesen Standardqualitä- 
ten und den für die Richtpreise maßgebenden 
nationalen Standardqualitäten festgelegt sind. 

b) Für Getreidearten, für die im ausführenden Mit- 
gliedstaat kein Richtpreis festgesetzt ist, und bis 
zur Festsetzung einheitlicher Ausgleichskoeffi- 
zienten wird der Unterschied zwischen der Qua- 
lität, für die der günstigste Preis festgestellt 
worden ist, und der für den Schwellenpreis maß- 
gebenden Standardqualität je nach Fall mittels 
der Ausgleichskoeffizienten berichtigt, die in Ar- 
tikel 11 der vorgenannten Verordnung Nr. 61 
der Kommission oder der Verordnung Nr. 70 
der Kommission, betreffend die Ausgleichskoeffi- 
zienten zwischen den auf dem Weltmarkt ange- 
botenen Getreidequalitäten und der für den 
Schwellenpreis maßgeblichen Standardqualität, 
festgelegt sind. 

(2) Der günstigste Preis für die in Artikel 1 Ab- 
satz c) der Verordnung Nr. 19 des Rats bezeichne- 
ten Erzeugnisse ist auf der Grundlage der Markt- 
preise der Erzeugnisse festzusetzen, die der für den 
Schwellenpreis maßgeblichen Standardqualität ent- 
sprechen. 


Artikel 7 

(1) Die ausführenden Mitgliedstaaten im Sinne des 
Artikels 1 ermitteln jeden Donnerstag für jedes der 
in Artikel 1 genannten Erzeugnisse nach den Be- 
stimmungen der Artikel 2 bis 6 die Berechnungs- 
faktoren der Frei-Grenze-Preise und errechnen den 
daraus sich ergebenden Frei-Grenze-Preis. 

Sie melden diese Berechnungsfaktoren und Preise 
jeden Donnerstag bis spätestens 15.00 Uhr der Kom- 
mission. 

Wenn der Donnerstag oder der darauf folgende 
Freitag in einem Mitgliedstaat gesetzliche Feiertage 
sind, erfolgen Ermittlung, Errechnung und Meldung 
an dem dem Donnerstag vorausgehenden Werktag. 

(2) Wenn vor dem in Absatz 1 vorgeschriebenen 
Tag die Berechnungsfaktoren, nach denen der Frei- 
Grenze-Preis vorher festgesetzt worden ist, Ände- 
rungen erfahren, teilen die ausführenden Mitglied- 
staaten die neuen Berechnungsfaktoren und die sich 
daraus ergebenden Frei-Grenze-Preise der Kommis- 
sion unverzüglich mit. 
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Artikel 8 

Die Kommission zieht bei der Festsetzung der 
Frei-Grenze-Preise auch die Unterlagen mit heran, 
die ihr gegebenenfalls von den einführenden Mit- 
gliedstaaten innerhalb der in Artikel 7 vorgesehe- 
nen Frist mitgeteilt worden sind. 


Artikel 9 

Die Festlegung der Frei-Grenze-Preise findet an 
jedem Freitag statt. Ist der Freitag ein Feiertag, so 
erfolgt die Festlegung am vorhergehenden Werktag. 


Die Kommission kann den Frei-Grenze-Preis vor 
dem normalen Zeitpunkt festlegen, wenn sich dies 
auf Grund der von einem Mitgliedstaat mitgeteilten 
Unterlagen oder der von ihr selbst eingeholten In- 
formation als notwendig erweist. 

Der von der Kommission festgelegte Frei-Grenze- 
Preis bleibt so lange in Kraft, bis ein neuer Frei- 
Grenze-Preis in Kraft tritt. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 90 der Kommission 
über Erstattungen bei der Ausfuhr von Getreide 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 11 Absatz (3), Artikel 16 Absatz (3), Arti- 
kel 19 Absatz (2) Buchstabe a) und Artikel 20 Ab- 
satz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung Nr. 19 
des Rats kann bei der Ausfuhr von Getreide nach 
dritten Ländern der Unterschied zwischen den Welt- 
marktpreisen und den im ausführenden Mitglied- 
staat geltenden Preisen unter den Voraussetzungen 
erstattet werden, die nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 26 derselben Verordnung festgelegt werden. 

Diese Voraussetzungen sollen die Ausfuhr von 
Getreide nach dritten Ländern ermöglichen und eine 
Verfälschung des Wettbewerbs zwischen den Erzeu- 
gern der Mitgliedstaaten auf dem Weltmarkt ver- 
hindern. 

Dieses Ziel läßt sich im allgemeinen dadurch er- 
reichen, daß die Erstattung auf die Höhe der am 
Tage der Ausfuhr geltenden Abschöpfung gegen- 
über dritten Ländern beschränkt wird. 

Da die Getreidepreise jedoch im Laufe der Zeit 
auf dem Weltmarkt beträchtlichen Schwankungen 
unterliegen und das Getreide von den verschiede- 
nen Ländern auf dem Weltmarkt zu sehr unter- 
schiedlichen Preisen angeboten wird, ist es zur 
Überbrückung des Unterschieds zwischen den Prei- 
sen im ausführenden Mitgliedstaat und den Welt- 
marktpreisen erforderlich, unter Berücksichtigung 
der Frachtkosten in Abweichung von der vorstehend 
genannten allgemeinen Regel eine Erstattung zu 
genehmigen, die dem Unterschied zwischen dem 
Preis des ausführenden Mitgliedstaats und den gün- 
stigsten Verkaufsmöglichkeiten auf dem Weltmarkt 
genauer entspricht. 

Angesichts der im Welthandel üblichen Termin- 
geschäfte ist es erforderlich, die Genehmigung da- 
für zu geben, daß der Erstattungsbetrag für eine 
zukünftige Ausfuhr im voraus festgesetzt wird. 

Die Erstattung bei der Ausfuhr einer bestimmten 
Getreidemenge kann, statt in bar gezahlt zu wer- 
den, auch in Form einer Befreiung von der Ab- 
schöpfung bei der Einfuhr der gleichen Getreide- 
menge erfolgen. 


Nach Artikel 19 Absatz (2) Buchstabe a) und Ar- 
tikel 11 Absatz (3) der Verordnung Nr. 19 des Rats 
kann bei bestimmten Getreideausfuhren in einen 
anderen Mitgliedstaat ein gleicher Betrag erstattet 
werden, wie nach Artikel 20 Absatz (2) derselben 
Verordnung bei Ausfuhren nach dritten Ländern er- 
stattet wird; für solche Geschäfte läßt die allge- 
meine Regel, daß ein Betrag erstattet wird, der der 
Abschöpfung gegenüber dritten Ländern entspricht, 
die oben erwähnten Abweichungen nicht zu, da 
diese Abweichungen durch die Eigenart des Welt- 
markts begründet sind und da für das nach Arti- 
kel 19 Absatz (2) Buchstabe a) und Artikel 11 Ab- 
satz (3) ausgeführte Getreide bei der Ankunft in dem 
einführenden Mitgliedstaat die gegenüber dritten 
Ländern geltende Abschöpfung abzüglich des 
Pauschbetrags angewendet wird — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten können unter den Vorausset- 
zungen der Artikel 2, 3, 4 und 5 dieser Verordnung 
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz (a) und (b) 
der Verordnung Nr. 19 des Rats bezeichneten Er- 
zeugnisse nach dritten Ländern eine Erstattung ge- 
währen. 


Artikel 2 

Die Erstattung bei der Ausfuhr nach dritten Län- 
dern darf für kein Erzeugnis die Höhe der am Tage 
der Ausfuhr geltenden Abschöpfung gegenüber drit- 
ten Ländern überschreiten. 


A r t i k e 1 3 

Abweichend von Artikel 2 kann für eine Ausfuhr 
nach einem dritten Land, die während der Gültig- 
keitsdauer der Ausfuhrlizenz abgewickelt wird, die 
Höhe der Erstattung im voraus festgesetzt werden. 

In diesem Falle darf die Erstattung für kein Er- 
zeugnis die Höhe der Abschöpfung gegenüber drit- 
ten Ländern überschreiten, die am Tage der Vorlage 
des Antrags auf Festsetzung der Erstattung für die- 
ses Erzeugnis gilt und jeweils nach dem im Aus- 
fuhrmonat geltenden Schwellenpreis berichtigt wird. 
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Falls jedoch der clf-PreiiS bei Terminkauf für ein 
Erzeugnis um mehr lals eine Rechnungseinheit Je 
metrische Tonne unter oder über dem am Tage der 
Vorlage des Antrags auf Festsetzung der Erstattung 
gültigen cif-Preise liegt, darf die Erstattung nicht 
mehr betragen als den Unterschied zwischen dem 
Schwellenpreis im Monat der Ausfuhr und dem cif- 
Preis bei Terminkauf. 

Der cif-Preis für Terminkäufe wird nach Artikel 3 
Absatz (2) Satz 1 der Verordnung Nr. 54 des Rats 
über die Kriterien zur Festsetzung der Prämienhöhe 
für Getreideeinfuhren laus dritten Ländern auf 
Grund der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf 
dem Weltmarkt festgesetzt. Die Kommission ver- 
folgt die Marktentwicklung und setzt diesen Preis - — 
falls die Voraussetzung gemäß vorstehendem Ab- 
satz erfüllt ist — für jeden Monat der Gültigkeit der 
Ausfuhrlizenz fest. 


Artikel 4 

AbweichenJd von Artikel 2 kann die Erstattung in 
der Form gewährt werden, daß die abschöpfungs- 
freie Einfuhr des betreffenden Erzeugnisses in der 
gleichen Menge, wie die Ausfuhr erfolgte, geneh- 
migt wird, vorausgesetzt, 

a) daß die Ausfuhr vor der Einfuhr erfolgt ist; 

b) daß die abschöpfungsfreie Einfuhr im selben Ge- 
treidewirtschaftsjahr, »spätestens jedoch ^am Ende 
des zweiten Monats nach dem Ausfuhrmonat er- 
folgt. 


Artikel 5 

Abweichend von Artikel 2 und 3 dürfen die Mit- 
gliedstaaten den bei der Ausfuhr von Erzeugnissen 
aus der Ernte des ausführenden Mitgliedstaats zu 
gewährenden Erstattungsbetrag festsetzen, indem 
sie diese Einfuhren lausschreiben. 

Die Mitgliedstaaten berückssichtigen nur die gün- 
stigsten Angebote für die Ausschreibung; sie dürfen 
Angebote ablehnen, und sie erklären die Ausschrei- 
bung für gegenstandslos, wenn die günstigsten An- 
gebote nicht den igünstigsten Verkaufsmögf ichkeiten 
auf dem Weltmarkt entspredien. 

Bei der Durchführung dieses Artikels treffen die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, da- 
mit das unter dieser Regelung ausgeführte Getreide 
auch tatsächlich in dritte Länder ausgeführt wird. 


Wenn dieser Artikel angewandt wird, beginnt die 
Gültigkeitsdauer der Ausfuhrlizenz vom dritten Tag 
an, der auf den Tag der Annahme der Ausschrei- 
bung folgt. 


Artikel 6 

In den in Artikel 11 Absatz (3) und Artikel 19 
Absatz (2) Buchstabe a) der Verordnung Nr. 19 des 
Rats vorgesehenen Fällen dürfen die Mitglied- 
staaten eine Erstattung bei der Ausfuhr der in Ar- 
tikel 1 bezeichneten Erzeugnisse nach den übrigen 
Mitgliedsbaaten nur unter den in Artikel 2 dieser 
Verordnung vorgeseihenen Voraussetzungen ge- 
währen. 


Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission am 15. 
jeden Monats für jede Getreideart über die im Vor- 
monat durchgeführten Geschäfte mit 

la) die Mengen, für welche Ausfuhrlizenzen erteilt 
worden sind; 

j b) die Höihe der gezahlten Erstattungen und die ent- 
I sprechenden Mengen des ausgeführten Getreides; 

I c) die Höhe der im voraus festgesetzten Erstattun- 
j gen und die entsprechenden Getreidemengen, die 
i nach Maßgabe von Artikel 3 ausgeführt werden 
sollen; 

d) die nach Artikel 4 ausgeführten Mengen und die 
abschöpfungsfrei eingeführten Mengen; 

e) bei der A^iwendunlg von \Artikel 5 die bei der 
Ausschreibung angenommenen Mengen mit den 
entsprechenden Erstattungen und die ausgeführ- 
ten Mengen je Biesbimmungsland mit den ent- 
sprechenden Erstattungen. 

Die Angaben zu a), b) und c) werden je nach 
Bestimmungsland der Ausfuhren getrennt nach Mit- 
gliedstaaten und bei Ausfuhren nach dritten Ländern 
global (gemacht. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 
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Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 91 der Kommission 
über Erstattungen bei der Ausfuhr von bestimmten Arten 
von Mehl, Grob- und Feingrieß 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHÄFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 19 Absatz (2) Buchstabe a) und Artikel 20 
Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Absatz (2) der Verordnung Nr. 19 
des Rats kann bei der Ausfuhr von Mehl, Grob- 
grieß und Feingrieß nach dritten Ländern der Unter- 
schied zwischen den Weltmarktpreisen und den im 
ausführenden Mitgliedstaat geltenden Preisen unter 
den Voraussetzungen erstattet werden, die nach 
dem Verfahren des Artikels 26 der gleichen Ver- 
ordnung festgelegt werden. 

Diese Voraussetzungen sollen die Ausfuhr von 
Mehl, Grobgrieß und Feingrieß nach dritten Ländern 
ermöglichen und eine Verfälschung des Wettbe- 
werbs zwischen den Erzeugern der verschiedenen 
Mitgliedstaaten auf dem Weltmarkt verhindern. 

Dieses Ziel läßt sich im allgemeinem dadurch er- 
reichen, daß die Höhe der Erstattung auf die Höhe 
der Abschöpfung beschränkt wird, die am Tage der 
Ausfuhr auf die Einfuhr der zur Herstellung des 
Mehls, Grobgrießes und Feingrießes erforderlichen 
Menge des Grunderzeugnisses aus Drittländern an- 
wendbar ist. 

Angesichts der im internationalen Handel übli- 
chen Praktik der Termingeschäfte muß es möglich 
sein, die Höhe des Erstattungsbetrags für ein späte- 
res Exportgeschäft im voraus (festzusetzen. 

Die Erstattung bei der Ausfuhr einer bestimmten 
Menge von Mehl, Grobgrieß und Feingrieß kann, 
statt in bar gezahlt zu werden, auch in Form einer 
Genehmigung zur abschöpfungsfreien Einfuhr der 
oben bezeichneten Menge des Grunderzeugnisses 
erfolgen. 

Nach Artikel 19 Absatz (2) Buchstabe a) der Ver- 
ordnung Nr. 19 des Rats kann bei der Ausfuhr von 
Mehl, Grcxbgrieß und Feingrieß in einen anderen 
Mitgliedstaat ein Betrag erstattet werden, der dem- 
jenigen entspricht, der nach Artikel 20 Absatz (2) bei 
der Auslfuhr nach dritten Ländern erstattet wird. 

Der Sinn der Verordnung Nr. 19 des Rats macht 
eine gewisse Wechselbeziehung zwischen dem Ab- 


schöpfungssystem und dem Erstattungssystem uner- 
läßlich; die innergemeinschaftliche Abschöpfungs- 
regelung sieht jedoch im Gegensatz zu der Ab- 
schöpfungsregelung gegenüber Drittländern nicht 
die Möglichkeit einer vorherigen Festsetzung des 
Abschöpfungsbetrags für Getreide vor; deshalb 
empfiehlt es sich, in der Frage der Erstattung beim 
Warenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten nicht 
von der allgemeinen Regelung abzuweichen, damit 
eine vorherige Festsetzung des Erstattungsbetrags 
möglich ist. 

Ebenso ist es nicht ratsam, für den Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten eine Erstattung durch Ge- 
nehmigung zur abschöpfungsfreien Eiiifuhr der ent- 
sprechenden Menge des Grunderzeugnisses vorzu- 
sehen, da diese Form der Erstattung wegen des Un- 
terschieds, der im allgemeinen zwischen der erho- 
benen innergemeinschaftlichen Abschöpfung und der 
zu gewährenden Erstattung in Höhe der gegenüber 
Drittländern anwendbaren Erstattung bestehen 
würde, die Ausfuhr nach einem anderen Mitglied- 
staat nicht ermöglichen würde — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Höhe der Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Mehl von Weizen, Spelz und Mengkorn sowie von 
Groib- und Feingrieß von Weizen (Weich- und Hart- 
weizen) nach dritten Ländern darf jeweils nicht den 
in Artikel 2 der Verordnung Nr. 90 der Kommission 
über Erstattungen bei der Ausfuhr von Getreide 
genannten Erstattungsbetrag überschreiten, der ge- 
genüber Drittländern am Tage der Ausfuhr für die 
in Artikel 4 bezeichnete Menge des Grunderzeug- 
nüsse s anwendbar ist. 

Nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord- 
nung Nr. 19 des Rats kann jedoch ein höherer Er- 
stattungi^höchstbetrag als im vorstehenden Absatz 
vorgesehen festgesetzt werden. 


Artikel 2 

Abweichend von Artikel 1 kann (für ein Ausfuhr- 
geschäft nach einem dritten Land, sofern dieses 
während der Gültigkeitsdauer der Ausfuhrlizenz ab- 
gewickelt wird, die Höhe des Erstattungsbetrugs im 
voraus festgesetzt werden. 
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In diesem Fall darf die Höhe der Erstattung für 
jedes Erzeugnis nicht den nach Artikel 1 festgesetz- 
ten Betrag überschreiten, wöbei jedoch der am Tage 
der Vorlage des Antrags auf Erteilung der Ausfuhr- 
lizenz lanwendbare Erstattungsbetrag zu berücksich- 
tigen ist der an Hand des im Ausfuhrmonat gelten- 
den Schwellenpreises berichtigt wird. 


Artikel 3 

Abweichend von Artikel 1 kann die Erstattung 
in der Form einer Genehmigung zur abschöpfungs- 
freien Einfuhr der in Artikel 4 bezeichneten Menge 
des Grunderzeugnisses gewährt werden; Voraus- 
setzung ist dabei, daß 

a) die Ausfuhr vor der Einfuhr der entsprechenden 
Menge des Grunderzeugnisses erfolgt; 

b) die abschöpfungsfreie Einfuhr innerhalb des glei- 
chen GetreideWirtschaftsjahrs und spätestens am 
Ende des zweiten auf den Monat der Ausfuhr 
folgenden Monats. 


Artikel 4 

(1) Für je 1000 kg Mehl von Weizen oder Spelz 
und von Mengkorn wird die Menge des Grund- 
erzeugnisses unter Zugrundelegung des Aschege- 
halts dieser Erzeugnisse wie folgt festgelegt: 

Mehl mit einem Asdiegehalt w^ei^^e' 

von .... Milligramm je Kilogramm Mehl Mehl- 




bis 

einschließlich 

520 

1510 

von 

521 

bis 

einschließlich 

600 

1430 

von 

601 

bis 

einschließlich 

900 

1330 

von 

901 

bis 

einschließlich 

1100 

1230 

von 

1101 

bis 

einschließlich 

1650 

1140 

über 

1650 




1020 


(2) Für je 1000 kg Grobgrieß und Feingrieß aus 
Weizen (Hart- und Weichweizen) wird die Menge 
des Grunderzeugnis'ses auf 1580 kg Hart- öder 
Weichweizen festgesetzt. 

(3) Der Aschegehalt des Mdhls im Sinne von Ab- 
satz (1) dieses Artikels wird nach der in der Anlage 
bezeichneten Untersuchungsmethode bestimmt. 


Artikel 5 

In den in Artikel 19 Absatz (2) Buchstabe a) der 
Verordnung Nr. 19 des Rats vorgesehenen Fällen 
entspricht cier Höchstbetrag der auf die Ausfuhr der 
Erzeugnisse im Sinne von Artikel 1 dieser Verord- 
nung nach den Mitgliedstaaten anwendbaren Erstat- 
tung dem in Artikel 1 Absatz (1) dieser Verordnung 
vorgesehenen Betrag. 


Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat meldet der Kommission zum 
15. jeiden Monats für den Vormonat und für jedes 
Erzeugnis, 

a) die Mengen, für die Ausfuhrlizenzen erteilt 
wurden; 

b) die Höhe der gezahlten Erstattungs'beträge und 
die entsprechenden Mengen der ausgeführten 
Erzeugnisse; 

c) die Höhe der im voraus festgesetzten Erstat- 
tungsbeträge und die entsprechenden Mengen 
von Erzeugnissen, die nach Artikel 2 ausgeführt 
werden sollen; 

d) die nach Artikel 3 nusgeführten Mengen und die 
(abschöpfungsfrei eingeführten Mengen. 

Die Angaben zu a), b) und c) werden je nach 
Bestimmungsland der Ausfuhren getrennt nach Mit- 
gliedstaaten und bei Ausfuhren nach dritten Län- 
dern global gemacht. 


Artikel? 

Falls Röggenmehlausfuhren getätigt werden soll- 
ten, werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
der Verordnung Nr. 19 des Rats ähnliche Bestim- 
mungen erlassen wie in den vorstehenden Artikeln. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Anlage 


Arbeitsvorschrift zur Bestimmung des Aschegehalts von Mehl 


Apparatur 

1. Analytische Waage mit der Möglichkeit 0,1 mg 
äbzulesen, analytischer Gewichtssatz. 

2. Elektrisch beheizter Muffelofen mit Temperatur- 
regelunig und -anzeige und ausreichendem Luft- 
idurchzug. 

3. Runde Veraschungsschalen mit Illachem Boden, 
mit etwa 5 om Durchmesser und höchstens 2 cm 
hohem Rand; bevorzugt aus Goldplatin, auch aus 
Quarz oder Porzellan. 

4. Exsikkator (innerer Durchmesser etwa 18 cm) 
mit Tubus, mit durchlöcherter Porzellan- oder 
Aluminiumplatte; Trockenmittel Kalziumchlorid, 
Phosphorpentoxyd oder blau igefäilbtes Silicagel. 

Untersuchungsveriahren 

1. Das Gewicht der Einwaage beträgt 5 bis 6 g (bei 
Meihlen, deren Aschegehalt in der Trockensub- 
stanz erwartungsgemäß 1 v.H. übersteigt, 2bis 3 g) 
und kann auf 10 mg labgerundet werden, bei 
allen übriigen Wägungen wird das Gewicht auf 
0,1 mg bestimmt. 

2. Unmittelbar vor Gebrauch werden die Asche- 
schalen im Muffelofen bei der Veraschungs- 
temperatur bis zur Gewichtskonstanz ausge- 
glüht — in der Regel genügen 15 Min. — und 
im Exsikkator auf Raumtemperatur entsprechend 
7. ab gekühlt. 

3. Das Untersuchungsmaterial wird locker und in 
gleichmäßiger Höhe in die V e ras chungs schalen 
eingefüllt. Es wiM unmittelbar vor dem Ver- 
aschen mit 1 bis 2 ml Äthanol befeuchtet. 


4. Bei offener Ofentür werden die Veraschungs- 
schalen zunächst am Eingang eingestellt und erst 
nach Abbrennen der Sübstanz weiter in den Oien 
geschoben. Bei geschlossener Ofentür muß eine 
genügende Luftzufuhr gewährleistet sein. Diese 
darf jedoch nicht so stark sein, daß sie Substanz 
aus den Veraschungs schalen mitreißt. 

5. Die Veraschung muß bis zur restlosen Verbren- 
nung des Mehls, also auch der 'etwa im Glüihrück- 
stand eingeschlossenen Kohleteilchen, führen. 
Die Veraschung ist beendet, wenn der Glührück- 
stand im erkalteten Zustand praktisch weiß aus- 
sieht. 

6. Die Veras chungs temperatur muß 900° C betra- 
gen. 

7. Nach beendeter Veraschung werden die Ver- 
as chungsschalen aus dem Ofen herausgenom- 
men, für oa. 1 Min. auf eine Eternit-Platte und 
dann in den Exsikkator zu höchstens 4 Stück ge- 
stellt. Der verschlossene Exsikkator wird in der 
Nähe der analytischen Waage abgesteillt. Das 
Auswägen der Veraschungs schalen erfolgt nach 
völliger Abkühlung (oa. 1 Stunde). 

Analyseergebnis 

1. Fehlergrenze: Doppelbe Stimmungen dürfen bis 
zu einem Aschegeihalt von 1 v. H. um nicht mehr 
als 0,02 Einheiten des Aschegehalts, bei einem 
Aschegehalt von mehr als 1 v. H. um nicht mehr 
als 2 V. H. des Aschegehalts voneinander abwei- 
chen. Bei größeren Abweichungen ist eine Wie- 
derholung notwendig. 

2. Der Aschegehalt wird abgerundet tauf 0,01 in 
Prozenten der Trockensubstanz angegeben. 
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Verordnung Nr. 92 der Kommission 
über die Erstattungsbeträge, die auf Ausfuhren 
von Getreideverarbeitungserzeugnissen anzuwenden sind 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- | 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, j 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere Ar- 
tikel 20 Absatz (2), 

gestützt auf idie Verordnung Nr. 55 des -Rats über 
die Regelung für Getreideverarbeitungserzeugnisse, 
insbesondere Artikel 14 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses ' 
für Getreide, 

I 

I 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 14 Absatz (2) der Verordnung Nr. 55 des 
Rats bestimmt, daß als Erstattungsbetrag der Betrag j 
in Betracht kommt, der am Tage der tatsächlichen 
Ausfuhr anwendbar ist; daß jedoch auf Antrag die- 
ser Betrag im voraus festgesetzt wird. I 

Wird der Erstattungsbetrag im voraus festgesetzt, : 
so müssen der am Tage der Vorlage des Antrags j 
auf Erteilung der Ausfuhrlizenz gültige Erstattungs- 
betrag und der im Monat der Ausfuhr gültige 
Schiwellenpreis des oder der Grunderzeugnisse be- 
rücksichtigt werden. 

Im Handel mit dritten Ländern kann die Erstat- 
tung bei der Ausfuhr statt in bar gezahlt zu werden, 
auch in Form einer Befreiung von der Abschöpfung 
für diejenige Menge des Grunderzeugnisses erfol- 
gen, die der Berechnung des Erstattungbetrags für 
das betreffende verarbeitete Erzeugnis zugrunde 
lag — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Der bei der Ausfuhr von Erzeugnissen im Sinne 
von Artikel 1 Buchstabe d) der Verordnung Nr. 19 
des Rats — nachstehend verarbeitete Erzeugnisse 
genannt — gewährte Erstattungsbetrag wird auf 
Antrag im voraus festgesetzt; dieser Antrag ist bei 
Beantragung der Lizenz für eine Ausfuhr zu stellen, 
die während der Gültigkeitsdauer der Ausfuhrlizenz 
und unter nachstehenden Bedingungen durchzu- 
führen ist. 


(2) Der Erstattungsbetrag gegenüber den Mitglied- 
staaten darf den nach Artikel 15 der Verordnung 
Nr. 55 des Rats berechneten Betrag nicht überschrei- 
ten, der am Tage der Vorlage des Antrags auf Ertei- 
lung der Ausfuhrlizenz gültig ist und entsprechend 
dem im Ausfuhrmonat gültigen Schwellenpreis des 
oder der Grunderzeugnisse berichtigt worden ist. 

(3) Der Erstattungsbetrag gegenüber dritten Lan- 
dern darf nach Artikel 16 der Verordnung Nr. 55 des 
Rats den berechneten Betrag nicht überschreiten, 
der am Tage der Vorlage des Antrags auf Erteilung 
der Lizenz gültig ist und entsprechend dem im Aus- 
fuhrmonat gültigen Schwellenpreis des oder der 
Grunderzeugnisse berichtigt worden ist. 


Artikel 2 

Für die in Artikel 1 dieser Verordnung genannten 
Erzeugnisse kann der Erstattungsbetrag gegenüber 
dritten Ländern in Form einer Genehmigung ge- 
währt werden, auf Grund deren ohne Erhelbung des 
Abschöpfungsbetrags die nach Artikel 16 der Ver- 
ordnung Nr. 55 des Rats festgesetzte Menge des 
Grunderzeugnisses eingeführt werden kann. Vor- 
aussetzung ist dabei, daß alle Einfuhren von Grund- 
erzeugnissen sowie alle Ausfuhren von verarbeite- 
ten Erzeugnissen innerhalb höchstens 120 Tagen 
durchgeführt werden. 

Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten für die 
in Artikel 4, 5, 8 und 9 der Verordnung Nr. 55 des 
Rats genannten Erzeugnisse jedoch nur, soweit sie 
aus Grunderzeugnissen hergestellt worden sind. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission etwaige 
Durchführungsvorschriften zu Artikel 2 mit. 


Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat meldet der Kommission zum 
15. jeden Monats für den Vormonat und für jedes 
Erzeugnis: 

a) die Mengen, für die Ausfuhrlizenzen erteilt wur- 
den; 

b) die Höhe der im voraus festgesetzten Erstat- 
tungsbeträge und die entsprechenden Mengen 
der gemäß Artikel 1 auszuführenden Erzeug- 
nisse; 
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c) die Höhe der gezählten Erstattungsbeträge und 
die entsprechenden Mengen der ausgeführten 
Erzeugnisse; 

d) die Mengen der gemäß Artikel 2 dieser Verord- 
nung ausgeführten verarbeiteten Erzeugnisse 
und die abschöpfungsfrei eingeführten Mengen 
der Grunderzeugnisse. 

Die Angaben zu a), b) und c) werden je nach Be- 
stimmungsland der Ausfuhren getrennt nach Mit- 


gliedstaaten und bei Ausfuhren nach dritten Län- 
dern global gemacht. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen vei'bindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 93 der Kommission 
über die Bestimmung des Stärkegehalts von Kleie und 
von zusammengesetzten Futtermitteln 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 55 des Rats über 
die Regelung für Getreideverarbeitungserzeugnisse, 
insbesondere auf Artikel 11 und 12, 

nach Anhörung des Verwaltungsausschusses für 
Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 11 und 12 der Verordnung Nr. 55 des 
Rats wird die Festsetzung des beweglichen Teilbe- 
trags der Abschöpfung für Kleie und anderer Rück- 
stände vom Mahlen oder Sichten von Getreide so- 
wie für zusammengesetzte Futtermittel auf Grund 
des Stärkegehalts der genannten Verarbeitungs- 
erzeugnisse in Aussicht genoiimnen. 


In den meisten Mitgliedstaaten wird der Stärke- 
gehalt nach dem Ewers-Verfahren bestimmt; in den 
Mitgliedstaaten, in denen dieses Verfahren nicht 
amtlich anerkannt ist, ist kein anderes Verfahren 
vorgeschrieben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Stärkegehalt der in Artikel 11 und 12 der 
Verordnung Nr. 55 des Rats genannten Erzeugnisse 
wird von den Mitgliedstaaten nach den Verfahren 
in der Anlage dieser Verordnung bestimmt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Anlage 


Bestimmung des Stärkegehalts nach dem abgewandelten polarimetrischen Ewers-Verfahren 


Reagentien: 

1. l,128prozentige Salzsäure (HCl) (Gewichtspro- 
zent). Die Konzentration dieser Salzsäure muß 
durch Titrierung bestimmt werden: 10 ccm 
= 30,94 ccm NaOH N/10; für diese Titrierung 
verwendet man als Indikator Methylrot: 1 p. T. 
Methylrot in 94prozentigem Äthylalkohol. 

2. 25prozentige Salzsäure (HCl) (Gewichtsprozent) 
(spezifisches Gewicht 1,126). 

3. 4prozentige wäßrige Natronphosphowolframat- 
Lösung. 

Geräte: 

1. geeichte 100- und 250-ccm-Kolben; 

2. ein Saccharimeter oder ein Polarimeter. 

Probenvorbereitang: 

Die Substanz, deren Stärkegehalt bestimmt wer- 
den soll, muß so fein sein, daß sie durch ein Rund- 
maschensieb mit 1 mm Maschenweite geht. Enthält 
die Substanz, wie zum Beispiel Maismehl, Reismehl 
usw., harte stärkehaltige Teilchen, so ist ein grö- 
ßerer Feinheitsgrad erforderlich. 

Versuchsdurchführung: 

a) Bestimmung des Gesamtdrehvermögens 
(P bzw. S) 

Man bringt 2,5 g der zu analysierenden Substanz 
in einen 100-ccm-Kolben und gießt 25 ccm l,128pro- 
zentiger Salzsäure (Lösung 1) zu. Man schüttelt den 
Kolben, bis die Substanz gut durchtränkt ist, und 
fügt dann von der gleichen verdünnten Salzsäure 
wietere 25 ccm hinzu. 

Daraufhin wird der Kolben in kochendes Wasser 
getaucht und in den ersten Minuten kräftig geschüt- 
telt, damit sich keine Klumpen bilden. Der Behälter 
muß genügend Wasser enthalten, damit dieses beim 
Eintauchen des Kolbens am Kochen bleibt. Zum 
Schütteln darf der Kolben nicht aus dem Wasserbad 
genommen, sondern erst nach 15 Minuaten daraus 
entfernt werden. Man gibt 30 ccm kalten Wassers 
in den Kolben und kühlt sofort bis auf 20^ C ab. 
Der Kolbeninhalt wird mit Natronphosphowolfra- 
mat geklärt. Es kann nicht im voraus bestimmt wer- 
den, in welchen Mengen das Klärmittel zugesetzt 
werden muß. Für reine Stärke genügen 1 bis 2 
Kubikzentimeter, bei anderen Erzeugnissen braucht 
man sechs, acht oder fünfzehn Kubikzentimeter. Da- 
nach wird der Kolben vollständig aufgefüllt, der 
Inhalt homogenisiert und gefiltert. 

Bevor das Filtrat polarisiert wird, gibt man für 
etwa je 2 ccm Filtrat einen Tropfen Klärmittel hin- 
zu. Man wartet 2 bis 3 Minuten und prüft, ob sich 
ein Niederschlag bildet. Ist dies der Fall, so er- 
neuert man die Probe unter Verwendung einer 


größeren Menge des Klärmittels. Polarisiert wird 
mit einem Polarimeter oder einem Saccharimeter in 
einem 200-mm-Glas. 

b) Bestimmungen des Drehvermögens der aktiven 
wasserlöslichen Substanzen nach Behandlung mit 
Salzsäure nach dem Ewers-Verfahren (P' bzw. S'). 

Man bringt 12,5 g der zu prüfenden Substanz in 
einen geeichten 250-ccm-Kolben, gießt etwa 200 ccm 
Wasser zu und läßt das Gemisch bei Zimmertempe- 
ratur unter gelegentlichem Schütteln etwa eine 
Stunde lang ziehen. Danach wird der Kolben bis auf 
250 ccm aufgefüllt, der Inhalt homogenisiert, ge- 
schüttelt und gefiltert. Man füllt 50 ccm Filtrat (2,5 g 
zu prüfender Substanz) in einen 100-ccm-Kolben, 
setzt 2,1 ccm 25prozentiger Salzsäure hinzu, schüt- 
telt kräftig und taucht den Kolben in kochendes 
Wasser. 

Nach 15 Minuten wird der Kolben aus dem Was- 
serbad entfernt; man setzt 30 ccm kaltes Wasser zu 
und kühlt sofort auf 20” C ab. Der Kolbeninhalt 
wird danach mit der Natronphosphowolframat- 
Lösung abgeklärt. Danach wird der Kolben auf 
100 ccm aufgefüllt, kräftig geschüttelt und gefiltert. 
Polarisiert wird mit einem Polarimeter oder einem 
Saccharimeter in einem 200-mm-Glas. 

c) Berechnung des Stärkegehalts 

Bei Verwendung eines Polarimeters: 

P — P' 

A - 2000 X - 

a D 

Bei Verwendung eines Saccharimeters: 

A - 2000 X ^ _ P« NJ S - S' 

a D a D 

A = Stärkegehalt in Prozent nach Ewers, 

P — Gesamtdrehung in Polarimeter — Bogengrad, 

P' ~ Polarimeter — Bogengrad der aktiven wasser- 
löslichen Substanzen, 

S = Gesamtdrehung in Saccharimeter ~ Bogengrad, 

S' = Saccharimeter — Bogengrad der aktiven was- 
serlöslichen Substanzen, 

N = Normalgewicht bei dem benutzten Sacchari- 
meter 

N = 16,26 g bei französischen Geräten, 

N = 26,00 g bei deutschen Geräten, 

N = 20,00 g bei gemischten Geräten. 

Sind aktive wasserlösliche Substanzen vorhan- 
den, so ist in den vorstehenden Formeln P' bzw. S' 
von der Gesamtdrehung abzuziehen, wenn P' bzw. S' 
positiv ist, und zur Gesamtdrehung hinzuzurechnen, 
wenn P' bzw. S' negativ ist. 
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Bei diesem Ewers-Verfahren werden für a D 
üblicherweise folgende Werte angewandt: 

185.7 bei Kartoffelstärke, 

182.7 bei Weizenstärke, 

184,0 bei Roggenstärke, 

181.5 bei Gerstenstärke, 

181,3 bei Haferstärke, 

185,9 bei Reisstärke, 

184.5 bei Maisstärke, 

184,0 bei den übrigen Stärkearten und den Stärke- 
gemischen in zusammengesetzten Futter- 
mitteln. 

Anmerkung: Enthält die zu prüfende Substanz 
größere Mengen an Karbonaten, so sind diese bei 
der Bestimmung der Gesamtdrehung vorher durch 
mäßigen Zusatz von Salzsäure zu beseitigen. 

Als Klärmittel können ebenfalls 5 ccm einer 
40prozentigen Zinksulfatlösung (ZnS04) und 5 ccm 
einer lOprozentigen Kaliumferrozyanid-Lösung ver- 
wendet werden. Jede Lösung ist der abzuklärenden 
Flüssigkeit getrennt beizusetzen. 

Tabellen: Die Tabellen für das Polarimeter und 
die verschiedenen Saccharimeter sind beizufügen. 


Anlagen: Bestimmung des Stärkegehalts nach dem 
abgewandelten polarimetrischen Ewers-Verfahren. 

Formel für das Polarimeter: 

P - P' 

A - 2000 X — -- 
aD 


Formel für das Saccharimeter: 

(2 ^ 

A = 2000 X ^ toA. 


(2," X 0,665)s - S- 


a D 

Erläuterung der Zahl 2000 


Das spezifische Drehvermögen der reinen Erzeug- 
nisse wird nach folgender Formel ermittelt: 


a D 


100 X a 
L X C 


a = am Polarimeter abzulesende Bogengrad = P 
nach dem Ewers-Verfahren, 

L = Reagenzglaslänge in Dezimeter, 

C = Gewicht der in 100 ccm Lösung enthaltenen 
aktiven Substanz in Gramm. 

TT. . w 100 Xa 

Hieraus folgt; C — 

^ L X aD 


Nach dem Ewers-Verfahren verwendet man bei 
einem 200-mm-Glas 2,5 g Substanz auf 100 ccm 
Lösungsmittel. Da man die in 100 g zu prüfender 
Substanz enthaltene Stärkemenge (aktive Substanz) 
und nicht die in 100 ccm Wasser gelösten 2,5 g zu 
prüfender Substanz ermitteln will, muß die Ab- 
lesung in Bogengrad (a) mit 40 multipliziert wer- 
den. Somit ergibt sich folgende Formel: 

Cf 1 TD . 100XaX40 

Starke-Prozent = (A) = — 

2 X aD 

_ 2000 X a 
a D 

Erläuterung des Ausdrucks X 0,665^ 

Die Grundlage für das Ewers-Verfahren bildet die 
durch Polarisation ermittelte Größe a D. 

100 g Saccharose in 100 ccm Lösungsmittel er- 
geben bei einem 100-mm-Glas am Polarimeter fol- 
genden Bogenwert: 66,5° — a D der Saccharose. 

Demnach entsprechen 0,665 Bogengrad bei einem 
100-mm-Glas des Polarimeters 1 g Saccharose in 
100 ccm Lösungsmittel. 

Das Normalgewicht für ein Saccharimeter, zum 
Beispiel das deutsche Schmidt-&-Haensch-Gerät, be- 
trägt 26 g Saccharose, die in 100 ccm Lösungsmittel 
aufgelöst und in einem 200-mm-Glas polarisiert, 
100 Saccharimet.ergrade ergeben. 

Ein Saccharimetergrad (deutscher Saccharimeter- 
grad) entspricht demnach 0,26 g Saccharose in 
100 ccm Lösungsmittel oder bei Verwendung eines 
Polarimeters und einem 100-mm-Glas. 

2 X 26 in 100 ccm bei einem 100-mm-Glas 

2 N 

0,52 g Saccharose in 100 ccm - 

100 

Da jedoch andererseits bei einem Polarimeter, das 
mit denselben Volumenwerten (100 ccm) und der- 
selben Reagenzglaslänge (100 mm) arbeitet, 1 g 
Saccharose 0,665 Bogengrad entspricht, ist der Bruch 

2 N 2 N 

oder 0,52 Saccharose gleich X 0,665 

Polarimetergrad. 

Mithin lautet der Umrechnungsfaktor für die Um- 
wandlung von Saccharimetergrad in Polarimeter- 
2 N 

grad X 0,665. Bei den deutschen Saccharimeter 
beträgt dieser Faktor 0,3458. 


66 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/616 


Verordnung Nr. 94 der Kommission 
über die Denaturierung von Mehl von Manihot 
und anderen Wurzeln 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 55 des Rats über 
die Regelung für Getreideverarbeitungserzeugnisse, 
insbesondere auf Artikel 7 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die in Artikel 7 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 55 des Rats vorgesehene Denaturierung sollen 
vor allem die zur menschlichen Ernährung bestimm- 
ten Erzeugnisse der Tarifnummer 11.06 des Gemein- 
samen Zolltarifs von denjenigen unterschieden wer- 
den, die für andere Zwecke, insbesondere zur Ver- 
fütterung, bestimmt sind. 

Durch das gewählte Denaturierungsverfahren, das 
nur für Erzeugnisse Anwendung finden soll, die zur 
Verfütterung oder für die Gießereiindustrie be- 
stimmt sind, soll erreicht werden, daß eingeführte 
Erzeugnisse, nachdem sie auf diese Weise denatu- 
riert wurden, tatsächlich für den vorgesehenen 
Zweck verwendet werden. 

Ein einheitliches Denaturierungsverfahren läßt 
sich im Augenblick noch nicht festlegen; die Wahl 
dieses Verfahrens muß vielmehr zunächst den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten überlassen bleiben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Das in Artikel 7 Absatz (2) der Verordnung Nr. 55 
des Rats vorgesehene Verfahren zur Denaturierung 
von Erzeugnissen der Tarifnummer 11.06 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs besteht in einer Behandlung, 
durch welche 

a) die genannten Erzeugnisse für die menschliche 
Ernährung unbrauchbar gemacht werden, so- 
weit sie zur Verfütterung bestimmt sind; 

b) die genannten Erzeugnisse für die menschliche 
Ernährung und für die Verfütterung unbrauchbar 
gemacht werden, soweit sie zur Verwendung 
in der Gießereiindustrie bestimmt sind. 


Artikel 2 

Jeder Mitgliedstaat legt ein Verfahren fest, das 
den in Artikel 1 genannten Erfordernissen ent- 
spricht, und meldet der Kommission 

a) die auf Grund dieser Verordnung erlassenen 
Durchführungsvorschriften; 

b) am 15. eines jeden Monats die Menge der im 
Vormonat nach Artikel 7 Absatz (2) der Verord- 
nung Nr. 55 des Rats eingeführten Erzeugnisse. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 95 der Kommission 
zur Änderung der Verordnung Nr. 29 über bestimmte 
Übergangsbestimmungen für Weizenmehlausfuhren 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 29, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 29 der Kommis- 
sion über bestimmte Übergangsbestimmungen für 
Weizenmehlausfuhren, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Beschränkung des Umfangs der Ausfuhren, 
die unter den Bedingungen des Artikels 1 der Ver- 
ordnung Nr. 29 der Kommission getätigt werden, 
auf die Ausfuhrmengen während eines beliebigen 
Bezugszeitraums in Jahr 1961 hat zur Folge, daß 
in einigen Mitgliedstaaten die Mengen, die unter 
diesen Bedingungen ausgeführt werden können, in- 
folge bestimmter besonderer Verhältnisse, die im 
Jahre 1961 Vorgelegen haben, auf einen sehr nie- 
drigen Stand gebracht werden; es muß daher die 


Möglichkeit gegeben werden, den Bezugszeitraum 
in den Jahren 1960 und 1961 zu wählen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 1 Buchstabe c) der Verordnung Nr. 29 der 
Kommission über bestimmte Übergangsbestimmun- 
gen für Weizenmehlausfuhren wird durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: 

„c) der Umfang der Ausfuhren, die unter diesen 
Bedingungen ab 30. Juli 1962 getätigt werden, darf 
die Ausfuhrmengen während eines beliebigen Zeit- 
abschnitts von vier aufeinanderfolgenden Monaten 
im Jahre 1960 und 1961 nicht überschreiten". 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 96 der Kommission 
über die Höhe und die Erteilungsbedingungen für die 
Gewährung von Denaturierungsprämien 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 7 Absatz (4), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es empfiehlt sich, daß bis zur Festsetzung gemein- 
schaftlicher Bestimmungen die Mitgliedstaaten die 
Durchführungsbestimmungen für die Denaturierung 
erlassen. 

Die Höhe der zulässigen Denaturierungsprämie 
kann erst dann auf einen für die Gemeinschaft ein- 
heitlichen Betrag festgelegt werden, wenn die 
Getreidepreise der Mitgliedstaaten einander ange- 
glichen sind. Es ist jedoch zweckmäßig, zur Ver- 
meidung von Marktstörungen schon jetzt bestimmte 
Grundsätze für die Bemessung der Denaturierungs- 
prämien aufzustellen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten können für Weizen oder 
Roggen, der für die menschliche Ernährung unge- 
eignet gemacht wurde, Denaturierungsprämie ge- 
währen. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, die Artikel 1 anwenden wol- 
len, erlassen Durchführungsbestimmungen für die 
Denaturierung, durch die sichergestellt wird, daß 
der denaturierte Weizen oder Roggen nicht mehr 
für die menschliche Ernährung verwendet werden 
kann. 

Sie teilen die diesbezüglichen Bestimmungen un- 
verzüglich der Kommission mit. 


Artikel 3 

(1) Die Denaturierungsprämien dürfen den Betrag 
nicht übersteigen, der sich jeweils als Unterschied 
zwischen dem Marktpreis für Weizen oder Roggen 
im Hauptüberschußgebiet auf der Grundlage der 
für den Richtpreis maßgebenden Standardqualität 
und dem in diesem Gebiet gültigen Richtpreis für 
Gerste ergibt. 

In den Mitgliedstaaten, in denen der Schwellen- 
preis für Mais unter dem Schwellenpreis für Gerste 
liegt, dürfen die Denaturierungsprämien jedoch den 
Betrag nicht übersteigen, der sich als Unterschied 
zwischen dem Marktpreis für Weizen oder Roggen 
im Hauptüberschußgebiet auf der Grundlage der für 
den Richtpreis maßgebenden Standardqualität und 
dem dort gültigen Marktpreis für Mais ergibt. 

(2) Die Denaturierungsprämie darf keinesfalls so 
hoch bemessen werden, daß dadurch die Einhaltung 
der Richtpreise für Gerste oder Mais gefährdet wird. 

(3) Die Denaturierungsprämien dürfen nicht so 
hoch festgesetzt werden, daß der Weizen oder der 
Roggen, der normalerweise im Erzeugerbetrieb un- 
mittelbar verfüttert wird, verkauft und durch dena- 
turiertes Getreide ersetzt wird. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission am 
15. jeden Monats getrennt für Weizen und Roggen 
für den vorhergehenden Monat mit 

a) die Mengen, die auf Grund dieser Verordnung 
denaturiert worden sind; 

b) die Gebiete, in denen das Getreide denaturiert 
worden ist; 

c) die Höhe der gewährten Denaturierungsprämien. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 97 der Kommission 
über die Auswirkung der Gewährung einer Erstattung bei der 
Erzeugung auf die Regelung für Stärke und Kleber 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 55 des Rats über 
die Regelung für Getreideverarbeitungserzeugnisse, 
insbesondere auf Artikel 13, 17 und 18, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erstattung bei der Erzeugung, die ein Mit- 
gliedstaat nach Artikel 17 Absatz (2) der Verord- 
nung Nr. 55 des Rats bei der Erzeugung von Stärke 
gewähren kann, bewirkt in diesem Mitgliedstaat 
eine Senkung des beweglichen Teilbetrags der Ab- 
schöpfung und der Erstattung bei der Ausfuhr für 
Stärke und Kleber. 

Bei den anderen Mitgliedstaaten führt die Ge- 
währung einer Erstattung bei der Erzeugung nur im 
Handel mit diesem Mitgliedstaat zu einer Erhöhung 
des beweglichen Teilbetrags der Abschöpfung und 
des Erstattungsbetrags für diese Erzeugnisse; in be- 
stimmten Fällen ist es für einen Mitgliedstaat er- 
forderlich, auf die Einfuhr dieser Erzeugnisse aus 
dem betreffenden Mitgliedstaat einen beweglichen 
Teilbetrag der Abschöpfung anzuwenden, während 
normalerweise keine Abschöpfung hätte erhoben 
werden müssen; darum muß die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, für den Handel in umgekehrter 
Richtung eine Erstattung zu gewähren — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 17 der Ver- 
ordnung Nr. 55 des Rats an, so wird der bewegliche 
Teilbetrag, der auf 100 kg der in Artikel 9 und 10 
derselben Verordnung bezeichneten verarbeiteten 
Erzeugnisse anwendbar ist, in diesem Mitgliedstaat 
um einen Betrag gesenkt und in den anderen Mit- 
gliedstaaten für Einfuhren aus diesem Mitgliedstaat 
um einen Betrag gesenkt, der 


a) bei Stärke aus anderen Rohstoffen als Weizen 
der Erstattung bei der Erzeugung entspricht, die 
für 161 kg Mais zur Stärkeherstellung gewährt 
wird; 

b) bei Weizenstärke der Erstattung bei der Erzeu- 
gung entspricht, die für 220 kg Weichweizen 
zur Stärkeherstellung gewährt wird; 

c) bei Kleber der Erstattung bei der Erzeugung ent- 
spricht, die für 400 kg Weichweizen zur Stärke- 
herstellung gewährt wird. 

(2) Hat die von einem Mitgliedstaat gewährte Er- 
stattung bei der Erzeugung zur Folge, daß der Preis 
frei Grenze für Mais oder für Weichweizen abzüg- 
lich der Auswirkung der gewährten Erstattung bei 
der Erzeugung niedriger ist als der Schwellenpreis 
eines anderen einführenden Mitgliedstaats abzüg- 
lich der Auswirkung der Erstattung, die in diesem 
einführenden Mitgliedstaat gegebenenfalls bei der 
Erzeugung gewährt werden sollte, so wendet der 
letztgenannte Mitgliedstaat bei der Einfuhr der in 
Absatz (1) bezeichneten verarbeiteten Erzeugnisse 
aus dem erstgenannten Mitgliedstaat einen beweg- 
lichen Teilbetrag an, der nach Absatz (3) berechnet 
wird. 

(3) Der obengenannte bewegliche Teilbetrag wird 
berechnet auf Grund der in Artikel 9 Absatz (1) 
und Artikel 10 Absatz (1) der Verordnung Nr. 55 
des Rats festgesetzten Menge von Mais oder Weich- 
weizen sowie auf Grund des Unterschieds zwischen 
dem Schwellenpreis für Mais oder Weichweizen im 
einführenden Mitgliedstaat, gegebenenfalls abzüg- 
lich der Auswirkung der vom einführenden Mit- 
gliedstaat gewährten Erstattung bei der Erzeugung, 
und dem Preis frei Grenze für dieselben Getreide- 
arten aus dem ausführenden Mitgliedstaat abzüglich 
der Auswirkung der vom ausführenden Mitglied- 
staat gewährten Erstattung bei der Erzeugung. 


Artikel 2 

Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 17 der Verord- 
nung Nr. 55 des Rats an, so gilt folgendes: 

a) die Erstattung, die bei der Ausfuhr der in Ar- 
tikel 1 bezeichneten verarbeiteten Erzeugnisse 
nach den übrigen Mitgliedstaaten gewährt wer- 
den kann, wird gemäß Artikel 15 der Verordnung 
Nr. 55 des Rats berechnet; der bewegliche Teil- 
betrag der Abschöpfung, der zur Bestimmung der 
Erstattung bei der Ausfuhr dient, wird jedoch 
nach Artikel 1 der vorliegenden Verordnung be- 
rechnet; 
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b) die Erstattung, die bei der Ausfuhr der in Ar- 
tikel 1 bezeichneten verarbeiteten Erzeugnisse 
nach dritten Ländern gewährt werden kann, wird 
nach Artikel 16 der Verordnung Nr. 55 des Rats 
berechnet; der zulässige Betrag der Erstattung 
bei der Ausfuhr wird jedoch um die Auswirkung 
der im ausführenden Mitgliedstaat bei der Er- 
zeugung gewährten Erstattung verringert. 


Artikel 3 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt den übrigen Mitglied- 
staaten und der Kommission mindestens zwei 
Monate vor dem Zeitpunkt des Beginns der An- 
wendung der einschlägigen Bestimmungen folgende 
Angaben mit: 

a) die Höhe der Erstattung bei der Erzeugung, die 
er nach Artikel 17 der Verordnung Nr. 55 des 
Rats für 100 kg Mais und Weichweizen gewährt, 
die von Stärkefabriken verarbeitet werden; 

b) die Höhe der Erstattung bei der Erzeugung, die 
er nach Artikel 17 der Verordnung Nr. 55 des 
Rats für 100 kg Stärke aus anderen Rohstoffen 
als Mais und Weizen gewährt. 


(2) Erstattungen bei der Erzeugung, deren Gewäh- 
rung die Mitgliedstaaten vom 30. Juli 1962 an zu 
gewähren beschließen, müssen bis zum 29. Juli 1962 
mitgeteilt werden. 


Artikel 4 

Zur Festsetzung der Erstattung bei der Erzeugung, 
die die Mitgliedstaaten für Kartoffelstärke gewäh- 
ren können, kann ein pauschaler Umrechnungssatz 
von Kartoffeln zur Stärkeherstellung in Stärke ver- 
wendet werden. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission für je- 
des Wirtschaftsjahr den von ihm angenommenen 
pauschalen Umrechnungssatz mit. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 98 der Kommission 
über die Kriterien für die Änderung des beweglichen 
Teilbetrags der Abschöpfung auf bestimmte Getreide- 
verarbeitungserzeugnisse 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 15 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 11 und 12 der Verordnung Nr. 55 
des Rats wird für Kleie und andere Rückstände 
vom Sichten und Mahlen von Getreide und für 
zusammengesetzte Futtermittel der bewegliche 
Teilbetrag der Abschöpfung auf Grund bestimmter 
pauschaler Kriterien festgesetzt. 

Die Änderung der zur Berechnung dieses beweg- 
lichen Teilbetrags zugrunde gelegten Abschöpfungs- 
beträge auf die Grunderzeugnisse wirkt sich nicht 
unbedingt sofort auf den Preis der eingeführten 
Verarbeitungserzeugnisse aus. Es ist daher gerecht- 
fertigt, eine bestimmte Spanne vorzusehen, inner- 
halb deren der bewegliche Teilbetrag der Abschöp- 
fung nicht zu ändern wäre, um das Verfahren zur 
Festsetzung der Abschöpfungsbeträge nicht über- 
mäßig zu komplizieren — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der bewegliche Teilbetrag, der sowohl bei der 
Einfuhr aus den Mitgliedstaaten als auch aus drit- 
ten Ländern auf 100 kg der in Artikel 11 und 12 
der Verordnung Nr, 55 des Rats genannten Verar- 
beitungserzeugnisse zu erheben ist, wird geändert, 
falls die Veränderung der Faktoren, aus denen er 
errechnet wurde, gegenüber dem ursprünglich fest- 
gesetzten beweglichen Teilbetrag zu einer Erhöhung 
oder Ermäßigung um mindestens einen Betrag führt, 
der von den einzelnen Mitgliedstaaten für jedes der 
oben genannten Erzeugnisse zwischen einer Ober- 
grenze von 0,25 Rechnungseinheiten und einer Un- 
tergrenze von 0,05 Rechnungseinheiten festgesetzt 
wird. 

Der bewegliche Teilbetrag bleibt unverändert, 
wenn die Veränderung der Berechnungsfaktoren ge- 
genüber dem augenblicklich geltenden beweglichen 
Teilbetrag zu einer Erhöhung oder Ermäßigung 
führt, die niedriger ist als der für jedes Erzeugnis in 
dieser Weise festgesetzte Betrag. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Die vorliegende Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 25. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 99 der Kommission 
über bestimmte, die Einfuhr von Hartweizen betreffende 
Übergangsbestimmungen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
deren Artikel 29, 

gestützt auf die Stellungnahme des Verwaltungs- 
ausschusses für Getreide und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In einigen Mitgliedstaaten ist es zulässig, Hart- 
weizen zoll- und abgabefrei im Gegenwert einer 
vorherigen Ausfuhr von Grob- und Feingrieß aus 
Hartweizen einzuführen. 

Da die Hartweizenpreise auf dem Weltmarkt in 
den letzten Monaten stark gestiegen und die Be- 
stände praktisch erschöpft sind, konnte bei verschie- 
denen Ausfuhren von Grob- und Feingrieß aus Hart- 
weizen keine zoll- und abgabenfreie Einfuhr von 
Hartweizen erfolgen. 

Diese Einfuhren werden nicht vor Eintreffen der 
neuen Hartweizenernte auf dem Weltmarkt statt- 
finden können. 

Es soll vermieden werden, daß den Hartweizen 
verarbeitenden Industrien, die bereits Ausfuhren 
vorgenommen oder sich zu solchen vor dem Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Abschöpfungsregelung 
verpflichtet haben, sich aber nicht in der Lage 
sehen, den Gegenwert in Hartweizen bis zu diesem 
Zeitpunkt einzuführen, schwere Nachteile ent- 
stehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bis zum 29. Juli 1962 einschließlich können die 
Mitgliedstaaten Genehmigungen ausgeben, auf 


Grund deren nach diesem Zeitpunkt zum Ausgleich 
für vorher ausgeführten Grob- und Feingrieß aus 
Hartweizen abschöpfungsfrei 'Hartweizen eingeführt 
werden darf, vorausgesetzt: 

a) daß die Ausfuhr von Grob- und Feingrieß aus 
Hartweizen vor dem 30. Juli 1962 erfolgt ist; 

b) daß diese Ausfuhr keine Gegenleistung, Beihilfe 
oder Maßnahme gleicher Wirkung zur Folge ge- 
habt hat; 

c) daß die Einfuhr von Hartweizen bis zum 31. De- 
zember 1962 einschließlich erfolgt. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit 

a) bis 15. August 1962: welche Mengen Grob- und 
Feingrieß aus Hartweizen bis 30. Juli 1962 tat- 
sächlich ausgeführt wurden, ohne daß als Aus- 
gleich hierfür Hartweizen abschöpfungsfrei ein- 
geführt wurde; 

b) bis 15. August 1962: für welche Hartweizen- 
mengen die abschöpfungsfreie Einfuhr seit dem 
30. Juli 1962 insgesamt genehmigt wurde; 

c) am 15. jedes Monats: welche Menge Hartweizen 
unter den Voraussetzungen von Artikel 1 ein- 
geführt worden ist. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Sie ist bis 15. Januar 1963 gültig. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und in jedem Mitgliedstaat unmittelbar an- 
wendbar. 


Brüssel, am 11. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 100 der Kommission 
betreffend die Festlegung von Durchführungsbestimmungen 
für Artikel 11 Absatz (2) der Verordnung Nr. 23 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse, insbeson- 
dere auf Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist notwendig, bei Festsetzung des Referenz- 
preises vom innergemeinschaftlichen Erzeugerpreis 
für die einzelnen Erzeugnisse auszugehen. Dieser 
Preis weist jedoch im Verlauf der Vermarktungs- 
saison bedeutende Schwankungen auf, und es ist an- 
gebracht, diese saisonalen Preisschwankungen bei 
der Berechnung des Referenzpreises zu berücksich- 
tigen. Ferner muß dafür gesorgt werden, daß sich 
der Referenzpreis mit dem Preis frei Grenze der 
importierten Erzeugnisse vergleichen läßt. 

Zur Ermittlung des Preises frei Grenze muß man 
sich auf die Notierungen von bestimmten Märkten 
in jedem Mitgliedstaat stützen, die als die repräsen- 
tativsten für den Import aus Drittländern gelten. 

Um die Ermittlung des Referenzpreises und des 
Preises frei Grenze zu ermöglichen, müssen die Mit- 
gliedstaaten die notwendigen Unterlagen ihrer re- 
präsentativen Märkte zur Verfügung stellen. 

Nach Artikel 11 Absatz (2) Unterabsatz 4 der Ver- 
ordnung muß der Verwaltungsausschuß für Obst 
und Gemüse unter Berücksichtigung der Dringlich- 
keit beschließen. Es ist zweckmäßig, hierfür ein ent- 
sprechendes Verfahren vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Der in Artikel 11 Absatz (2) der Verordnung 
Nr. 23 des Rats vorgesehene Preis — im folgenden 
Referenzpreis genannt — ist einheitlich für alle Mit- 
gliedstaaten. Er wird jedes Jahr festgesetzt für ein- 


zelne Erzeugnisse oder für einzelne Sorten oder 
Gruppen von Sorten nach dem in Artikel 13 der 
Verordnung Nr. 23 des Rats vorgesehenen Ver- 
fahren und auf Grund der Bestimmungen des nach- 
stehenden Artikels 2. 

(2) Auf Grund des nachstehenden Artikels 3 wird 
für die Erzeugnisse, für welche ein Referenzpreis 
festgesetzt wird, auch der in Artikel 11 Absatz (2) 
der Verordnung Nr, 23 des Rats vorgesehene Preis 
frei Grenze bestimmt. 


Artikel 2 

(1) Der Referenzpreis wird jeweils für ein Jahr 
festgesetzt. 

Um jedoch den saisonalen Preisschwankungen 
Rechnung zu tragen, kann jedes Jahr in mehrere 
Abschnitte unterteilt werden, innerhalb deren die 
Preise eine relative Stabilität aufweisen. 

(2) Der Referenzpreis wird auf Grund des arith- 
metischen Mittels der niedrigsten nationalen durch- 
schnittlichen Erzeugerpreise bestimmt, die unter dem 
folgenden Abschnitt festgesetzt werden. 

Bei der Berechnung des oben vorgesehenen 
Durchschnitts sind die nationalen durchschnittlichen 
Preise ausgeschlossen, die nach oben beträchtlich 
vom Durchschnitt dieser Preise abweichen. 

(3) Die niedrigsten durchschnittlichen nationalen 
Erzeugerpreise entsprechen hierbei den Notierun- 
gen während der drei der Festsetzung des 
Referenzpreises vorhergehenden Jahre auf den re- 
präsentativen Märkten der wichtigsten Anbauge- 
biete mit den niedrigsten Notierungen für Erzeug- 
nisse oder Sorten, welche einen wesentlichen Teil 
der im Laufe des Jahres bzw. eines Teils des Jahres 
vermarkteten Erzeugung ausmachen, und für Er- 
zeugnisse, die einer bestimmten Güteklasse entspre- 
chen und eine bestimmte Aufmachung aufweisen. 

(4) Bei der Festsetzung des Referenzpreises wird 
der unter Absatz (2) dieses Artikels genannte 
Durchschnitt der Preise um einen Pauschalbetrag er- 
höht, damit sich die im Artikel 3 genannten Preise 
im gleichen Vermarktungsstadium mit den Referenz- 
preisen vergleichen lassen. 
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(5) Der Referenzpreis wird festgesetzt; 

— bis zum 1. Mai: 

für Zwiebeln, Tomaten, Möhren, Pfirsiche, Pflau- 
men, Kirschen, Erdbeeren; 

— bis zum 1. Juli: 

für Tafeltrauben, Äpfel, Birnen, Apfelsinen, Man- 
darinen und Clementinen, Zitronen; 

— bis zum 1. Oktober: 

für alle übrigen Erzeugnisse der Tarifnummer 
07.01 — ausgenommen die Tarifnummer 07.01 A 
— und der Tarifnummern 08.02 bis 08.09 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs. 

Der Referenzpreis für Tomaten, Pfirsiche, Pflau- 
men, Tafeltrauben, Äpfel, Birnen, Apfelsinen, Man- 
darinen und Clementinen und Zitronen wird jedoch 
erstmalig bis zum 1. August 1962 festgesetzt. 

Diese Referenizpreise gelten: 

a) bis zum 30. April 1963 für Tomaten, Pfirsiche 
und Pflaumen, 

b) bis zum 30. Juni 1963 für die übrigen Erzeug- 
nisse. 


Artikel 3 

(1) Der Preis frei Grenze, von welchem bei der 
Festsetzung der Ausgleichsabgabe bzw. bei der Aus- 
setzung der Importe ausgegangen wird, wird ermit- 
telt auf Grund der Notierungen des bzw. der in Ab- 
satz (2) genannten repräsentativen Großhandels- 
märkte der einzelnen Mitgliedstaaten für aus Dritt- 
ländern importierte Erzeugnisse einer bestimmten 
Sorte und Herkunft. 

(2) Als repräsentativ im Sinne von Absatz (1) gel- 
ten folgende Märkte: 

— Königreich Belgien und 

Großherzogtum Luxemburg: Brüssel, Antwerpen 

— BundesrepublikDeutschland:Hamburg, Mün- 

dien, Frankfurt, 
Düsseldorf 

— Republik Frankreich: Paris (Hallen) 

— Republik Italien: Mailand 

— Königreich der Niederlande :Rotterdam 


Artikel 4 

(1) Für die Festsetzung des Referenzpreises geben 
die Mitgliedstaaten alljährlich der Kommission bis 
spätestens einen Monat vor dem letzten Datum, bis 
zu dem die Festsetzung dieser Preise erfolgen muß, 
die Preise für die in Artikel 2 genannten Erzeug- 
nisse bekannt, aufgegliedert nach Monaten, halben 
Monaten oder Dekaden, die im Laufe des Vorjahrs 
als Erzeugerpreise auf den repräsentativen Märk- 
ten der bedeutendsten Erzeugungsgebiete mit den 
niedrigsten Preisen notiert wurden: 

a) für die Erzeugnisse oder Sorten, die in dem be- 
treffenden Mitgliedstaat einen beträchtlichen Teil 
der im Laufe des ganzen Jahres oder eines Teiles 
des Jahres vermarkteten Erzeugung ausmachen; 

b) für ein Erzeugnis, das einer bestimmten Güte- 
klasse und Aufmachung entspricht. 

Jeder Mitgliedstaat teilt jedoch der Kommission 
für die erste Anwendung der Bestimmung des Arti- 
kels 2 die im vorstehenden Absatz genannten Notie- 
rungen für die drei Jahre vor dem Datum der Fest- 
setzung des Referenzpreises mit. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission vom 
30. Juli 1962 an an jedem Werktag die auf ihren 
in Artikel 3 Absatz (2) genannten repräsentativen 
Märkten notierten Preise frei Grenze für ein Erzeug- 
nis einer bestimmten Güteklasse und Aufmachungs- 
art sowie für die verschiedenen Herkunftsgegenden 
mit. 


Artikel 5 

Die Vorschläge für die nach Artikel 11 Absatz (2) 
der Verordnung Nr. 23 des Rats zu treffenden Maß- 
nahmen werden in einem Dringlichkeitsverfahren 
dem Verwaltungsausschuß für Obst und Gemüse 
vorgelegt, der unverzüglich zu diesen Vorschlägen 
Stellung nimmt. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 101 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für Birnen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, insbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Zweckmäßigerweise sollten die innerhalb der Ge- 
meinschaft angebauten wichtigsten Birnensorten in 
zwei Gruppen eingestuft und für jede Gruppe Refe- 
renzpreise festgesetzt werden. Diese Referenzpreise 
sollten für 14 Tage oder pro Monat festgesetzt wer- 
den, um den saisonbedingten Schwankungen der 
Birnenpreise Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für Birnen (Tarifnummer 
08.06 B des Gemeinsamen Zolltarifs) werden, aus- 
gedrückt in Rechnungseinheiten pro Doppelzentner, 
für jede einzelne Gruppe der Sortengruppe I und II 
für 14 Tage oder pro Monat, für die Erzeugnisse der 
Klasse « I » der gemeinsamen Qualitätsnormen, wie 
folgt festgesetzt; 


1962 bis 1963 I. Gruppe IL Gruppe 

August Erste Hälfte 13,3 — 

Zweite Hälfte 13,2 

September Erste Hälfte 14,3 — 

Zweite Hälfte 15,0 — 

Oktober 15,1 6,8 

November 15,4 7,8 

Dezember 15,7 7,8 

Januar 16,3 7,8 

Februar 17,6 8,2 

März 18,7 — 

April 18,7 — 

Mai 18,7 — 

Juni 18,7 — 


(2) Die unter Absatz (1) genannten Sortengruppen 
setzen sich wie folgt zusammen; 

L Gruppe 

Beurre Durondeau, Clapp's Favourite, Precoce de 
Treveux, Doyennee du Comice, Beurre Hardy, 
Charneux (Legipont), Conference, Dr. Guyot, Wil- 
liam's, Kaiser (Imperatore), Passecrassane, Coscia, 
Triomphe de Vienne, Louise Bonne d'Avranches 
und ähnliche. 

IL Gruppe 

Comtesse de Paris, Moscatella und ähnliche. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 102 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für Pflaumen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats 
zur schrittweisen 'Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse, insbeson- 
dere Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zweckmäßigerweise sollten die innerhalb der Ge- 
meinschaft angebauten wichtigsten Pflaumensorten 
in zwei Gruppen eingestuft und für jede Gruppe 
Referenzpreise festgesetzt werden. Diese Referenz- 
preise sollten jeweils für 10 Tage festgesetzt wer- 
den, um den saisonbedingten Schwankungen der 
Pflaumenpreise Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für Pflaumen (Tarifnum- 
mer 08.07 D des Gemeinsamen Zolltarifs) werden 
ausgedrückt in Rechnungseinheiten pro Doppel- 
zentner, für jede einzelne Gruppe der Sorten- 
gruppe I und II jeweils für 10 Tage, für die Erzeug- 
nisse der Klasse « I » der gemeinsamen Qualitäts- 
normen wie folgt festgesetzt: 


1962 

1. Gruppe 

II. Gruppe 

August 1. Dekade . . . . 

17,1 

9,3 

2. Dekade .... 

18,1 

8,8 

3. Dekade . . . . 

19,1 

8,2 

September 1. Dekade . . . . 

20,1 

9,1 

2. Dekade . . . . 

18,4 

9,6 

3. Dekade . . . . 

— 

9,9 

Oktober 1. Dekade . . . . 

' — - 

8,2 

2. Dekade . . . . 

— 

— 

3. Dekade . . . . 

... — 

— 


(2) Die unter Absatz (1) genannten Sortengruppen 
setzen sich wie folgt zusammen: 


1. Gruppe 

Altesse double, Reine Claude crottee, Tragedie, 
Reine Claude conducta, Precoce Favourite, Mon- 
sier Hätif, Santa Roa, Goccia d'oro, Burbank, 
Florentia und ähnliche. 

IL Gruppe 

Altesse simple. Reine Claude d'Oullina, Belle de 
Louvain, Reine Claude d'Althan, Italia, Prune pre- 
coce, Mirabelle, Quetsche und ähnliche. 


A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 103 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für im Freien 
angebaute Tafeltrauben 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, insbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung des nachstehenden Grundes: 

Diese Referenzpreise sollten jeweils für 10 Tage 
festgesetzt werden, um den saisonbedingten Schwan- 
kungen der Preise für im Freien angebaute Tafel- 
trauben Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für im Freien angebaute 
Tafeltrauben (Tarifnummer ex 08.04 A des Gemein- 
samen Zolltarifs) werden, ausgedrückt in Rechnungs- 
einheiten pro Doppelzentner, für jeweils 10 Tage, 
für die Erzeugnisse der Klasse „l“ der gemeinsamen 
Qualitätsnormen, wie folgt festgesetzt: 


1962 


August 1. Dekade 15,3 

2. Dekade 14,2 

3. Dekade 13,9 

September 1. Dekade 13,7 

2. Dekade 13,2 

3. Dekade 11,9 

Oktober 1. Dekade 12,9 

2. Dekade 14,4 

3. Dekade 15,1 

November 1. Dekade 16,5 

2. Dekade 17,5 

3. Dekade — 


(2) Zur Festsetzung der Referenzpreise werden 
folgende Sorten zugrunde gelegt: 

Chasselas du Midi, Gros vert, Panse, Cardinal, 
Regina, Baresana, Ohanez und ähnliche. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 104 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für Pfirsiche 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinsdiaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, insbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung des nachstehenden Grundes: 

Diese Referenzpreise sollten für jeweils 10 Tage 
festgesetzt werden, um den saisonbedingten Schwan- 
kungen der Pfirsichpreise Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für Pfirsiche (Tarifnummer 
08.07 B des Gemeinsamen Zolltarifs) werden, ausge- 
drückt in Rechnungseinheiten pro Doppelzentner 


für jeweils 10 Tage, für die Erzeugnisse der 
Klasse „1" der gemeinsamen Qualitätsnormen, wie 
folgt festgesetzt: 

1962 


August 1. Dekade 16,0 

2. Dekade 15,9 

3. Dekade 15,6 

September 1. Dekade 15,8 

2. Dekade 16,0 

3. Dekade 12,7 


(2) Zur Festsetzung der Referenzpreise werden 
folgende Sorten zugrunde gelegt: 

Charles Ingouf, Vaes Oogst, Fior di Maggio, 
S. Anna, Amsden, Bella di Roma, Haie und ähn- 
liche. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 30. April 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 105 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für im Freien 
angebaute Tomaten 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, insbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung des nachstehenden Grundes: 

Diese Referenzpreise sollten für jeweils 10 Tage 
festgesetzt werden, um den saisonbedingten Schwan- 
kungen der Preise für im Freien angebaute Tomaten 
Rechnung zu tragen - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für im Freien angebaute 
Tomaten (Tarifnummer ex 07.01 M des Gemein- 
samen Zolltarifs) werden, ausgedrückt in Rechnungs- 
einheiten pro Doppelzentner für jeweils 10 Tage, 
für die Erzeugnisse der Klasse „1" der gemeinsamen 
Qualitätsnormen, wie folgt festgesetzt: 


1962 


August 1. Dekade 9,9 

2. Dekade 9,3 

3. Dekade 9,1 

September 1. Dekade 8,9 

2. Dekade 9,3 

3. Dekade 10,4 

Oktober 1, Dekade 12,1 

2, Dekade 12,1 

3. Dekade 12,1 

November 1. Dekade 11,0 

2. Dekade 11,0 

3. Dekade 11,5 

Dezember 1. Dekade 12,1 

2. Dekade 12,6 

3. Dekade 14,3 


(2) Die Referenzpreise werden auf Grund der 
Preise der verschiedenen Tomatensorten festgesetzt, 
die auf freiem Feld angebaut werden. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 30. April 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in alleil ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 106 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für 
Mandarinen und Clementinen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, inbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung des nachstehenden Grundes: 

Diese Referenzpreise sollten monatlich festgesetzt 
werden, um den saisonbedingten Schwankungen der 
Preise der Mandarinen und Clementinen Rechnung 
zu tragen — 


pro Doppelzentner und für jeden einzelnen Monat, 
für die Erzeugnisse der Klasse „ 1 " der gemeinsamen 
Qualitätsnormen, wie folgt festgesetzt: 


1962/1963 

August 

September 


Oktober — 

November 14,1 

Dezember 11,6 

Januar 11,8 

Februar 15,1 

März 19,4 

April — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Referenzpreise für Madarinen und Clemen- 
tinen (Tarifnummer 08.02 B des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs) werden, ausgedrückt in Rechnungseinheiten 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft, 
Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 107 der Kommission 
zur Festsetzung von Referenzpreisen für Zitronen 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 des Rats zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse, insbesondere 
Artikel 11 Absatz (2), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Obst und Gemüse, 

in Erwägung des nachstehenden Grundes: 

Diese Referenzpreise sollten monatlich festgesetzt 
werden, um den saisonbedingten Schwankungen der 
Zitronenpreise Rechnung zu tragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Referenzpreise für Zitronen (Tarifnummer 
08.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs) werden, aus- 
gedrückt in Rechnungseinheiten pro Doppelzentner 
und für jeden einzelnen Monat, für die Erzeugnisse 
der Klasse « I » der gemeinsamen Qualitätsnormen, 
wie folgt festgesetzt: 


1962/1963 


August 12,1 

September 15,3 

Oktober 12,5 

November 10,6 

Dezember 11,4 

Januar 12,2 

Februar 11,3 

März 10,6 

April 11,0 

Mai 11,6 

Juni 11,0 


(2) Zur Festsetzung der Referenzpreise werden fol- 
gende Sorten zugrunde gelegt: 

Limone invernale, Promofiore, Verdelli und ähn- 
liche. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 einschließlich. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 108 der Kommission 
zur vorübergehenden Beschränkung des Höchstbetrags der 
Erstattungen bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- 
verarbeitungserzeugnisse nach den Mitgliedstaaten 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 55 des Rats über 
die Regelung für Getreideverarbeitungserzeugnisse, 
insbesondere auf Artikel 15 Absatz (3), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der bewegliche Teilbetrag der bei Verarbeitungs- 
erzeugnissen im Sinne der Verordnung Nr. 55 des 
Rats anzuwendenden Abschöpfung wird auf der 
Grundlage des Abschöpfungsbetrags berechnet, der 
für die bei der Herstellung dieser Erzeugnisse ver- 
wendete Menge des Grunderzeugnisses festgesetzt 
ist; zur Bestimmung dieser Menge ist bei den ein- 
zelnen Erzeugnissen ein einheitlicher Verarbei- 
tungssatz für die Gemeinschaft zugrunde gelegt 
worden. 

Der Erstattungsbetrag, welcher bei der Ausfuhr 
der genannten Erzeugnisse gewährt werden kann, 
darf nicht den beweglichen Teilbetrag der Abschöp- 
fung überschreiten, die von dem ausführenden Mit- 
gliedstaat bei der Einfuhr der gleichen Erzeugnisse 
aus dem einführenden Mitgliedstaat erhoben wird. 

In diesem Falle beschränkt sich der von dem ein- 
führenden Mitgliedstaat erhobene Abschöpfungs- 
betrag auf den festen Teilbetrag; für bestimmte 
Verarbeitungserzeugnisse ist der feste Teilbetrag 
der Abschöpfung niedrig oder gleich Null. 

Wegen der unterschiedlichen Verarbeitssätze in 
den einzelnen Mitgliedstaaten könnten sich bei be- 
stimmten Verarbeitungserzeugnissen sowohl im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten als auch auf 
dem Markt des einführenden Mitgliedstaats Preis- 


verzerrungen ergeben; so empfiehlt es sich, bei 
diesen Erzeugnissen die Erstattung bei der Ausfuhr 
während der ersten drei Monate der Anwendung 
der Abschöpfungsregelung pauschal auf einen Be- 
trag zu beschränken, der erheblich unter dem be- 
weglichen Teilbetrag der Abschöpfung liegt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bis zum 31. Oktober 1962 einschließlich darf der 
Erstattungsbetrag, der im innergemeinschaftlichen 
Handel bei der Ausfuhr der Verarbeitungserzeug- 
nisse im Sinne von 

— Artikel 4 Absatz (2) Buchstabe a), 

— Artikel 5 Absatz (1) Buchstaben a), b), d), e) 
und f), 

— Artikel 7 Absatz (1), 

— Artikel 11 Absatz (1) letzter Satz 

der Verordnung Nr. 55 des Rats gewährt werden 
kann, 50 v. H. des Erstattungsbetrags nicht über- 
schreiten, der sich bei der Anwendung von Arti- 
kel 15 Absatz (1) und (2) der Verordnung Nr. 55 des 
Rats ergeben würde. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den für 
die einzelnen Erzeugnisse im Sinne von Artikel 1 
gewährten Erstattungsbetrag sowie dessen Berech- 
nungsgrundlage mit. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie gilt bis einschließlich 15. November 1962. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 109 der Kommission 
über die Festsetzung des Zusatzbetrags nach Artikel 7 
der Verordnung Nr. 20 des Rats und nach Artikel 6 
der Verordnungen Nr. 21 und 22 des Rats 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 7 Absatz (4), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Eier, insbesondere auf Arti- 
kel 6 Absatz (4), 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz (4), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch und des Verwaltungsausschus- 
ses für Geflügelfleisch und Eier, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um Störungen im Handel mit Erzeugnissen, die 
unter die Verordnung Nr. 20, 21 und 22 des Rats 
fallen, durch Angebote aus dritten Ländern zu Prei- 
sen, die unter dem Einschleusungspreis liegen, zu 
vermeiden, sind die nach Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 20 des Rats und nach Artikel 4 der Verordnun- 
gen Nr. 21 und 22 des Rats festgesetzten und gege- 
benenfalls nach Artikel 6 bzw. 5 dieser Verordnun- 
gen verringerten Abschöpfungsbeträge in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten um einen Betrag zu erhöhen, 
der dem Unterschied zwischen dem Angebotspreis 
frei Grenze und dem Einschleusungspreis entspricht. 

Um einen einheitlichen Zusatzbetrag für die ver- 
schiedenen Qualitäten des jeweiligen Erzeugnisses 
festsetzen zu können, empfiehlt es sich, den Ange- 
botspreis frei Grenze als den Preis einer bestimm- 
ten Qualität zu definieren. 

Für die Ermittlung des tatsächlichen Angebots- 
preises sollen nicht nur die Angaben in den Zoll- 
papieren, sondern auch die Marktpreise in den drit- 
ten Ländern und in den Mitgliedstaaten herange- 
zogen werden. 

Fällt der Angebotspreis unter den Einschleu- 
sungspreis, so ist der Zusatzbetrag für Einfuhren 
aus allen dritten Ländern festzusetzen. Solange je- 
doch Einfuhren zu Angebotspreisen, die unter dem 
Einschleusungspreis liegen, nur aus bestimmten 
dritten Ländern kommen, erscheint es angebracht, 


den Zusatzbetrag nur für Einfuhren aus diesen Län- 
dern festzusetzen. 

Eine solche Festsetzung hat jedoch gegenüber 
denjenigen dritten Ländern zu unterbleiben, die be- 
reit und in der Lage sind, die Garantie zu über- 
nehmen, daß der tatsächliche Preis bei der Einfuhr 
aus ihrem Hoheitsgebiet nicht unter dem Einschleu- 
sungspreis liegt und jede Verkehrsverlagerung ver- 
mieden wird. Eine derartige Festsetzung kann nur 
für alle Einfuhren in alle Mitgliedstaaten einheitlich 
und daher nur in einem gemeinschaftlichen Verfah- 
ren getroffen werden. 

Der Zusatzbetrag ist zunächst von dem einführen- 
den Mitgliedstaat festzusetzen. Es ist jedoch sicher- 
zustellen, daß so schnell wie möglich gemeinsame 
Maßnahmen getroffen werden können, die insbe- 
sondere eine Überprüfung des Verhaltens des be- 
treffenden Mitgliedstaats ermöglichen müssen. 

Der Zusatzbetrag ist von dem einführenden Mit- 
gliedstaat zu erheben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Der Angebotspreis frei Grenze — im folgenden 

Angebotspreis genannt — ist 

a) im Sinne des Artikels 7 Absatz (3) der Verord- 
nung Nr. 20 des Rats der Preis für diejenigen 
Qualitäten, die den im Anhang dieser Verord- 
nung definierten Referenzqualitäten entsprechen; 

b) im Sinne des Artikels 6 Absatz (3) der Verord- 
nungen Nr. 21 und 22 des Rats der Preis für Er- 
zeugnisse von handelsüblicher Qualität. 

(2) Der Angebotspreis wird ermittelt insbesondere 

unter Berücksichtigung 

a) des Preises, der in den Zollpapieren angegeben 
ist, die das eingeführte Erzeugnis begleiten, und 

b) der Preise, die bei Ausfuhren aus einem be- 
stimmten dritten Land angewandt werden. 

(3) Für die Feststellung der in Absatz (2) Buch- 
stabe b) genannten Preise sind heranzuziehen 

a) die Marktpreise und die Ausfuhrpreise der drit- 
ten Länder; 

b) die Marktpreise der Mitgliedstaaten für Einfuh- 
ren aus dritten Ländern; 

c) die Preise auf den repräsentativen Märkten in 
dritten Ländern. 
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Artikel 2 

Der Zusatzbetrag wird festgesetzt, wenn der An- 
gebotspreis unter den Einschleusungspreis fällt. Er 
wird neu festgesetzt, wenn sich der Angebotspreis 
ändert. Die Festsetzung wird jedoch aufgehoben, 
wenn festgestellt wird, daß der Angebotspreis den 
Einschleusungspreis erreicht oder übersteigt. 


Artikel 3 

Der Zusatzbetrag entspricht dem Unterschied zwi- 
schen dem Angebotspreis und dem nach Artikel 7 
der Verordnung Nr. 20 des Rats und nach Artikel 6 
der Verordnungen Nr. 21 und 22 des Rats festge- 
setzten Einschleusungspreis. 


Artikel 4 

Fällt der Angebotspreis unter den Einschleusungs- 
preis, so wird der Zusatzbetrag für Einfuhren aus 
allen dritten Ländern festgesetzt. 

Stammen Einfuhren zu Angebotspreisen, die unter 
dem Einschleusungspreis liegen, jedoch nur aus be- 
stimmten dritten Ländern, so braucht der Zusatz- 
betrag nur für Einfuhren aus diesen Ländern fest- 
gesetzt zu werden. 

Der Zusatzbetrag wird nicht für Einfuhren aus 
den dritten Ländern festgesetzt, die bereit und in 
der Lage sind, die Garantie zu übernehmen, daß der 
tatsächliche Preis bei der Einfuhr aus ihrem Hoheits- 
gebiet nicht unter dem Einschleusungspreis liegt 
und jede Verkehrsverlagerung vermieden wird. 
Diese Länder werden nach dem in Artikel 20 der 
Verordnung Nr. 20 des Rats und Artikel 17 der 
Verordnungen Nr. 21 und 22 des Rats vorgesehenen 
Verfahren bestimmt. 


Artikel 5 

Bis zum Erlaß gemeinsamer Maßnahmen setzt der 
einführende Mitgliedstaat den Zusatzbetrag fest. 
Dieser ist zusammen mit den seiner Festsetzung zu- 
grunde liegenden Feststellungen unverzüglich der 


Kommission durch Fernschreiber und den übrigen 
Mitgliedstaaten mitzuteilen. 


Artikel 6 

Die gemeinsam zu treffenden Maßnahmen werden 
innerhalb von zwei Wochen nach dem in Artikel 20 
der Verordnung Nr. 20 des Rats und nach dem in 
Artikel 17 der Verordnungen Nr. 21 und 22 des 
Rats vorgesehenen Verfahren getroffen. Es ist ins- 
besondere darüber zu entscheiden, ob der gegebe- 
nenfalls durch einen Mitgliedstaat festgesetzte Zu- 
satzbetrag aufrechtzuerhalten, abzuändern oder auf- 
zuheben ist. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission über- 
prüfen laufend die Feststellungen, die der Festset- 
zung des Zusatzbetrags zugrunde liegen. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
laufend die zur Beurteilung der Entwicklung der 
Preise auf den Märkten in der Gemeinschaft und in 
dritten Ländern erforderlichen Angaben. 


Artikel 8 

Der Zusatzbetrag wird von dem einführenden 
Mitgliedstaat erhoben. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten erlassen alle erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um jede Ver- 
kehrsverlagerung zu vermeiden. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Anhang 


Anhang zur Verordnung Nr. 109 der Kommission über die Festsetzung des 
Zusatzbetrags nach Artikel 7 der Verordnung Nr. 20 des Rats und nach Artikel 6 
der Verordnungen Nr. 21 und 22 des Rats 


Die in Artikel 1 genannten Referenzqualitäten 
sind für Einfuhren aus dritten Ländern nach 

Belgien: 

Schweine der Handeisklasse «demi-gras» mit einem 
Lebendgewicht von 95 — 105 kg; 

Bundesrepublik Deutschland: 

Schweine der Handelsklasse C mit einem Lebend- 
gewicht von 100 — 119,5 kg; 

Frankreich: 

Schweine einer Qualität, deren Preis um 1,4178 
Rechnungseinheiten je 100 kg unter dem Preis der 
Qualität « belle-coupe » mit einem Schlachtgewicht 
von 66 — 83 kg mit Kopf liegt; 


Italien: 

Schweine einer Qualität, deren Preis um 3,6800 
Rechnungseinheiten je 100 kg über dem Preis der 
Schweine der Gewichtsklasse 146 — 180 kg Lebend- 
gewicht liegt; 

Luxemburg: 

Schweine der Kategorie I Klasse A mit einem 
Schlachtgewicht bis zu 100 kg; 

Niederlande: 

Schweine einer Qualität, deren Preis um 2,7061 
Rechnungseinheiten je 100 kg über dem Preis der 
Vleeswarenvarkens der 2. Handelsklasse mit einem 
Schlachtgewicht von 70 — 85 kg liegt. 
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Verordnung Nr. 110 der Kommission 
über die Festsetzung des Zusatzbetrags nach Artikel 8 
der Verordnung Nr. 20 des Rats 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorgahisation für Schweinefleisch, insbeson- 
dere auf Artikel 8 Absatz (4), 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch, 

in Erwägung nachstehender Gründe: j 

Fällt der Angebotspreis frei Grenze, der sich um ! 
den nach Artikel 3 oder 4 der Verordnung Nr. 20 
des Rats festgesetzten Abschöpfungsbetrag erhöht, 
bei der Einfuhr aus einem Mitgliedstaat unter den 
nach Artikel 8 dieser Verordnung festgesetzten 1 
innergemeinschaftlichen Einschleusungspreis, so ist | 
dieser Abschöpfungsbetrag um einen Betrag herauf- i 
zusetzen, der dem Unterschied zwischen dem erhöh- ; 
ten Angebotspreis und dem innergemeinschaftlichen 
Einschleusungspreis entspricht. 

Um einen einheitlichen Zusatzbetrag für die ver- , 
schiedenen Qualitäten des jeweiligen Erzeugnisses 
festsetzen zu können, empfiehlt es sich, den Ange- | 
botspreis frei Grenze als den Preis einer bestimm- ; 
ten Qualität zu definieren. 

Für die Ermittlung des tatsächlichen Angebots- 
preises sollen nicht nur die Angaben in den Zoll- 
papieren, sondern auch die Marktpreise in den Mit- 
gliedstaaten herangezogen werden. i 

Der Zusatzbetrag ist nur für Einfuhren aus dem- 
jenigen Mitgliedstaat festzusetzen, aus dem Einfuh- 
ren stammen, deren erhöhter Angebotspreis unter 
dem innergemeinschaftlichen Einschleusungspreis 
liegt. 

Der Zusatzbetrag ist zunächst von dem einfüh- 
renden Mitgliedstaat festzusetzen. Es ist jedoch 
sicherzustellen, daß so schnell wie möglich gemein- 
same Maßnahmen getroffen werden können, die 
insbesondere eine Überprüfung des Verhaltens des 
betreffenden Mitgliedstaats ermöglichen müssen. 

Der Zusatzbetrag ist von dem einführenden Mit- 
gliedstaat zu erheben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Der Angebotspreis frei Grenze im Sinne des 
Artikels 8 Absatz (3) der Verordnung Nr. 20 des 


Rats — im folgenden Angebotspreis genannt — ist 
der um den nach Artikel 3 oder 4 der Verordnung 
Nr. 20 des Rats festgesetzten Abschöpfungsbetrag 
erhöhte Preis für diejenigen Qualitäten, die den im 
Anhang dieser Verordnung definierten Referenz- 
qualitäten entsprechen. 

(2) Der Angebotspreis wird ermittelt insbesondere 
unter Berücksichtigung 

a) des Preises, der in den Zollpapieren angegeben 
ist, die das eingeführte Erzeugnis begleiten, und 

b) der Preise, die bei Ausfuhren aus einem Mit- 
gliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat an- 
gewandt werden. 

Für die Feststellung der in Absatz (2) Buchstabe b) 
genannten Preise sind die Preise auf den repräsen- 
tativen Märkten der Mitgliedstaaten heranzuziehen. 


Artikel 2 

Der Zusatzbetrag wird festgesetzt, wenn der An- 
gebotspreis unter den innergemeinschaftlichen Ein- 
schleusungspreis fällt. Er wird neu festgesetzt, wenn 
sich der Angebotspreis ändert. Die Festsetzung wird 
jedoch aufgehoben, wenn festgestellt wird, daß der 
Angebotspreis den innergemeinschaftlichen Ein- 
schleusungspreis erreicht oder übersteigt. 


Artikel 3 

Der Zusatzbetrag entspricht dem Unterschied zwi- 
schen dem Angebotspreis und dem nach Artikel 8 
der Verordnung Nr. 20 festgesetzten innergemein- 
schaftlichen Einschleusungspreis. 


Artikel 4 

Der Zusatzbetrag wircj für Einfuhren aus dem- 
jenigen Mitgliedstaat festgesetzt, aus dem die Ein- 
fuhren stammen, deren Angebotspreis unter dem 
innergemeinschaftlichen Einschleusungspreis liegt. 


Artikel 5 

Bis zum Erlaß gemeinsamer Maßnahmen setzen 
die Mitgliedstaaten den Zusatzbetrag fest. Dieser ist 
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unverzüglich der Kommission durch Fernschreiben 
und den übrigen Mitgliedstaaten zusammen mit den 
seiner Festsetzung zugrunde liegenden Feststellung 
mitzuteilen. 


Artikel 6 

Die gemeinsam zu treffenden Maßnahmen werden 
innerhalb von zwei Wochen nach dem in Artikel 20 
der Verordnung Nr. 20 des Rats vorgesehenen Ver- 
fahren getroffen. Es ist insbesondere darüber zu 
entscheiden, ob der gegebenenfalls durch einen Mit- 
gliedstaat festgesetzte Zusatzbetrag aufrechtzuer- 
halten, abzuändern oder aufzuheben ist. 


Artikel 7 

Die Mitgliedst^aten und die Kommission über- 
prüfen laufend die Feststellungen, die der Festset- 
zung des Zusatzbetrags zugrunde liegen. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
laufend die zur Beurteilung der Entwicklung der 


Preise auf den Märkten in der Gemeinschaft erfor- 
derlichen Angaben. 


Artikel 8 

Der Zusatzbetrag wird von dem einführenden 
Mitgliedstaat erhoben. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten erlassen alle erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um jede Ver- 
kehrsverlagerung zu vermeiden. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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ANHANG 

Anhang zur Verordnung Nr. 110 der Kommission über die Festsetzung des 
Zusatzbetrags nach Artikel 8 der Verordnung Nr. 20 des Rats 


Die in Artikel 1 genannten Referenzqualitäten 
sind für Einfuhren aus Mitgliedstaaten nach 

Belgien: 

Schweine der Handelsklasse «deini-gras» mit einem 
Lebendgewicht von 95 — 105 kg; 

Bundesrepublik Deutschland: 

Schweine der Handelsklasse C mit einem Lebend- 
gewicht von 100 — 119,5 kg; 

Frankreich: 

Schweine einer Qualität, deren Preis um 1,4178 
Rechnungseinheiten je 100 kg unter dem Preis der 
Qualität «belle-coupe» mit einem Schlachtgewicht 
von 66 — 83 kg mit Kopf liegt; 


Italien: 

Schweine einer Qualität, deren Preis um 3,6800 
Rechnungseinheiten je 100 kg über dem Preis der 
Schweine der Gewichtsklasse 146 — -180 kg Lebend- 
gewicht liegt; 

Luxemburg: 

Schweine der Kategorie I Klasse A mit einem 
Schlachtgewicht bis zu 100 kg; 

Niederlande: 

Schweine einer Qualität, deren Preis um 2,7061 
Rechnungseinheiten je 100 kg über dem Preis der 
Vleeswarenvarkens der 2. Handelsklasse mit einem 
Schlachtgewicht von 70 — 85 kg liegt. 
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Verordnung Nr. 111 der Kommission 
über die Festsetzung des zusätzlichen Betrags, der bei Aus- 
fuhren in dritte Länder nach Artikel 11 der Verordnung Nr. 20 
des Rats und nach Artikel 8 der Verordnungen Nr. 21 und 22 
des Rats erstattet werden kann 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Schweinefleisch, insbesondere 
auf Artikel 11, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Eier, insbesondere auf 'Ar- 
tikel 8, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 8, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Schweinefleisch und des Verwaltungsausschus- 
ses für Geflügelfleisch und Eier, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um den Mitgliedstaaten weiterhin die Möglich- 
keit zu geben, am Welthandel mit Schweinefleisch, 
Geflügelfleisch und Eiern teilnehmen zu können, 
ist es ihnen zu gestatten, bei Ausfuhren nach dritten 
Ländern einen Betrag zu erstatten, welcher es er- 
laubt, ihre Konkurrenzfähigkeit auf den Märkten 
dritter Länder zu erhalten. 

Hierzu ist es erforderlich, über den Betrag hinaus, 
der der Auswirkung des Preisunterschieds bei Fut- 
tergetreide im ausführenden Mitgliedstaat und auf 
dem Weltmarkt auf die Futterkosten entspricht, 
einen zusätzlichen Betrag zu erstatten, der unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Preise im 
ausführenden Mitgliedstaat und auf dem Weltmarkt 
für lebende Hausschweine und Fleisch von Haus- 
schweinen in ganzen oder halben Tierkörpern sowie 
der Preise für die unter die Verordnungen Nr. 20, 
21 und 22 des Rats fallenden Erzeugnisse festzu- 
setzen ist. 

Um jedoch die Beteiligung an ungesunder Kon- 
kurrenz auf dem Weltmarkt zu verhindern, ist es 
erforderlich, die Höhe der Erstattungsbeträge zu 
begrenzen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der in Artikel 11 Buchstabe b) der Verordnung 
Nr. 20 des Rats und in Artikel 8 Buchstabe b) der 
Verordnungen Nr. 21 und 22 des Rats vorgesehene 
zusätzliche Betrag, der bei der Ausfuhr in ein drittes 
Land von lebenden Hausschweinen (Nummer des 
Gemeinsamen Zolltarifs 01.03 A II) und von Fleisch 
von Hausschweinen in ganzen oder halben Tier- 
körpern (Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 
02.01 A III a) sowie der in Artikel 1 der Verord- 
nungen Nr. 21 und 22 des Rats genannten Erzeug- 
nisse erstattet werden kann, ist gleich dem Unter- 
schied zwischen den Preisen des ausgeführten Er- 
zeugnisses in dem ausführenden Mitgliedstaat und 
auf dem Weltmarkt, wobei von diesem Unterschied 
der Teilbetrag des Abschöpfungsbetrags gegenüber 
dritten Ländern abzuziehen ist, welcher sich auf 
Grund der Auswirkung des Preisunterschieds bei 
Futtergetreide im ausführenden Mitgliedstaat und 
auf dem Weltmarkt ergibt. 


Artikel 2 

Der Weltmarktpreis für die in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse wird festgestellt unter Berücksich- 
tigung 

— ■ der Preise auf repräsentativen Märkten in drit- 
ten Ländern; 

— der Marktpreise und Einfuhrpreise in den je- 
weiligen Bestimmungsländern. 


Artikel 3 

Die Hinzurechnung des zusätzlichen Betrags zu 
dem Betrag, der der Auswirkung des Preisunter- 
schieds bei Futtergetreide im ausführenden Mit- 
gliedstaat und auf dem Weltmarkt auf die Futter- 
kosten entspricht, darf nicht dazu führen, daß die 
Summe dieser beiden Beträge die gegenüber dritten 
Ländern tatsächlich angewandten Abschöpfungs- 
beträge übersteigt. 


Artikel 4 

In Einzelfällen, die eine Berechnung der Rück- 
erstattung in einer Weise verlangen, die von der in 
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dieser Verordnung festgelegten abweicht, wird nach 
dem in Artikel 20 der Verordnung Nr. 20 des Rats 
und Artikel 17 der Verordnugen Nr. 21 und 22 des 
Rats vorgesehenen Verfahren entschieden. 


Artikels 

Diese Verordnung tritt am 30. Juli 1962 in Kraft. 
Sie bleibt bis zum 2. Dezember 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 
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Verordnung Nr. 112 der Kommission 
zur Änderung der Verordnung Nr. 75 der Kommission über die 
Festsetzung der innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge 
für geschlachtetes Hausgeflügel und der Verordnung Nr. 79 
der Kommission über die Festsetzung der innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsbeträge für lebendes Hausgeflügel mit 
einem Gewicht von höchstens 185 Gramm 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN WIRT- 
SCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch, insbesondere 
auf Artikel 3 Absatz (6) erster Satz, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 46 des Rats über 
das Verfahren zur Festsetzung der innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträge und der Abschöp- 
fungsbeträge gegenüber dritten Ländern für leben- 
des Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 
185 Gramm, insbesondere auf Artikel 1, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Geflügelfleisch und Eier, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die einzelnen Mitgliedstaaten enthält der 
innergemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag für ge- 
schlachtetes Hausgeflügel und für lebendes Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 
Gramm unter anderem einen festen Teilbetrag in 
Höhe der Auswirkung des im Jahre 1962 gegenüber 
den anderen Mitgiiedstaaten geltenden Zollsatzes 
auf den Durchschnitt der im Jahre 1961 für die 
genannten Erzeugnisse festgestellten Preise frei 
Grenze; ist jedoch der vorstehend genannte Zoll- 
satz niedriger als 6 v. H., so kann der feste Teil- 
betrag auf 6 V. H. des Durchschnitts der vorstehend 
genannten Preise eröht werden. 

Der in Belgien, Luxemburg und den Niederlanden 
geltende Zolltarif sieht für Einfuhren der genannten 
Erzeugnisse aus den Beneluxstaaten keinen Zoll 
vor. 

Die genannten Mitgliedstaaten haben zunächst 
bei der Kommission beantragt, den festen Teilbetrag 
der innergemeinschaftiichen Abschöpfungsbeträge 
für den Warenverkehr innerhalb der Benelux- 
staaten für die betreffenden Erzeugnisse auf 6 v. H. 
des Durchschnitts der im Jahre 1961 festgestellten 
Preise frei Grenze festzulegen. 


Dementsprechend sind die genannten Abschöp- 
fungsbeträge in den Verordnungen Nr, 75 und 79 
der Kommission festgesetzt worden. 

Belgien, Luxemburg und die Niederlande haben 
ihren Antrag jedoch am 24. Juli 1962 zurückgezogen; 
es ist daher notwendig, die Verordnungen Nr. 75 
und Nr. 79 der Kommission entsprechend zu än- 
dern — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Abänderung der in Artikel 1 Absatz (1) der 
Verordnung Nr. 75 der Kommission über die Fest- 
setzung der innergemeinschaftiichen Abschöpfungs- 
beträge für geschlachtetes Hausgeflügel festgesetz- 
ten innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge 
für geschlachtetes Hausgeflügel betragen die in Ar- 
tikel 3 der Verordnung Nr. 22 des Rats vorgesehe- 
nen innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge 
für den Warenverkehr zwischen den Benelux- 
staaten, je Kilogramm geschlachtetes Hausgeflügel 
(Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs ex 02.02), für 
Einfuhren 

a) von Hühnern 

1. wenn das Tier gerupft, ausgenommen und 

mit Kopf und Ständern in den Verkehr gebracht 

wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0251 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0282 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0533 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 

aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 
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2. wenn das Tier gerupft, augenommen, ohne 
Kopf und ohne Ständer, aber mit Herz, Leber 
und Muskelmagen (eßbare Eingeweide) in den 
Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0298 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0335 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0632 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


3. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Ständer sowie ohne eßbare Ein- 
geweide in den Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0321 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0361 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0682 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


b) von Enten 

1. wenn das Tier gerupft und ausgeblutet, ge- 
schlossen, mit Kopf und Paddeln in den Verkehr 
gebracht wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0333 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0374 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0707 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Paddeln, aber mit oder ohne 
Herz, Leber und Muskelmagen (eßbare Ein- 
geweide) in den Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0432 Rechnungseinheiten 


nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0487 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0919 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


c) von Puten 
nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0412 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0464 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0876 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


d) von Gänsen 

1. wenn das Tier gerupft und ausgeblutet, ge- 
schlossen, mit Kopf und Paddeln in den Verkehr 
gebracht wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0407 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0458 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0865 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


2. wenn das Tier gerupft, ausgenommen, ohne 
Kopf und ohne Paddeln, mit oder ohne Herz und 
Muskelmagen in den Verkehr gebracht wird 

nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0445 Rechnungseinheiten 

nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0501 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0946 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


e) von Perlhühnern 
nach Belgien 

aus Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,0605 Rechnungseinheiten 
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nach Luxemburg 

aus Belgien 0,0681 Rechnungseinheiten 

den Niederlanden 0,1285 Rechnungseinheiten 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


Artikel 2 

In Abänderung der in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 79 der Kommission über die Festsetzung der 
innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbeträge für 
lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht von 
höchstens 185 Gramm festgesetzten innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträge für lebendes 
Hausgeflügel mit einem Gewicht von höchstens 
185 Gramm betragen die in Artikel 3 der Verord- 
nung Nr. 22 des Rats vorgesehenen innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträge für den Waren- 
verkehr zwischen den Beneluxstaaten je Stück 
lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht von höch- 


stens 185 Gramm (Nummer des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs ex 01.05) für Einfuhren 

nach Belgien 

aus Luxemburg 

den Niederlanden 

nach Luxemburg 

aus Belgien 

den Niederlanden 

nach den Niederlanden 


aus Belgien 0,0 Rechnungseinheiten 

Luxemburg 0,0 Rechnungseinheiten 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. Juli 
1962 in Kraft. Artikel 2 bleibt bis zum 31. Dezem- 
ber 1962 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


. . 0,0 Rechnungseinheiten 
. . 0,0040 Rechnungseinheiten 

. . 0,0032 Rechnungseiriheiten 
. . 0,0072 Rechnungseinheiten 


Brüssel, am 27. Juli 1962 


Für die Kommission 
Der Präsident 
W. Hallstein 


94 



